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Dunst

Der Dunst gleicht dem Nebel und dem Rauch, und er trübt den Blick und
verzerrt die Konturen und die Perspektiven eines
wirklichkeitsdeckenden Kurses. Er verschleiert und er lenkt ab vom
eingeschlagenen Weg und führt nicht selten Desorientierung und
Verwirrung in seinem Gefolge. Aus quellenden Dämpfen und wirbelnden
Feldern ungewisser Herkunft und wässriger Beschaffenheit gebären und
erschöpfen sich an unbestimmbaren Orten jene nebelkonsistenten Felder,
welche sich später zu den sattsam vertrauten Dunstglocken von amöber
Gestalt heranbilden und nur im Quadratkilometer messenden,
landschaftsverschlingenden Wallen und in wirbelnden Feldern, die,
großen Wolkenbänken gleich, riesige Gegenden mit Hof und Haus, mit
Mann und Maus und Wald und Feld und nicht zuletzt mit Hügeln und
Gebirgen eng umschließen, sich dem Auge des Betrachters entziehen.

Sichtbar oder nicht könnte doch langsam der Eindruck entstehen und mit
ihm die Erkenntnis wachsen, es wäre dieser Dunst und Nebel, der das
schwindende Begreifen und die mangelnden Korrekturen allgemein
politisch und gesellschaftlich entuferter Auswüchse und ihre zunehmend
geradezu als historisch zu bezeichnenden Verhältnisse nicht nur stützt
und leitet, sondern, von tiefen menschlichen Absichten motiviert,
antreibt und so mit wachsender Geschwindigkeit einer wahrscheinlich
unakzeptablen Zukunft entgegensteuert.

Ihre Schattenblick-Redaktion


17. Mai 2019
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Hambacher Forst - 19. Mai 2019

Prozess um Blockade von Kohlezug



Am 29.05. um 09:00 findet vor dem Landgericht Aachen ein Prozess gegen
zwei Aktivist:innen aus dem Hambacher Forst statt denen vorgeworfen
wird, Ende 2017, die Schienen der Privatbahn von RWE, auf denen die
Braunkohle zu den Kraftwerken transportiert wird, blockiert zu haben.

Der Hambacher Forst ist seit sieben Jahren von Umweltaktivist:innen
besetzt die sich gegen die Abholzung des Jahrtausende alten Waldes und
gegen die äußerst klimaschädliche Braunkohleverstromung einsetzen. Die
Waldbesetzer:innen gehören größtenteils der öko-anarchistische Bewegung
an, neben Umweltschutz und Klimaschutz gehören auch generelle
Alternativen zu Kapitalismus, Staat und Strafe zu ihren Zielen.

Eine Angeklagte Aktivistin äußerte sich dazu wie folgt: "Nach dem
größten Polizeieinsatz in der Geschichte des Landes NRW wird jetzt
weiter versucht Aktivist:innen zu zermürben. Zum einen durch weitere
kleinere Polizeieinsätze, durch willkürliche Personenkontrollen, aber
auch durch die enge Folge von Gerichtsterminen wegen teilweise Jahre
alten Vorwürfen. Ich werde mich davon nicht abhalten lassen weiter für
meine Überzeugungen einzustehen. Dabei zählt für mich in erster Linie ob
ich meine Handlungen für richtig halte und nicht was als legal oder
ordentlich gilt."

In einem Prozessaufruf auf der Website der Waldbesetzer:innen rufen die
Aktivist:innen aktiv zur Störung des Prozesses auf, so heißt es:
"Repression möchte uns kaputt machen, zermürben und dazu bringen uns in
Zukunft konform zu verhalten. Darauf lassen wir uns nicht ein.
Stattdessen stiften wir Chaos und haben bei den Prozessen noch Spaß, wir
haben nicht verloren solange wir noch mehr Spaß als sie haben. Und bis
zu dem Tag wo die Gerichte und Gefängnisse dieser Welt niedergebrannt
sind und auf ihren Fundamenten Spielplätze erbaut wurden machen wir die
Gerichte zu unseren Spielplätzen!"


Der gesamte Aufruf findet sich hier:

https://hambacherforst.org/blog/2019/05/18/einladung-zur-prozess-party-am-landgericht-aachen-29-05/

Prozesstermin

Mittwoch 29. Mai 09:00

Landgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen

Erdgeschoss, Sitzungssaal A 0.021

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/597: Klimakampf und Kohlefront - Sitzblockade gegen den Straßenbauwürgegriff von RWE ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bedrohte Dörfer: Sitzblockade am Tagebau Garzweiler angekündigt

RWE missachtet Kohleausstieg mit Baubeginn von neuer Grubenrandstraße



Erkelenz. Die Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" und das Bündnis "Alle Dörfer
bleiben" rufen zu einer Sitzblockade gegen den gestern begonnenen Bau der
Landstraße L354n zwischen Wanlo und Kuckum auf. Die Straße wird nur
benötigt, wenn weitere Dörfer für die darunter liegende Braunkohle zerstört
werden. Unter dem Motto "Keinen Meter der Kohle" wollen sich deshalb ab
Montag den 27. Mai Anwohnende gemeinsam mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung den Bauarbeiten in den Weg setzen.

"RWE offenbart mit diesem Straßenbau seine Ignoranz gegenüber dem kommenden
Kohleausstieg," stellt Mira Jäger, Pressesprecherin von Kohle erSetzen!,
fest. "Es ist klar: alle Dörfer werden bleiben. Denn selbst mit dem völlig
unzureichenden Ergebnis der Kohlekommission dürfen die Tagebaue kaum
fortgeführt werden. Somit sind sowohl das Abbaggern der Dörfer als auch der
neue Straßenbau absolut überflüssig." Dennoch wurde für die Bauarbeiten
bereits ein Waldstück gerodet, mehrere Hektar fruchtbarer Ackerboden sollen
geopfert werden.

"Um weiter Fakten zu schaffen und die Menschen in den Dörfern unter Druck
zu setzen, baut RWE eine neue 'Grubenrandstraße' weit hinter den Dörfern.
Das ist Hohn für all jene, die fest entschlossen sind, in ihren Dörfer zu
bleiben," so David Dresen aus dem bedrohten Kuckum. Sollte der Tagebau wie
von RWE gewollt fortgesetzt werden, wird die neue Grubenrandstraße erst
2027 mit der Zerstörung Kuckums gebraucht. Die Genehmigung des Neubaus hat
RWE bereits seit vier Jahren. Nach RWEs bisherigen Plänen würde es reichen,
wenn erst 2025 mit dem Straßenbau begonnen würde. Die Anwohnenden vor Ort
gehen daher davon aus, dass RWE jetzt schon baut, um sie unter Druck zu
setzen und ihnen die Lebensqualität in ihren Dörfern zu nehmen. "Den
Menschen hier gezielt das Leben zur Hölle zu machen, hat bei RWE System.
Der Bau der Straße hebt die Provokationen auf eine neue Stufe" so David
Dresen. "Um unserer Forderung nach einem sofortigen Stopp aller
bergbauvorbereitenden Maßnahmen Nachdruck zu verleihen, sehen wir uns daher
gezwungen einen Schritt weiter zu gehen und rufen dazu auf, die Bauarbeiten
zu blockieren. "RWE gräbt derzeit eine Schneise durch Felder und Wald in
der vollen Breite der zukünftigen Straße. Nach Abschluss dieser Arbeiten
soll die Schneise auf mögliche alte Kampfmittel und archäologische Funde
untersucht werden, im Anschluss soll dann direkt der Straßenbau beginnen.

In den letzten 100 Jahren sind allein in Deutschland fast 300 Orte für den
Braunkohleabbau zerstört worden. Mittlerweile ist jedoch eine breite
Unterstützung für einen schnellen Kohleausstieg entstanden, wie er auch
wöchentlich von Zehntausenden beim Klimastreik "Fridays for Future"
gefordert wird. Dennoch treibt RWE im Rheinischen Revier die Umsiedlung von
rund 1.500 Menschen weiter voran. Sechs Dörfer und weitere Höfe sind vom
Tagebau Garzweiler II nach wie vor bedroht. Für den 22. Juni lädt Alle
Dörfer bleiben deshalb zu einem großen Aktionstag ins Rheinische Revier
ein, gemeinsam mit Fridays for Future, BUND, Greenpeace, Campact und den
Naturfreunden. An diesem Tag werden auch die Aktiven von Ende Gelände an
anderer Stelle zivilen Ungehorsam gegen den Kohle-Abbau leisten.

Mit seinem Geschäft zerstört RWE nicht nur Dorfgemeinschaften in
Deutschland. Als Konzern mit dem größten Treibhausgasausstoß in Europa
bedroht er besonders die Existenz von Menschen weltweit, die durch die
Klimakrise ihre Lebensgrundlagen verlieren. Schon jetzt leiden diese
Menschen unter immer stärkeren Dürren und Extremwetterereignissen, obwohl
sie am wenigsten zur Klimakrise beigetragen haben.

www.kohle-ersetzen.de/

www.twitter.com/Kohle_erSetzen

http://alle-doerfer-bleiben.de/

www.twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.05.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/596: Klimakampf und Kohlefront - kein Halt vor Wald und Dorf und Kirche ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Profanierung der katholischen Kirche in
Kerpen Manheim am 18.05.2019 und dem Ratsentscheid der Stadt Kerpen am
17.05.2019, sich nicht für den Erhalt der Kirche und eine alternative
Nachnutzung einzusetzen.

Die katholische Kirche sollte an der Seite aller betroffenen Menschen
stehen



Buir, 19.05.2019. Bei allem Verständnis dafür, dass sich der Pfarrverband
Kerpen Süd-West und der Kirchenvorstand Manheim für eine Entweihung der
Kirche St. Albanus und Leonardus entschieden hat, um mit den sakramentalen
Gegenständen einen Teil der Identität in das neu zu schaffende kirchliche
Zentrum in Manheim-neu umzusiedeln, bleibt doch der Eindruck einer
einseitigen Parteinahme der katholischen Würdenträger auf Gemeinde- und
Bistumsebene und damit ein bitterer Beigeschmack.

Auch der entweihte Kirchenbau wird für viele Menschen ein Ort der
Erinnerung sein und bleiben. Ein Umsiedler hat die Kirche beschrieben als
eine Zeitkapsel, in der wichtige Lebensstationen wie Taufe, Geburt,
Kommunion, Hochzeit und das Abschiednehmen von Mitmenschen konserviert
wird. Der Kirchenraum als Ort des Rückzuges, der Besinnung und der
Erinnerung. Auch als entweihter Ort, wird der Kirchenbau genau das für
viele Menschen sein und bleiben. Dass Umsiedler*innen vehement den Abriss
ihrer Häuser und sogar ihrer Kirche fordern, zeugt von dem großen Trauma,
das Umsiedlung bei Menschen auslöst und welches nur schwer zu verarbeiten
ist. In Bezug auf ihre seelsorgerische Aufgabe im Zusammenhang mit
Umsiedlung und Heimatverlust versagt die katholische Kirche, indem Sie die
Menschen im Stich lässt, die gerne in ihrem Dorf, ihrem Zuhause bleiben
möchten. Statt im Konflikt um die Kohle zu vermitteln und zu befrieden,
sind die Kirchenvertreter parteiisch, grenzen kohlekritische Menschen und
Klimaschützer*innen aus, und schaden so dem Ansehen der katholischen
Kirche.

Wie ist es zu verstehen, wenn der Weg für die Zerstörung der Kirche St.
Albanus und Leonardus frei gemacht wird und sie zugleich angepriesen wird
als die "schönste Kirche im Seelsorgebereich" die dem "Tagebau weichen
muss"(*)?

Diese Kirche in Manheim "muss" dem Tagebau nicht weichen, da der Hambacher
Wald erhalten bleibt und der Energiekonzern dem eigenen Bekunden nach nicht
um den Wald herumbaggern kann.

Indem auch die Stadt Kerpen ihren Ortsteil Manheim, die Kirche, das
Marktplatzensemble und weitere erhaltenswerte Baudenkmäler komplett in
Schutt und Asche legen lassen will, beraubt sie sich selbst des großen
Potentials einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Entwicklung dieses
symbolhaften Ortes im Zuge des zukünftigen Strukturwandels im Rheinischen
Revier.


Anmerkung:

(*) "Eine Kirche, die viele Generationen von Gläubigen durchs Leben
begleitet hat. Diese Kirche muss dem Tagebau weichen. Sie ist klein, aber
fein! Herzliche Einladung zu einem Rundgang durch die schönste Kirche im
Seelsorgebereich mit..." (Quelle: Einladungstext an Firmlinge zur
Kirchenbesichtigung im Juni 2019).

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 19.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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LESUNG/4313: Frankfurt - Poesie aus Flandern und den Niederlanden, 23.5, 6. und 7.6.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 20.05.2019

Poesie aus Flandern und den Niederlanden

Junge Dichterinnen tragen ihre Werke an der Goethe-Universität vor.



FRANKFURT. Vier junge Dichterinnen aus den Niederlanden und Flandern sind
zu Gast an der Goethe-Universität und zeigen, wie erfrischend junge Poesie
auf Niederländisch klingt. Kira Wuck, Carmien Michels, Charlotte Van den
Broeck und Hagar Peeters sind vier große Namen in der
niederländischsprachigen Lyrikwelt. Ihre poetischen Sporen haben sie sich
bei diversen nationalen und internationalen Poetry Slam-Festivals
verdient. Den Anfang machen Kira Wuck aus den Niederlanden und Carmien
Michels aus Belgien, die

am Donnerstag, 23. Mai, um 19 Uhr

im Casinogebäude Raum 1.812 (Campus Westend)

ihre Gedichte vortragen. Die Gedichte in Kira Wucks Poesieband "Finnische
Mädchen" und "Das Meer hat Hunger" sind von einer tiefen Melancholie mit
einer Prise Absurdität geprägt. Die Tochter einer Finnin thematisiert
Einsamkeit und gestörte Zweisamkeit auf teils verfremdet-bizarre Art und
Weise. Carmien Michels ist eine geborene Wort- und Bühnenkünstlerin. Sie
deklamiert auf souveräne und überzeugende Art und Weise ihre teils sehr
persönlichen, teils gesellschaftskritischen Gedichte aus dem Debüt "Wir
kommen von weit her".

Die damals 25-jährige Charlotte Van den Broeck hat bei der Eröffnungsfeier
der Frankfurter Buchmesse 2016 einen unvergesslichen Eindruck
hinterlassen. Professionell und unerschrocken und mit einer 
betörend-sanften Stimme trägt sie am 6. Juni ihre subtilen, persönlich 
geladenen, perfekt geschliffenen Gedichte vor.

In gewisser Hinsicht ihr Gegenpol ist Hagar Peeters: Spielerisch und
quicklebendig, wirkt sie wie ein Magnet, der seit langem weiß, wie man das
Publikum anzieht. Vielsagend ist der Titel ihres Debüts aus dem Jahr 2009:
"Für heute reicht's mit Gedichten über die Liebe". Hagar Peeters schreibt
nicht nur Gedichte. Ihr Roman "Malva", aus dem sie am 7. Juni vorliest,
wurde 2018 ins Deutsche übersetzt und erzählt auf bizarr-skurrile Weise
die Geschichte der behinderten und verleugneten Tochter des großen
Dichters Pablo Neruda.

Alle Gedichte wurden für die Lesungen in Frankfurt von professionellen
Übersetzern ins Deutsche übertragen und werden während des Vortrags an die
Wand projiziert. Es gibt bei den Veranstaltungen Büchertische.

Die Termine im Überblick:

Donnerstag, 23. Mai

Kira Wuck aus den Niederlanden und Carmien Michels aus Belgien

Donnerstag, 6. Juni

Hagar Peeters (NL) und Charlotte Van den Broeck (B) IG-Farben-Bau, Raum
251 (EG).

Freitag, 7. Juni


Hagar Peeters liest aus ihrem Roman "Malva"

Casinogebäude, Campus Westend, Raum 1.812


Information und Anmeldung: Laurette Artois, Lektorat Niederländisch,
Institut für deutsche Literatur und ihre Didaktik, Telefon 069/79832851,
E-Mail artois@lingua.uni-frankfurt.de

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4312: Stuttgart - Reihe "Karambolagen" zum Thema "Groß-/Väter" mit Barbara Honigmann und Geraldine Schwarz, 25.06.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Dienstag, 25.06.19, 19.30 Uhr

Groß-/Väter

Barbara Honigmann

Veranstaltungsreihe: Karambolagen

Lesung und Gespräch,

Moderation: Elisabeth Edl

Auszüge aus dem Comic: Egon Schwarz



In der Reihe "Karambolagen" legen wir es auf Reibung an: Das
Aufeinanderprallen von Meinungen, Sichtweisen, Weltverständnissen ist
zwingender Bestandteil beweglicher Gesellschaften. Darauf aufbauend
laden wir in insgesamt acht Folgen jeweils zwei deutsch-französische
Gäste ein, die einen kurzen Text zum Thema des Abends verfassen oder
eine Passage aus dem jeweils jüngsten Buch lesen. Am 25. Juni bitten
wir unter dem Titel "Groß-/Väter" zwei Autorinnen auf die Bühne, die
beide literarisch ihre Familiengeschichte aufarbeiten: Barbara
Honigmann schreibt mit ihrem jüngsten und vielfach gelobten Roman
"Georg" die Biografie ihres Vaters, und Geraldine Schwarz geht in
ihrem preisgekrönten Werk "Die Gedächtnislosen" ihrer
Familiengeschichte über drei Generationen nach. Beide Bücher erzählen
dabei auch auf sehr verschiedene Weise von Europa im 20. Und 21.
Jahrhundert, von den Kriegen bis heute, und zeigen, wie sehr die
Erinnerungsarbeit wesentlicher Bestandteil für die Zukunft eines
demokratischen Europas ist. Barbara Honigmann, 1949 in Ost-Berlin
geboren, zog 1984 mit der Familie nach Straßburg, wo sie noch heute
lebt. Honigmanns Werk wurde mit zahlreichen Preisen, u.a. mit dem
Heinrich-Kleist-Preis ausgezeichnet. Geraldine Schwarz ist eine
deutsch-französische Journalistin und Dokumentarfilmerin. "Die
Gedächtnislosen" wurde von Christian Ruzicska ins Deutsche übertragen
und erscheint derzeit in sieben weitere Sprachen.

Eine Kooperation von Literaturhaus Stuttgart und Institut francais,
gefördert von der Dr. Karl Eisele und Elisabeth Eisele Stiftung.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4311: Stuttgart - "Ukraine & Russland", mit Jáchym Topol, Serhij Zhadan, Christian Neef, Karl Schlögel, 06.06.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Donnerstag, 06.06.19, 19.00 Uhr

Empfindsamkeiten & Archäologie untergegangener Welten &
Jáchym Topol, Serhij Zhadan, Christian Neef, Karl Schlögel
Veranstaltungsreihe: "Etwas in der Sprache ging kaputt, knackte wie
das Eis auf dem Stausee im März." 

Ukraine & Russland. Literaturen, Politiken und Perspektiven

Lesung und Gespräch

Moderation: Helmut Böttiger



Als "politischer Gegenwartsroman" wurde Jachym Topols neuer Roman in
Tschechien gefeiert, der nun unter dem Titel "Ein empfindsamer
Mensch" in der Übersetzung von Eva Profousova auf Deutsch erschienen
ist. Angesiedelt im Jahr 2015 nimmt er eine heutige Vermessung
Europas vor und verknüpft sie mit Elementen einer Road-Novel, die ihn
bis ins russisch-ukrainische Kriegsgebiet fuhrt. Mit ihm spricht der
ukrainische Lyriker, Romanautor und Musiker Serhij Zhadan. Sein
jüngster Roman "Internat" handelt ebenfalls vom russisch-ukrainischen
Krieg und wurde 2018 mit dem Preis der Leipziger Buchmesse
(Übersetzung) ausgezeichnet, ins Deutsche übertragen von Sabine Stör
und Juri Durkot.

In eindringlichen Bildern erzählt Serhij Zhadan, wie sich eine
vertraute Umgebung in unheimliches Terrain verwandelt: Ein junger
Lehrer will seinen 13-jahrigen Neffen aus dem Internat am anderen
Ende der Stadt nach Hause holen; die Schule ist unter Beschuss
geraten und bietet keine Sicherheit mehr. Doch durch den Ort zu
kommen, in dem das zivile Leben zusammengebrochen ist, wird zur
Prüfung. Jachym Topol, geboren 1962 in Prag, war nicht nur der Star
des literarischen und musikalischen Undergrounds vor 1989 sondern ist
auch heute noch der bekannteste tschechische Autor seiner Generation.
Als Sechzehnjähriger unterzeichnete er die Charta 77, 1985 begründete
er das Underground-Magazin "Revolver Revue". 1988 erschien in
Samisdat sein erster Gedichtband "Ich liebe Dich bis zum Irrsinn".
Seinen auch internationalen Durchbruch als Schriftsteller hatte er
mit dem Roman "Die Schwester". Er lebt in Prag.

Serhij Zhadan, 1974 im Gebiet Luhansk, Ostukraine, geboren, gehört
seit 1991 zu den prägendsten Autoren der ukrainischen
Literaturlandschaft. Er publizierte zahlreiche Gedicht- und
Prosabände. Seinen mehrfach ausgezeichneten Roman "Die Erfindung des
Jazz im Donbass" kürte die BBC zum "Buch des Jahrzehnts". Serhiy
Zhadan lebt in Charkiw, Ostukraine.

Kurze Pause 20.30 - 21.45 Uhr

Archäologie untergegangener Welten Karl Schlögel und Christian
Neef

Neef Moderation: Manfred Sapper Der Spiegel-Korrespondent und
Russlandkenner Christian Neef fächert in seinem neuen Buch "Der
Trompeter von Sankt Petersburg" die Saga vor uns auf: Einst war Sankt
Petersburg eine schillernde Metropole und fünftgrößte Stadt der Welt,
in der auch viele deutsche Monarchen, Unternehmer und Künstler der
Stadt an der Newa ihr Gesicht gaben. Mit der Revolution 1917 und
Stalins Herrschaft fand diese Zeit ihr Ende. Neef erzählt die
Geschichte der Stadt am Beispiel von vier Lebensgeschichten, unter
anderem des Trompeters Oskar Bohme, der von Stalins Geheimpolizei
erschossen wurde und der Familie des Schauspielers Armin
Muller-Stahl. Mit ihm ins Gespräch kommt der Preisträger des
Leipziger Buchpreises 2018 in der Kategorie Sachbuch, Karl Schlögel.
Der große Osteuropa-Historiker lädt mit seiner Archäologie des
Kommunismus zu einer Neuvermessung der sowjetischen Welt ein. Jedes
Imperium hat seinen Sound, seinen Rhythmus, der auch dann noch
fortlebt, wenn das Reich aufgehört hat zu existieren. So entsteht,
hundert Jahre nach der Revolution von 1917 und ein Vierteljahrhundert
nach dem Ende der Sowjetunion, das Panorama eines einzigartigen
Imperiums, ohne dass wir "die Zeit danach", in der wir heute leben,
nicht verstehen. In allem - ob im Mobiliar, im Duft des Parfums oder
der Stimme des Radiosprechers - hat das "Zeitalter der Extreme" seine
Spur hinterlassen.

Gefördert von der Bundeszentrale für politische Bildung und in
Zusammenarbeit mit dem Haus der Heimat Baden-Württemberg.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/687: Hamburg - Christine Knödler und Katharina Mahrenholtz über neue Kinder- und Jugendbücher, 06.06.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2019

Donnerstag, 6.6.2019, 19.30 Uhr

Ausgesprochen gut! (2)

Christine Knödler und Katharina Mahrenholtz empfehlen neue Kinder- und Jugendbücher



Seit Jahren schon ist das »Gemischte Doppel« im Literaturhaus eine
Institution, Zeit wird's für ein Doppel der Kinder- und
Jugendliteratur. Zweimal im Jahr wird Lesestoff vom Feinsten
vorgestellt: Fantasy- und Alltagsgeschichten, lustige und spannende
Geschichten, Bücher voller Gefühle, Pageturner und große Literatur.

Bei jährlich 9.000 Neuerscheinungen in Deutschland - allein im Kinder-
und Jugendbuch wohlgemerkt - tut Orientierung gut. Zwei ausgewiesene
Expertinnen in diesem Bereich, Christine Knödler, Kritikerin unter
anderem für die »Süddeutsche Zeitung« und den »Deutschlandfunk«, und
Katharina Mahrenholtz, Redakteurin bei NDR Info, stellen darum
kurzweilig und informativ die besten Bilder-, Kinder- und Jugendbücher
für jedes Lesealter vor.

Eingeladen sind alle Eltern und Großeltern, Lesepaten, Buchhändler und
Buchhändlerinnen und Lesefreaks aller Jahrgänge, denn: Gute Literatur
kennt kein Alter und hält jung.

Ob für die Ferien, zum Abtauchen, Nach- und Weiterdenken, ob für
Leseanfänger, Bücherverschlinger, Kleine oder Große - für alle ist ein
passendes Buch dabei. Mindestens.

Die vorgestellten Bücher können am Abend erworben werden.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 10,-/6,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/686: Berlin Buchvorstellung - Karlheinz Braun, »Herzstücke. Leben mit Autoren«, 06.06.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Do 6.6., 19:30 Uhr

Buchvorstellung

Karlheinz Braun »Herzstücke. Leben mit Autoren«

7 EUR / erm. 4 EUR



Niemand hat das deutschsprachige Theater der vergangenen 60 Jahre so
intensiv begleitet wie Karlheinz Braun. Von der Frankfurter »neuen
bühne« mit ihren Uraufführungen von Günter Grass bis Nelly Sachs ging
er 1959 zu Suhrkamp und baute den Theaterverlag mit auf, in dem u. a.
Max Frisch, Peter Weiss und Peter Handke verlegt wurden. Nach dem
»Aufstand der Lektoren« verließ er 1968 Suhrkamp und gründete den
Verlag der Autoren, der zu einer der wichtigsten Adressen deutscher
Theater- und Filmautor*innen werden sollte.

»Herzstücke« erzählt von über hundert Autor*innen, darunter Botho
Strauß, Dea Loher, Heiner Müller, Rainer Werner Fassbinder, Thea Dorn
und F.K. Waechter. Über diese sehr persönliche Kulturgeschichte, über
vergangenes und gegenwärtiges Theater unterhält sich der Autor mit
Simon Strauß (FAZ).

Karlheinz Braun »Herzstücke. Leben mit Autoren« Schöffling & Co. 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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SÜDAMERIKA/064: Brasilien - Bolsonaro setzt menschenrechtsfeindliche Rhetorik in die Tat um


Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Brasilien - Bolsonaro setzt menschenrechtsfeindliche Rhetorik in die Tat
um 



Konkrete Maßnahmen lassen befürchten, dass die Menschenrechte in
Brasilien in Gefahr sind. Knapp fünf Monate nach dem Amtsantritt von Jair
Bolsonaro warnt Amnesty International vor der menschenrechtsfeindlichen
Rhetorik des brasilianischen Präsidenten und deren Folgen.

BERLIN, 21.05.2019 - Laxere Waffengesetze, Verletzungen der Rechte indigener
Bevölkerungsgruppen, verschärfte Überwachung von
Nichtregierungsorganisationen: Die brasilianische Regierung unter Präsident
Jair Bolsonaro hat konkrete Maßnahmen ergriffen, die die Menschenrechte der
Brasilianerinnen und Brasilianer verletzen. Potenziell sind Millionen von
Menschen betroffen.

"Wir sehen mit großer Sorge auf einige der Gesetzesänderungen, die die
Regierung Bolsonaro in den vergangenen fünf Monaten ergriffen oder
vorgeschlagen hat. Zudem könnte die menschenrechtsfeindliche Rhetorik von
Präsident Bolsonaro als Legitimation für Menschenrechtsverletzungen
bestimmter Bevölkerungsgruppen herangezogen werden. Wir fordern die
Regierung auf, die Menschenrechte in Brasilien zu achten und insbesondere
angreifbare Gruppen wie Indigene und Menschenrechtsverteidiger zu
schützen", fordert Maja Liebing, Expertin für die Region Amerikas bei
Amnesty International in Deutschland.

Im Januar und Mai 2019 hat die Regierung die Gesetze zum Besitz und Tragen
von Schusswaffen gelockert, wodurch der Waffenbesitz und das Kaufen großer
Mengen von Munition erleichtert werden. In einem Land, in dem bereits jetzt
viele Menschen durch Schusswaffen getötet werden, sind dies beunruhigende
Entwicklungen. Darüber hinaus erleichtert das Gesetzespaket zur
Kriminalitätsbekämpfung den Einsatz von Gewalt und Schusswaffen seitens der
Polizei, was zu noch mehr tödlicher Gewalt führen kann.

Viele politische Entscheidungen der Bolsonaro-Administration verstoßen
gegen die Rechte indigener und afro-brasilianischer Bevölkerungsgruppen.
Die Verantwortung für die Demarkation indigener Territorien wurde ohne
Konsultation von der Behörde zum Schutz von Indigenen (FUNAI) auf das
Agrarministerium übertragen. Die Verletzung der Landrechte der indigenen
Bevölkerung kann zu einer verstärkten illegalen Abholzung der Wälder des
Amazonas führen und das Leben der indigenen Bevölkerungsgruppen gefährden.

Zudem befürchtet Amnesty International eine ungerechtfertigte Überwachung
der Arbeit von NGOs. Eine der ersten Amtshandlungen von Bolsonaro war die
Unterzeichnung eines Dekrets zur Einrichtung einer Abteilung für
Beziehungen mit Nichtregierungsorganisationen. Die unklare Formulierung der
Aufgaben der Abteilung kann möglicherweise zu Einmischungen in die Arbeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen führen.

Bereits jetzt ist Brasilien eines der gefährlichsten Länder für
Menschenrechtsverteidiger weltweit, insbesondere in den Bereichen Land- und
Umweltrechte. Die Regierung unter Präsident Bolsonaro sollte entschieden
dafür eintreten, Menschenrechtsverteidiger zu schützen. Am 21. Mai 2019
startet Amnesty International in Brasilien die Kampagne "Brazil for
Everyone" ("Brasilien für alle"), um auf menschenrechtlich bedenkliche
Entwicklungen im Land aufmerksam zu machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ATTAC/1993: Proteste der internationalen Zivilgesellschaft am globalen Anti-Chevron-Tag


Attac Deutschland, Berliner Netzwerk "TTIP, CETA, TiSA stoppen!", BUND,
CorA-Netzwerk, FDCL, Forum Umwelt und Entwicklung, Greenpeace
Deutschland, NaturFreunde Deutschlands, Netzwerk Gerechter Welthandel,
PowerShift, WEED

Gemeinsame Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

 Proteste der internationalen Zivilgesellschaft am globalen
Anti-Chevron-Tag

Umweltschäden im Amazonas: Mehr als 260 Organisationen weltweit
verurteilen Straffreiheit für Ölkonzern / Heute auch Aktion in Berlin



Berlin/Amsterdam/Genf/Quito: Mehr als 260 Organisationen, Netzwerke,
Gewerkschaften und Bewegungen weltweit, die mehr als 280 Millionen
Menschen vertreten, haben zum heutigen 21. Mai mobilisiert, um die
Straffreiheit des Ölkonzerns Chevron in Ecuador zu verurteilen. Zudem
bitten sie den Präsidenten von Ecuador in einem Offenen Brief darum, die
indigenen Gemeinschaften in ihrem Streitfall gegen Chevron zu
unterstützen (www.attac.de/chevron-offener-brief).

In Berlin haben Attac, das Berliner Netzwerk "TTIP, CETA, TiSA
stoppen!", der BUND, das CorA-Netzwerk, das Forschungs- und
Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika, das Forum Umwelt und
Entwicklung, Greenpeace Deutschland, die Naturfreunde Deutschlands, das
Netzwerk Gerechter Welthandel, PowerShift sowie WEED heute mit einer
kreativen Aktion vor der ecuadorianischen Botschaft gegen die
Straffreiheit für Chevron protestiert.

Der Streitfall UDAPT (Koalition der betroffenen Gemeinden in Ecuador)
gegen Chevron ist der größte Umweltjustizfall der Welt. In einem
25-jährigen Prozess, der 1993 begann, wurde Chevron im Namen einer
Koalition von 30.000 Indigenen und Bauern in Ecuador im Jahr 2011 zur
Zahlung von 9,5 Milliarden US-Dollar verurteilt. Dieses Geld soll für
die Beseitigung von Umwelt-, Kultur- und Sozialschäden verwendet werden,
die im ecuadorianischen Amazonasgebiet zwischen 1964 und 1992 entstanden
sind. Das Unternehmen weigerte sich jedoch stets zu zahlen und strengte
eine ISDS-Klage gegen den Staat Ecuador an (ISDS = Investor State
Dispute Settlement; auf Deutsch Investor-Staat-Schiedsverfahren). Im
Jahr 2018 gewann Chevron dieses Verfahren mit der Begründung, dass der
Staat gegen das bilaterale Investitionsabkommen mit den USA verstoßen habe.

ISDS: Privates Schiedsgericht hebelt Menschenrechte aus

"Die Schiedsrichter haben den ecuadorianischen Staat angewiesen, das
Urteil gegen Chevron aufzuheben. Zudem soll Ecuador dem Konzern die
Kosten zu erstatten, die ihm durch die nationalen Gerichtsverfahren
entstanden sind. Dies wäre ein gefährlicher internationaler
Präzedenzfall, da es ein privates Schiedsgericht über ein nationales
Gericht stellt", sagt Bettina Müller von Powershift.

"Der Ölriese Chevron-Texaco hat eine der größten Umweltkatastrophen der
Welt im Amazonasgebiet Ecuadors verursacht und weigert sich mit allen
Mitteln für die angerichteten Schäden zu zahlen. Menschenrechte,
sauberes Trinkwasser, Gesundheit, ein Leben in Würde haben für Chevron
keinen Wert. Die ecuadorianische Bevölkerung und Menschen auf der ganzen
Welt wenden sich gegen private ISDS-Streitschlichtungen wie die von
Chevron gegen Ecuador und treten für einen internationalen UN-Vertrag,
einen so genannten Binding Treaty, ein, der transnationale Unternehmen
nach Menschenrechtsverletzungen zur Verantwortung zieht", ergänzt
Brigitte Hamm, Menschenrechtsexpertin von Attac.

Mehr als 260 Organisationen, soziale Bewegungen und Gewerkschaften
weltweit verurteilen die Straffreiheit des Unternehmens und fordern den
ecuadorianischen Präsidenten Lenin Moreno in einem Offenen Brief auf,
den Schiedsspruch zugunsten von Chevron abzulehnen und sich stattdessen
bei dem Prozess der Gemeinschaften der UDAPT (Vereinigung der von Texcao
Betroffenen) gegen das transnationale Unternehmen Chevron für die
betroffenen Gemeinschaften einzusetzen.

ISDS Haupthindernis für Zugang zu Justiz für Betroffene

Am 21. Mai, dem Globalen Anti-Chevron-Tag zur Unterstützung der
betroffenen Gemeinschaften in Ecuador, beteiligen sich lokale Gruppen in
Europa, Lateinamerika und den Vereinigten Staaten an der Übergabe des
Briefes an ecuadorianische Regierungsvertreter. Der Brief prangert neben
der Straflosigkeit von Chevron in Ecuador auch Chevrons Vergehen in
anderen Ländern (Argentinien, Brasilien, Kasachstan, USA und Indonesien)
an und weist ebenfalls auf die gravierenden Auswirkungen von
Ölgesellschaften wie Chevron auf den globalen Klimawandel hin.

Pablo Fajardo (Hauptanwalt von UDAPT) erklärte bereits während des
Verfahrens: "Nach 15 Jahren Rechtsstreit in Ecuador hat die gesamte
ecuadorianische Justiz aufgrund der Rechtsstaatlichkeit das Urteil gegen
die Ölgesellschaft vollständig bestätigt. Doch Chevron beabsichtigt
durch das ISDS-System zu verhindern, dass Betroffene Gerechtigkeit
erlangen. Für uns ist das ISDS-System zum Haupthindernis für den Zugang
zur Justiz für alle geworden, deren Menschenrechte durch Konzerne
verletzt werden."

In Europa ist eine aktuelle Petition gegen ISDS und für verbindliche
Pflichten für Konzerne bereits von einer halben Million Menschen
unterzeichnet worden (www.attac.de/menschenrechte-schuetzen).


Offener Brief:

www.attac.de/chevron-offener-brief

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M
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STANDPUNKT/339: Luftangriff auf Schule in Syrien - Deutschland muss Verantwortung übernehmen (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 21.05.2019

Luftangriff auf Schule in Syrien -

Deutschland muss Verantwortung für Todesopfer übernehmen



Berlin/Bonn. - Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien"
fordert die Bundesregierung auf, eine Mitverantwortung für die toten
Zivilist*innen des Luftangriffes der US-Koalition auf die Al-Badia Schule
im März 2017 zu übernehmen. Die UN-Untersuchungskommission für Syrien gab
kürzlich bekannt, dass sich zum Zeitpunkt des Luftangriffes auf die Schule
in Al-Mansurah in der syrischen Provinz Rakka keine IS-Kämpfer in dem
Gebäude aufgehalten hätten. Bei dem Angriff wurden laut UN vermutlich 150
Zivilist*innen getötet. Die Aufklärungsbilder für diesen Luftangriff wurden
nach Informationen von NDR, WDR und Monitor am 19. März 2017 durch deutsche
Tornados geliefert.

Lange bestritt die US-Koalition, dass Zivilist*innen bei dem Angriff ums
Leben kamen und gab an, dass sich zum Zeitpunkt des Angriffes 30 IS-Kämpfer
in der Schule befunden hätten. Die Vereinten Nationen bezeichnen den
Vorfall in Al-Mansurah als Kriegsverbrechen.

Das Bundesverteidigungsministerium lehnt jede Verantwortung für den
Luftangriff und dessen Opfer ab. "Die Bundeswehr führt [...] keine eigenen
Luftangriffe durch und ist an den Prozessen der konkreten Zielauswahl nicht
beteiligt", heißt es in einem Statement. Kathi Müller, MACHT
FRIEDEN-Campaignerin, hält die Stellungnahme des Ministeriums für nicht
hinnehmbar: "Immer wieder betont die deutsche Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen, wie wichtig der Beitrag der Bundeswehr in Syrien sei.
Wenn die gewonnenen Daten aus den Aufklärungsflügen der Tornados aber zu
einer Tragödie mit etwa 150 zivilen Opfern führen, drückt sich Deutschland
davor, deren Bedeutung anzuerkennen und Verantwortung zu übernehmen."

Der Vorfall zeige, dass Deutschland unmittelbar an Luftangriffen mit
zivilen Todesopfern beteiligt ist. "Die Aufarbeitung dieser Vorfälle muss
dazu führen, dass Zivilist*innen in Kriegsgebieten besser geschützt und
Überlebende von Angriffen angemessen entschädigt werden", so Kathi Müller.
"Die deutsche Bevölkerung muss darüber aufgeklärt werden, welchen Schaden
die Beteiligung der Bundeswehr in Syrien für die dortige Bevölkerung
anrichtet."



Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird getragen von
25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung, darunter die
IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der Versöhnungsbund
und pax christi.

Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen:

www.macht-frieden.de

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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STANDPUNKT/338: Warum ist die Politik manchmal so töricht? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum ist die Politik manchmal so töricht?

Von Günter Buhlke, 20. Mai 2019



Die provokante Frage war u.a. Thema eines Veranstaltungsvortrages im
Zentrum für empirische Evaluationsmethoden e.V. der Berliner
Humboldt-Universität am 10. Mai 2019. Vorgestellt wurde die Thematik
vom Prof. Dr. Dr. Dietrich Dörner, Bamberg. Er stützte seine
Ausführungen auf das Buch von Barbara Tuchmann "Die Torheiten der
Regierenden, von Troja bis Vietnam" (Rowohlt, 2001).

Auf allen Gebieten hätten die Menschen sehr viel gelernt, führte Dr.
Dörner aus. In der Landwirtschaft, der Medizin, der Technik, im
Verkehrswesen usw. Von dieser Fortentwicklung sei aber im Bereich der
Politik wenig zu spüren; weiterhin handeln die Politiker in hohem Maße
"gegen ihre eigenen Interessen", so wie in Troja geschehen.

Torheiten sind gewissermaßen Dummheiten. Warum aber verhalten sich
Politiker so häufig töricht? Auf diese Frage gibt es schon seit langem
eine Antwort. Platon meinte (Timaios 69d), dass Fehler in der Politik
wesentlich darauf zurückgeführt werden können, dass sich die Akteure
überschätzen. Es gibt - und das verwundert auf den ersten Blick sehr -
nur etwa ein Dutzend Fehler, die ständig wiederholt werden. Und diese
Fehler lassen sich wiederum allesamt auf eine Grundreaktion von
Menschen (auch von Tieren) zurückführen. Es ist die sogenannte
"Notfallreaktion". Sie enthält außer "Flucht" oder "Angriff" noch eine
Reihe anderer Komponenten, wie Selbstüberschätzung, Mutmacher,
Aussitzen und ähnliches, meinte der Kognitionspsychologe.

Zur gleichen Thematik, aber außerhalb der Veranstaltung soll hier auf
ein weiteres Buch aufmerksam gemacht werden. Immanuel Kant
veröffentlichte seine Gedanken und Vorschläge an die Politik u.a. in
seinem kleinen Buchwerk "Zum ewigen Frieden" vor 224 Jahren (Reclam
Nr. 1501). Er formulierte sechs Komplexe, wie die Politik Kriege
vermeiden könnte. So in Friedensverträgen keine Anlässe für neue
Kriege formulieren, stehende Heere sollen abgeschafft werden,
Staatsverschuldungen könnten neue Ursachen für Kriege sein, kein Staat
soll sich in Verfassungen anderer Staaten einmischen, Vertrauen und
Toleranz zum Nachbarstaat sind hohe Güter.

Heute würde Kant noch andere hinzufügen, beispielsweise
Geschäftsmodelle der Rüstungsindustrie reglementieren oder mehr Staat
wagen. Die Politik hat die Vorschläge von Kant in den langen Jahren
missachtet. Zwei opferreiche Weltkriege und viele andere militärische
Auseinandersetzungen haben Unglück für die Bevölkerung und
zeitweiligen Reichtum und Machtzuwächse für begrenzte Schichten und
Länder gebracht. Das Schicksal von Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien,
Jemen und das Erbe der Kolonialzeit in Afrika, Lateinamerika, Asien
sollte den Politikern neue Wege suchen lassen. Unsere 'Eine Welt' ist
nicht nur von Kriegen gefährdet, die Natur antwortet zunehmend auf
Fehler der Politik mit Katastrophen.

Unsere Altvorderen aus Griechenland, die Aufklärer des 17./18./19.
Jahrhunderts und die Humanisten hüteten beharrlich die Werte des
Friedens, der Toleranz, der Vernunft, der Wahrheit. Sie verstanden
sich stets als aktive Wächter der Demokratie und Selbstbestimmung. Ihr
Geist sorgte dafür, dass in der Geschichte Alternativen gedacht und
ins praktische Leben eingeführt werden konnten. Die Charta der
Menschenrechte von 1947 und die UNO mit ihren Regeln im
internationalen Umgang oder der Sicherheitsrat können als Beispiele
gelten.

Die gegenwärtige Politik räumt der egoistischen Profitlogik des
Kapitals im Wertekanon den höchsten Platz ein. Zunehmend ist im
praktischen Leben erkennbar, das diese Logik die angestrebten Werte
der menschlichen Gesellschaft deformiert, über Krisen bis hin zu
Kriegen und der realen Spaltung der Gesellschaft.

Die von der deutschen Bundeskanzlerin oft beschworene westliche
Wertegemeinschaft ist im eigentlichen Sinne ein Bündnis zur
Verteidigung und Ausweitung ihres Machtbereiches (NATO); keinesfalls
zur Vertiefung und Stärkung humaner Werte. Zu sehr unterscheiden sich
die Länder innerhalb des Bündnisses in ihren Interessenslagen, in
ihren gesellschaftlichen Machtstrukturen (parlamentarische versus
präsidiale Formen) und im Herangehen bei der Bewältigung von
internationalen Problemlagen (diplomatische Verhandlungen bis zum
Punkt der Übereinstimmung der Interessen versus schneller Einsatz von
Sanktionen als Druckmittel, unbenommen von Auswirkungen auf die
eigenen Bündnispartner).


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/6427: Braunschweig - "Der Tag lief und nach / wie ein junger Hund" am 26.5.2019


Stadt Braunschweig

"Der Tag lief und nach / wie ein junger Hund"

Lesung mit Hans Georg Bulla zum 70. Geburtstag



Braunschweig. Hans Georg Bulla wird 70 Jahre alt. Das
Raabe-Haus:Literaturzentrum lädt aus diesem Anlass zu Lesung und
Gespräch mit dem bekannten Schriftsteller und Poeten ein. Die
Veranstaltung unter dem Titel "Der Tag lief uns nach / wie ein junger
Hund" beginnt am Sonntag, 26. Mai, um 11 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a. Dr. Gerd Kolter
moderiert. Der Eintritt ist frei. Reservierungen unter Tel. 0531 70
189 317. Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum
Braunschweig.

Hans Georg Bulla, geboren 1949 in Dülmen/Westfalen, lebt als Autor,
Lektor und Herausgeber in der Nähe von Hannover. Seit Mitte der
siebziger Jahre veröffentlicht Bulla Gedichte, Erzählungen, Hörbücher
Essays und Kritiken. Er wurde dafür mit renommierten Preisen
ausgezeichnet. Als Lektor und Herausgeber hat er mehr als 120 Titel
herausgegeben und gibt in der San Marco Handpresse gegenwärtige Prosa
und Lyrik heraus. Zu den zentralen Themen Bullas gehören
Kindheitserinnerungen sowie die Erfahrung von Liebe, Trennung und
Krankheit. Mit verschiedenen Lyrikbänden wurde er der sogenannten
'Neuen Subjektivität' zugerechnet.

Dr. Gerd Kolter, geboren 1949 in Ludwigshafen/Rhein. Studium der
Germanistik in Mannheim. Promotion. Lebt als inzwischen pensionierter
Gymnasiallehrer in Göppingen. Seit 1983 kontinuierliche literarische
Tätigkeit: Gedichte, Kurzprosa, Kritiken und Rezitationen.
Veröffentlichte mehrere Gedichtbände, zuletzt erschien der Band
"Bevorzugte Gegend" (San Marco Handpresse, Neustadt a. Rbge. 2014).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 21. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1
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veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6426: Braunschweig - Textwerkstatt präsentiert "Auf den Punkt gebracht" am 26.5.19


Stadt Braunschweig

Lesung "Auf den Punkt gebracht"



Braunschweig. Eine Lesung mit den Ergebnissen der Textwerkstatt "Auf
den Punkt gebracht" findet am Sonntag, 26. Mai, ab 15 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, statt. Moderiert wird
sie von dem Germanisten Johannes Heinen. Der Eintritt ist frei. Es
lesen: Dorothea Richter, Renate Schmidt, Nicole Schröder, Kathrin
Wiemann und Heinz Dieter Vonau. Reservierungen unter Tel. 0531 70 189
317.

Sich kurz zu fassen ist eine Kunst. Zum Thema "Toleranz" in Verbindung
mit der neuen literarischen Form "Tiny Tales" schrieb das Raabe-Haus
eine Textwerkstatt aus. Geleitet wurde die Werkstatt von der Autorin
Helga Thiele-Messow und Johannes Heinen. Die verfassten und
abgeschlossenen Geschichten sind - mit einer Länge von maximal drei
Sätzen - kurz.

Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 21. Mai 2019
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LESUNG/6425: Braunschweig - Andreas Jäger liest aus "Pinnegars Garten" von Reginald Arkell, 26.5.19


Stadt Braunschweig

Andreas Jäger liest aus "Pinnegars Garten" von Reginald Arkell

Kultur vor Ort" im AWO-Garten ohne Grenzen am Ringgleis



Braunschweig. Der Schauspieler Andreas Jäger liest am Sonntag, 26.
Mai, um 15 Uhr im Rahmen der Reihe "Kultur vor Ort" am Ringgleis im
AWO-Garten ohne Grenzen, Blumenstraße 20, aus dem Buch "Pinnegars
Garten" von Reginald Arkell. Bereits zum dritten Mal kooperiert der
Fachbereich Kultur und Wissenschaft mit dem AWO-Garten ohne Grenzen
und lädt zu einer kulturellen Stunde in den Garten ein. Andreas Jäger
hat sich passend für das Gartenambiente am Ringgleis, einen "grünen"
Text ausgesucht. Der Eintritt ist frei. Anmeldungen werden erbeten
unter der Telefonnummer 470-4862.

In seinem 1950 erschienen Buch "Pinnegars Garten" schildert Arkell die
Beziehungen zwischen Herrschaft und Dienerschaft von der Wende des 19.
Jahrhunderts bis zum zweiten Weltkrieg und erweckt eine Welt
tiefgreifender, stabiler Klassenunterschiede. Er webt seine Geschichte
um die zarten Fäden einer Beziehung, die nahezu sechzig Jahre lang
Herbert Pinnegar und die Besitzerin seines Gartens, die reizende Mrs.
Charteris, verbindet. Eine köstliche Geschichte voller feinem, stillen
Humor und Garten- und Pflanzenbeschreibungen, die nie langweilig wird.
Bei Regenwetter findet die Lesung im Gartenhaus statt. Die
Buchhandlung Goeritz stellt zu der Veranstaltung einen Büchertisch
zusammen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019
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TREFF/1206: Berlin - Revolution in Europa, Luise Boege und Bettina Hartz über Maxie Wander, 13.06.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Do 13.6., 19:30 Uhr

Reihe o Revolution in Europa

»Guten Morgen, du Schöne«

7 EUR / erm. 4 EUR



Luise Boege und Bettina Hartz über Maxie Wander

Maxie Wanders »Protokolle nach Tonband« erregten 1977 in Ost wie West
sofort und langanhaltend allergrößtes Interesse: 19 Frauen
unterschiedlichen Alters, aus verschiedenen Berufen und Schichten,
sprechen offen über ihre Erfahrungen als Mensch, Frau, Arbeitskraft
in Familie und sozialistischer Gesellschaft. Maxie Wander hatte genau
hingehört zu einem Zeitpunkt, als die Frauen zu fragen begannen,
woher die Fremdheit zwischen den Geschlechtern herrühre und die
zwischen Individuum und Gemeinwesen. Die Schriftstellerinnen Luise
Boege (*1985 Würzburg) und Bettina Hartz (*1974 in Ost-Berlin) sind
dazu in einen Dialog getreten, und befragen mit Maxie Wander ihre
Herkunft und ihre (weibliche) Gegenwart. Neben ihren Texten werden
zwei Protokolle aus der DDR-Schallplattenproduktion zu hören sein -
und das Publikum ist herzlich eingeladen, eigene Erfahrungen zu
teilen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8646: Und morgen, den 22. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.05.2019 bis zum 23.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8646 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wenig Regen, Wolken dicht,

langsam kommt der Sonnenschein

mit leicht angegrautem Licht,

Jean-Luc dankt auf einem Bein.
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ITALIEN/266: Europäische Ultras für "Festung Europa" - Mailänder Antifaschisten für Menschlichkeit (Gerhard Feldbauer)


Schwarz-braune Koalition europäischer Ultras will EU in "Festung Europa" verwandeln

Mailänder Antifaschisten forderten "Menschlichkeit" und "Brücken, keine Mauern"

von Gerhard Feldbauer, 21. Mai 2019



In Mailand haben sich eine Woche vor den EU-Wahlen am Wochenende
Vertreter faschistischer und ultrarechter Parteien aus zwölf
europäischen Ländern versammelt. Unter ihnen die Chefin des
französischen Rassemblement National, Marine Le Pen, Jörg Meuthen von
der deutschen AfD, der Vorsitzende der niederländischen Partij voor de
Vrijheid (Partei für die Freiheit), Geert Wilders, und der Vize-Chef
der Ekre-Partei Estlands, Jaak Madison. Östereichs FPÖ-Chef Harald
Vilimsky musste wegen der Regierungskrise absagen, schickte aber den
EU-Abgeordneten Georg Mayer. Entgegen den von Lega-Chef Matteo Salvini
erwarteten wenigstens 100.000 Teilnehmern nahmen an der Veranstaltung
auf der Piazza Duomo laut Medien nur einige Tausende teil.

Die Versammelten verkündeten, mit einer "Europaweiten Allianz",
Salvini nannte sie "Europäische Allianz der Völker und Nationen", die
EU in eine "Festung Europa" zu verwandeln, was Le Pen als
"historische Wende", Meuthen als "neue Ära" in der EU bezeichnete.
Sie erwarten am 26. Mai ein Wahlergebnis, mit dem sich nach den Plänen
Salvinis und unter seiner Führung in Straßburg die bisher noch auf
drei verschiedene, politisch weitgehend bedeutungslose Fraktionen
verteilten Ultra-Rechten zur zweitgrößten Fraktion zusammenschließen,
um die EVP zum Anschluss zu zwingen und Sozialdemokraten und Liberale
abzulösen. Nach letzten Umfragen würde die Lega mit 31,6 Prozent
stärkste Partei Italiens werden und in Strassburg einen der vorderen
Plätze belegen.

"Das Spektakel", wie der Mailänder Corriere della Sera das
Treffen titulierte, war an Demagogie kaum überbieten. Vor Beginn
seines Auftritts ließ Salvini die Arie "Nessun Dorma" aus Giacomo
Puccinis "Turandot" erklingen, die mit einem "wir werden siegen"
endet. Er verkündete, "den Kontinent von der illegalen Besetzung zu
befreien, die in Brüssel seit vielen Jahren organisiert wird". Dabei
habe er "Fortschritte für mein Land " erreicht. Als erklärtes Ziel
nannte er, diesen Kurs der EU zu stoppen, die Nationalstaaten zu
stärken und eine "Festung Europa zu schaffen. Zur Bekräftigung seines
migrantenfeindlichen Kurses erklärte er laut ANSA zu der vor
dem Hafen Lampedusa mit 47 geretteten Flüchtlingen, darunter vielen
schwerkranken, liegenden Sea Watch: "Dieses Schiff wird, solange ich
Innenminister bin, in keinen italienischen Hafen einlaufen". Nachdem
ein Anwalt die Einfahrt durchsetzte, drohte er am Montag den
Verantwortlichen Konsequenzen an.

Während die Staatsanwaltschaft in Rom gegen 65 Mitglieder seiner
Sturmtrupps Casa Pound und Forza Nuova, die seit Wochen mit Drohungen
"hängt sie auf" und "verbrennt sie!" Sinti und Roma vertreiben wollen,
wegen Anstiftung zu Rassenhass, Gewaltandrohungen, aufrührerischer
Versammlung und Bekenntnissen zum Faschismus ermittelt, erklomm
Salvini den Gipfel seiner Demagogie und beteuerte, seine Leghisten
seinen "keine Faschisten". "Wer uns Faschisten nennt, fürchtet die
Zukunft." Extremisten seien "diejenigen, die Europa seit zwanzig
Jahren regieren".

Jubel und Zustimmung seiner Komplizen: Meuthen: "Arrogante
Technokraten" hätten Europa zerstört. Diese Eliten werden wir "zu Fall
bringen". Marine Le Pen atackierte "die herzlose Oligarchie" in
Brüssel und nannte das schwarze Treffen einen Augenblick, "auf den wir
lange gewartet haben und der jetzt unter dem Himmel Italiens wahr
wird". Georg Mayer stimmte zu, "Masseneinwanderung" und
"Islamisierung" zu stoppen. Geert Wilders lobhudelte, "Europa braucht
mehr Salvinis" und bezeichnete dessen erfolgreiche "harte Linie gegen
Migranten" als beispielgebend.

In ganz Mailand demonstrierten Tausende Antifaschisten
unterschiedlicher Parteien und Organisationen sowie politischer
Ansichten, darunter der Partisanenverband ANPI, gegen den schwarzen
Aufmarsch. An vielen Häusern wurden Transparente mit Losungen wie
"Zurück zur Menschlichkeit" oder "Nur Brücken, keine Mauern" gezeigt.
Selbst Mitglieder der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) waren unter den
Protestierenden. Deren rechte Führung, die in der Regierung Partner
der Lega ist, ging auf Distanz. Ihr Vize-Premier Luigi Di Maio nannte
die Lega "Ultrarechte" und mahnte laut ANSA, "gemäßigte
Positionen" zu beziehen.

Auf einer Kundgebung auf der Piazza Duomo gegenüber dem Balkon, auf
dem Salvini und seine europäischen Komplizen versammelt waren, wurde
ein etwa fünf Meter langes Transparent in italienischer und englischer
Sprache ausgerollt, auf dem stand: "Lasst uns menschlich bleiben". Zu
den Rednern gehörte der frühere Minister der PD Carlo Calenda, der
sagte: "Die auf dieser Bühne sind Italiens schlimmste Feinde."
Vielleicht könnten sie in Europa Fuß fassen, aber "nicht in Mailand",
kommentierte Giuseppe Sala, unabhängiger Linker und Bürgermeister der
Stadt, in der am 25. April 1945 das Nationale Befreiungskomitee die
Macht übernahm und gegen Mussolini ein Todesurteil verhängte, das
drei Tage später von einem Partisanenkommando vollstreckt wurde.

 * 

Quelle:
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FUNDSTÄTTEN/131: Aufsehenerregende Zeugnisse aus dem Alten Ägypten entdeckt (idw)


Universität Leipzig - 20.05.2019

Aufsehenerregende Zeugnisse aus dem Alten Ägypten entdeckt



Eine internationale Gruppe von Forschern hat auf dem Areal des einstigen
Sonnentempels von Heliopolis in Kairo erneut zahlreiche aufsehenerregende
Zeugnisse eines der größten Tempel des Alten Ägyptens entdeckt. Das Team,
dem auch Experten der Universität Leipzig angehörten, stieß bei einer
Grabung im südwestlichen Bereich des Tempelbezirks erstmals auf gewaltige
Binnenmauern aus Lehmziegeln von fünf bis sieben Metern Stärke.
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Blick auf das Grabungsgelände von Heliopolis.

Bild: © Simon Connor



In den Schichten fanden sich Fragmente großer Rosengranitsäulen, die
Palmen nachgebildet sind und wahrscheinlich aus dem 3. Jahrtausend vor
Christus stammen. Aus denselben Schichten stammen auch Keramikfunde und
das Relief-Fragment eines zerstörten Denkmals aus der Zeit des
altägyptischen Königs Echnaton. "Die größte Überraschung war für uns die
Entdeckung eines ganz ungewöhnlichen Gräberfeldes des späten zweiten
Jahrtausends vor Christus. Bislang konnten wir zwölf Individuen aller
Altersklassen und beiderlei Geschlechts identifizieren", berichtet Dr.
Dietrich Raue von der Universität Leipzig, der Co-Direktor der
Unternehmung. Die vor wenigen Tagen abgeschlossene Kampagne sei "äußerst
intensiv und sehr erfolgreich" gewesen, betonte der Kustos des Ägyptischen
Museums Georg Steindorff der Universität Leipzig. Er ist seit Jahren bei
den Grabungen von Heliopolis dabei, wo bereits in der Vergangenheit
mehrere spektakuläre Funde gemacht wurden, so unter anderem im Jahr 2017
eine Kolossalstatue Psammetichs I.
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Eines der gefundenen Fragmente: Echnaton als Sphinx.

Bild: © Dr. Dietrich Raue



Die Forscher nahmen an mehreren Stellen sogenannte Notgrabungen vor, denn
mitten in der Millionenstadt Kairo wartet eine Reihe von Bedürfnissen
moderner Stadtplanung und -bebauung. Deshalb müssen die Grabungen auf dem
Gelände des Heliopolis-Tempels abschnittsweise zügig zum Abschluss kommen.
Die Experten stießen unter anderem auf zahlreiche Gegenstände aus dem
ursprünglichen Tempelinventar: Fragmente von Königsstatuen aus Alabaster,
Bruchstücke von Altären aus Gneis und immer wieder Fragmente verbrannter
Tempelreliefs. Letztere bezeugen eine beabsichtigte Zerstörung des
Tempels, an dem die altägyptischen Niltalbewohner die Entstehung der Welt
annahmen. Im zentralen Tempelbezirk wurde eine Vielzahl von Fragmenten des
letzten großen Neubaus nach einer 2.400-jährigen Geschichte des
Sonnentempels entdeckt. Der altägyptische Pharao Nektanebo I. ließ hier in
Basalt, Granit und Quarzit in höchster Qualität ein Denkmal für den
Sonnengott errichten. Das gesamte Gebiet wurde im frühen 1. Jahrhundert
vor Christus neugestaltet und für Wirtschaftsbereiche genutzt. In diesen
wurden wiederverwendete Reliefs der Ramessidenzeit (1292 vor Christus bis
etwa 1070 vor Christus) gefunden, unter ihnen die Darstellung einer
Morgenbarke mit dem Sonnengott in seiner morgendlichen Skarabäengestalt,
begleitet und von zwei Pavianen.

Dr. Aiman Ashmawy vom Ägyptischen Antikenministerium, der andere
Co-Direktor der Grabungskampagne, rechnet mit weiteren Entdeckungen im
zentralen Tempelgebiet: "Offensichtlich sind wir in den Bereich eines
neuen Tempels vorgestoßen, der Merenptah, dem Sohn Ramses II.,
zugeschrieben werden kann", sagt er. An den Grabungen der vergangenen
Monate waren neben Wissenschaftlern der Universität Leipzig auch Experten
des ägyptischen Antikenministeriums, des Museo Egizio in Turin sowie der
Universität Pisa beteiligt. Unterstützt wurden sie von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft, der Gerda Henkel Stiftung, der Selz-Foundation,
durch ein Preisgeld der Académie des Inscriptions et Belles-Lettres Paris
sowie einer Vielzahl privater Unterstützer.


Am 29. Mai findet für die interessierte Öffentlichkeit um 18.15 Uhr im
Hörsaal 8 der Universität (Hörsaalgebäude am Campus Augustusplatz;
Universitätsstraße, 04109 Leipzig) der Vortrag zu den Ausgrabungen des
vergangenen Jahres statt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/803: Nicht nur in Zeiten von Wahlen


Gegenwind Nr. 368 - Mai 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Diskussion

Nicht nur in Zeiten von Wahlen

von Klaus Peters



Inhalte werden durch Begriffe bestimmt - und verfälscht.
Bulleye-Betrachtungen haben Hochkonjunktur. Man möchte die Wähler und
sich selbst schließlich nicht überfordern. Aber jeder Hype muss
eingespeist werden in überbordende Wahlprogramme.


Für Wählerinnen und Wähler, für Bürgerinnen und Bürger ist es
nicht einfach, sich trotz "Medienvielfalt" ein richtiges Urteil zu
bilden. Die Medien haben sie meist unbemerkt in eine kleinbürgerliche
Haltung (egoistische Wohlfühlhaltung) gedrängt oder diese verstärkt.
Hinzu kommen Abhängigkeiten verschiedenster Art.

Politisch Engagierte wissen das und versuchen diese Erwartungen zu
erfüllen. Andere Ansätze, wie die Aufforderung mit gutem Beispiel
voranzugehen, zu verzichten, ganzheitlich zu denken und zu handeln,
sind mit noch größeren Risiken behaftet. Probleme und Widersprüche
werden ignoriert, führen jedoch nur zur Verlagerung, zu größeren
Problemen in der Zukunft. Fatal, dass dies scheinbar ungestraft
geschehen kann. Nach wie vor gilt: Wachsamkeit, der Zweck heiligt
nicht die Mittel.

Aufmerksamkeit verdienen Aussagen außerhalb "politischer Korrektheit":
Ein bekannter Politiker bezogen auf die Energiepolitik: "Unsere
Nachbarn halten uns für bekloppt". Zum Parteienwandel aus einem
Kommentator einer großen Tageszeitung (im Kontext mit dem Rücktritt
des hessischen Spitzenpolitikers Torsten Schäfer-Gümbel: "Die Grünen
waren für die SPD (wie Die Linke später) inakzeptabel (erst recht für
die CDU), dann folgte eine Koalition mit der SPD, jetzt koalieren sie
zum zweiten Mal mit der CDU."

Zu einigen Schwerpunktthemen, ihrer Vernachlässigung oder
Deformation: 

Bei der Rüstung (Verteidigungsetat) sind sich CDU/CSU/SPD/FDP/AfD
ziemlich einig. Dies obgleich beispielsweise Russland (Putin) für die
AfD kein so großes Feindbild darstellt als für die anderen Parteien.
Es musste wohl auch soweit kommen, dass einige diesen Parteien
angehörigen Politiker von einem Flugzeugträger faseln. Die Linke
konzentriert sich auf das Verbot der Rüstungsexporte und kritisiert
immerhin die Erhöhung des Rüstungsetats. Die Grünen sind aktuell gegen
Rüstungsexporte an Saudi-Arabien.

Die Energiewende ist ein milliardenschweres Desaster. Für ihre
Befürworter auch eine Art Ersatzreligion, wenn sie nicht schon allein
durch Geld- und Wählerzuflüsse abhängig geworden sind. Betroffene sind
auf Wählergemeinschaften und Bürgerinitiativen, die sich für Mensch
und Natur einsetzen, angewiesen. Die Gerichte meinen aufgrund der
gesetzlichen Vorgaben offensichtlich nur bedingt handlungsfähig zu
sein. Allzu oft entscheiden sie jedenfalls gegen Mensch und Natur und
zugunsten von Investoren, von Staat und Wirtschaft. Vielleicht finden
trotz alledem sich doch noch verantwortliche Politiker, die den Mut
haben zu erklären, dass die Energiefrage unter derzeitigen Bedingungen
nicht lösbar ist.

Eine nachhaltige Verkehrspolitik gibt es nicht, ist auch nicht
erkennbar. Die jahrzehntelange Vernachlässigung der Bahn und die
Abhängigkeiten von Autoverkehr und Straßenbau sind allgegenwärtig.
Jährlich werden über 3000 Verkehrstote und Zehntausende von
Schwerverletzten dem Straßenverkehr geopfert. Das Elektroauto ist
nicht die Lösung, ist vielmehr mit neuen Problemen verbunden. Bahn und
Bahnhöfe müssen, vor allem auch in den ländlichen Regionen, endlich
systematisch revitalisiert werden.

Für die Abschaffung von Hartz IV und einen höheren Mindestlohn setzt
sich nur die Linke ein. Gleiches gilt prinzipiell für höhere
Einkommenssteuern bei den oberen Einkommen, höhere
Unternehmenssteuern, eine Vermögenssteuer, eine angemessene
Transaktionsteuer usw.

Natur und Landschaft verschwinden immer mehr unter Beton und Asphalt,
Natur- und Kulturlandschaften werden zerstückelt. Ohne die
Vogelschutzrichtlinie (VRL) und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie
(FFH-RL) der EU wäre es vermutlich noch schlimmer. Ende März wurde
bekannt, dass Deutschland offensichtlich massiv gegen die Umsetzung
der FFH-Richtlinie verstoßen hat. Insgesamt sind gegen Deutschland 76
Vertragsverletzungsverfahren anhängig, davon entfallen 16 auf das
Umweltministerium. Flächenverbrauch und Artenschwund gehen weiter, der
Artenschwund auch innerhalb von bereits ausgewiesenen Schutzgebieten.
Für den Artenschwund ist die industrialisierte Landwirtschaft
hauptsächlich verantwortlich, doch für Flächenverbrauch und
industrialisierte Landschaften sind es Staat, Kommunen und Wirtschaft
(Investoren, von denen die Gebietskörperschaften sich abhängig gemacht
haben). Im vergleichsweise waldarmen Schleswig-Holstein müsste u.a.
die Waldbildung massiv vorangetrieben werden.

Was wir brauchen ist ein Abkehr vom grenzenlosen Wachstum, vom
Wachstumswahn und dem damit verbundenen steigenden
Ressourcenverbrauch. Zunehmend wird der Begriff "Nachhaltigkeit"
verwendet. Leider auch von denen, die alles andere als eine echte
nachhaltige Entwicklung im Sinn haben. Ähnlich wird mit dem Begriff
"Ökologie" umgegangen. Die Pioniere des Naturschutzes von Herrmann
Löns über Herbert Gruhl bis Horst Stern und viele andere haben sich
nicht durchsetzen können. Die Naturschutzinitiativen und Verbände sind
zu schwach oder haben sich korrumpieren lassen. Notwendig wären ein
Ende des Wachstums- und Profitwahns, der Aufbau regionaler
Wirtschaftskreisläufe, der Rückbau von schädlichen Industrien, eine
vollständige Umstellung der Landwirtschaft nach Kriterien der
Öko-Verbände. Begleitet sein muss diese Transformation durch die
Absenkung der Hürden für Volksabstimmungen auf Länderebene, die
Einführung von Volksabstimmungen auf Bundesebene und die Möglichkeit
der Popularklage im Interesse von Mensch und Natur.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Kupfererzemine in Chile: Kupfer wird vorwiegend in Übersee und in
den USA abgebaut. Kobalt vorrangig in der Demokratischen Republik
Kongo und Lithium vor allem in Südamerika, aber auch in anderen
Kontinenten. Geringere Vorkommen gibt es in Serbien und Österreich.

- Karl Marx entwickelte gemeinsam mit Friedrich Engels zahlreiche
Klarstellungen zu gesellschaftlich relevanten Begriffen und lieferte
damit wertvolle Erklärungen zum Verständnis der gesellschaftlichen
Verhältnisse.

- Die unterschiedlichen Landschaften haben vielfältige ökologische und
ästhetische Bedeutungen, sie sind identifikationsstiftend, haben als
Rohstoßquellen oder als Erholungsgebiete auch sozioökonomisch und
sozialpsychologisch einen unschätzbar hohen Wert. Je mehr Landschaft
verbraucht wird, desto stärker wird der Druck auf die verbliebenen
Landschaften.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1870: Öffentlich bauen statt Private fördern!


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Öffentlich bauen statt Private fördern!

Die Wohnungsfrage 2019

von Sebastian Gerhardt



Mieterorganisationen und Initiativen haben die Wohnungsfrage in den
letzten Jahren auf die politische Tagesordnung gesetzt.


Die Regierungsparteien mussten reagieren. Und sie reagierten wie
üblich. Mit rhetorischen Zugeständnissen - Seehofer: "Die
Wohnungsfrage ist die soziale Frage des 21. Jahrhunderts!" - und
realer Klientelpolitik: Das sogenannte "Baukindergeld" ist tatsächlich
nur in 12,3 Prozent der Fälle für einen Neubau, aber in 87,7 Prozent
für den Erwerb von Bestandsimmobilien genutzt worden. Doch der Protest
geht weiter. Am 6. April 2019 demonstrierten bundesweit etwa 55.000
Menschen gegen "Mietenwahnsinn", davon etwa 40.000 in Berlin. In der
Hauptstadt begann an diesem Tag die Unterschriftensammlung für die
erste Stufe eines Volksentscheids, in dem unter dem Slogan" "Deutsche
Wohnen & Co. enteignen" der Senat von Berlin "zur Erarbeitung eines
Gesetzes zur Überführung von Immobilien sowie Grund und Boden in
Gemeineigentum zum Zwecke der Vergesellschaftung nach Art. 15
Grundgesetz aufgefordert" wird. Der Vorschlag zielt auf große
Wohnungsunternehmen mit mehr als 3.000 Wohnungen und "mit
Gewinnerzielungsabsicht". Öffentliche oder genossenschaftliche
Unternehmen sind ausdrücklich ausgeschlossen. Die Wohnungsbestände der
profitorientierten Unternehmen sollen zur Verhinderung künftiger
Privatisierungen in eine Anstalt öffentlichen Rechts eingebracht
werden. Was am Ende in einem Gesetz des Berliner Senats stehen würde,
ist nicht klar. Dennoch bestehen keine Zweifel, dass die
Unterschriften für die erste Stufe rasch zusammenkommen.


Privatsache

Dabei ist die Wohnungsfrage normalerweise eine ganz private Sache -
und erfreut sich genau deshalb höchster Wertschätzung. Das
Bundesverfassungsgericht stellte 1993 in einer Grundsatzentscheidung
fest: "Die Wohnung ist für jedermann Mittelpunkt seiner privaten
Existenz. Der Einzelne ist auf ihren Gebrauch zur Befriedigung
elementarer Lebensbedürfnisse sowie zur Freiheitssicherung und
Entfaltung seiner Persönlichkeit angewiesen." Und in Anerkennung der
Realitäten - heute wohnt etwa die Hälfte der Bevölkerung der
Bundesrepublik im selbstgenutzten Wohneigentum, die andere Hälfte zur
Miete - kamen die Verfassungsrichter zu dem Schluss: "Das Besitzrecht
des Mieters erfüllt unter diesen Umständen Funktionen, wie sie
typischerweise dem Sacheigentum zukommen." Die Eigentumsgarantie des
Artikels 14 Grundgesetz komme daher nicht nur dem Vermieter, sondern
in gewisser Weise auch dem Mieter zugute: "Die Befugnisse von Mieter
und Vermieter zuzuordnen und abzugrenzen, ist Aufgabe des Mietrechts."
Diese höchstrichterliche Position fasste langfristige Entwicklungen
des deutschen Wohnungsmietrechts zusammen, wie sie insbesondere in den
Bestimmungen zum Kündigungsschutz und im Vorherrschen unbefristeter
Mietverträge deutlich werden. Die Ausgestaltung des Mietrechts macht
aber auch deutlich, dass in der Beschreibung des Mietverhältnisses als
eines "eigentumsähnlichen" Rechts "ähnlich" nicht "gleich" bedeutet.
Und erstmal muss man ja einen Mietvertrag haben.


Es fehlen über eine Million Wohnungen

Die Zunahme der Neubauzahlen bleibt weit hinter dem festgestellten
Bedarf zurück und trägt Züge eines kurzfristigen Booms mit deutlichen
Preiserhöhungen ohne nachhaltigen Ausbau der Kapazitäten in der
Bauwirtschaft. Die Angebotsmieten - das heißt, die Mieten, die beim
Abschluss eines neuen Vertrages fällig werden - sind seit 2010 nicht
nur in Großstädten und Ballungsräumen massiv gestiegen, weit über die
Zunahme der Baukosten hinaus. Auf angespannten Wohnungsmärkten können
sich die Vermieter*innen ihre neuen Mieter*innen aussuchen - und
Neumieter*innen sind in der Regel froh, wenn sie ausgesucht werden.
Die sogenannte "Mietpreisbremse" hat daran nichts geändert. Jeden Tag
müssen Menschen neue Wohnungen für neue Lebenssituationen suchen, aus
verschiedensten Gründen umziehen und diese hohen Angebotsmieten
zahlen. Die Bestandsmieten liegen deutlich darunter, aber auch hier
ist der Aufwärtstrend ungebrochen.

Laut amtlicher Statistik gehören 65 Prozent aller Mietwohnungen
Privatvermietern. Privatwirtschaftliche Unternehmen halten 13 Prozent
des Mietwohnungsbestandes, kommunale Wohnungsunternehmen noch elf
Prozent, Wohnungsgenossenschaften kommen auf neun Prozent. Die
restlichen zwei Prozent des Mietwohnungsmarktes entfallen auf Bund,
Länder und "Organisationen ohne Erwerbszweck". Der Anteil der
Privatvermieter*innen ist in ländlichen Regionen und kleinen Städten
sowie in den alten Bundesländern deutlich höher als im Osten und in
den Metropolen, wo privatwirtschaftliche und öffentliche Unternehmen
stärker vertreten sind.


Ungleich verteilte Vermögen

Die Immobilienlobby betont zwar immer wieder, dass 80,6 Prozent der
Wohnungen im Besitz von Einzeleigentümern sind - aber das ist bewusst
und grob irreführend. Wie das Vermögen insgesamt, ist das
Immobilienvermögen sehr ungleich verteilt. Bei den meisten Haushalten
besteht es nur aus dem Hauptwohnsitz. Nur etwa 20 Prozent aller
Haushalte hat andere Immobilien wie Mietwohnungen oder Grundstücke.
Die amtliche Statistik spricht hier von "privaten Kleinanbietern", was
nett und persönlich klingt. Doch sind diese Haushalte nicht nur
durchschnittlich deutlich reicher als die meisten Bewohnerinnen und
Bewohner des Landes; das Wort "klein" suggeriert hier auch für
verschiedene Anbieter sehr Differenziertes: Für einige bedeutet es
Verluste, für viele einen Vermögenswert, aber ohne nennenswerte
Erträge daraus erzielen zu können. Nur eine relevante Minderheit -
weniger als zwei Prozent aller Haushalte - schafft es, ordentliche
Einnahmen aus den Mietobjekten zu generieren: Auf diese Gruppe von
750.000 Haushalten entfallen mehr als 2/3 aller privaten
Mieteinnahmen.

Das Eigentum an Wohnimmobilien mit den dazugehörigen Praktiken - von
der Bauplanung bis zur Instandhaltung, von der Kreditaufnahme bis zur
Kredittilgung, vom Abschluss eines Mietvertrages über die Mietzahlung
der Mieter*innen bis zur Betriebskostenabrechnung der Vermieter*innen -
 strukturiert den Alltag in allen Teilen der Gesellschaft. Politisch
gesehen bilden das selbstgenutzte Wohneigentum und die private
Vermietung eine reale, wenn auch zuweilen prekäre Basis der Propaganda
für "Freiheit durch Eigentum", für privatwirtschaftliche Lösungen der
Wohnungsfrage. Doch romantische Illusionen über eine Lösung der
Wohnungsfrage durch engagierte Kleineigentümer*innen sind angesichts
der Höhe der notwendigen Investitionen im Wohnungsbau, der Größe der
Probleme nicht nur in Großstädten und Ballungsräumen und angesichts
der realen Kräfteverteilung auf dem Immobilienmarkt offensichtlich
unangebracht. Vielmehr gilt auch hier die Warnung des Schriftstellers
Friedrich Dürrenmatt: "Jeder Versuch eines Einzelnen, für sich zu
lösen, was alle angeht, muß scheitern."


Große Probleme brauchen große Lösungen

Einen Teil einer Antwort hat der Jurist Peter Weber mit dem Vorschlag
einer öffentlich-rechtlichen Mietpreisbegrenzung ausformuliert: Dazu
gehört ein Bündel von Maßnahmen, von einer Erfassung aller Wohnungen
und Mietverträge über Mieterhöhungsverbote bis Erschwerung der
Eigenbedarfskündigung. Doch einen solchen Großkonflikt mit allen
Vermieter*innen riskiert man nicht so leicht. Sozialdemokratische
Sprüche über einen "Mietpreisdeckel" meinen tatsächlich nur eine
leicht verschärfte "Mietpreisbremse", mit bekannter, beschränkter
Wirksamkeit.

Der Slogan "Deutsche Wohnen & Co. enteignen" klingt auch nach einem
großen Wurf. Aber die schematische Übertragung positiver Erfahrungen
aus der Rekommunalisierung öffentlicher Dienstleister (Wasser, Energie
usw.) auf den Wohnungssektor wird an dem ganz anderen Umfang der
Aufgabe und der festen Verankerung des privaten Grundeigentums in der
Struktur dieser Gesellschaft scheitern. Eine Enteignung ohne
Entschädigung sieht das Grundgesetz nicht vor. Eine Entschädigung in
der Höhe des Verkehrswerts würde die Investoren nur mit frischen
Mitteln für neue Spekulationen ausstatten. Die vorliegenden
phantasievollen Rechnungen der Enteignungsinitiative zur
"Kostenschätzung" versuchen sich an der Quadratur des Kreises: das
Eigentum soll geachtet werden, aber es soll nicht viel kosten. Von
daher droht in der politischen Auseinandersetzung weiter eine
Sackgasse: Trotz sich zuspitzender Probleme auf den Wohnungsmärkten
sind in der Debatte keine realistischen Alternativen erkennbar. Die
Situation erscheint ebenso schlimm wie unveränderbar. Tatsächlich
bereitet sich die gewerbliche Wohnungswirtschaft schon auf die nächste
Phase vor, das Verhandeln um einen gesichtswahrenden Kompromiss. Sie
schlägt den Ankauf von befristeten Belegungsbindungen im Bestand vor:
Eine profitable Wiederaufnahme des alten sozialen Wohnungsbaus, nur
ohne den umständlichen Umweg der Errichtung neuer Wohnungen.


Der Wohnungsmangel ist real

In der Antwort auf den Wohnungsmangel werden die gesellschaftlichen
Lebensbedingungen für die kommenden Jahre aktiv gestaltet - so oder
so: Mit einer Zementierung der gesellschaftlichen Spaltung oder einem
Ausbau des Sozialstaats. Die heutige Siedlungsstruktur ist weder unter
sozialen noch ökologischen Gesichtspunkten nachhaltig und
zukunftsoffen. Eine demokratische Gesellschaft braucht eine soziale
Infrastruktur, deren Teil die Wohnungsversorgung ist. Die
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik hat deshalb im MEMORANDUM
2018 das Programm eines neuen kommunalen Wohnungsbaus vorgeschlagen -
und im diesjährigen MEMORANDUM das Konzept weiter ausgebaut.


Worum geht es?

Eine soziale Lösung der Wohnungsfrage muss die Eigentumsfrage ernst
nehmen: Öffentlich bauen statt Private fördern! Es dürfen nicht wieder
private Eigentümerinnen und Eigentümer beschenkt werden, wobei die
Belegungsbindungen und Mietgrenzen lediglich einen befristeten
Kollateralnutzen darstellen. Ein neuer kommunaler Wohnungsbau bedarf
einer Objektförderung, also des Einsatzes staatlicher Gelder für die
Errichtung neuer, guter und bezahlbarer Wohnungen. Denn nur durch ein
vergrößertes Angebot kann der Druck der Eigentümerinnen und Eigentümer
auf die Mieterinnen und Mieter vermindert werden. Deshalb sind
öffentliche Gelder in den öffentlichen Wohnungsunternehmen zum Neubau
guter Wohnungen einzusetzen, die dauerhaft in öffentlichem Eigentum
verbleiben und damit einer politischen, demokratischen Kontrolle
zugänglich sind. Die kommunale Selbstverwaltung sollte durch Formen
der Mietermitbestimmung ergänzt werden.

Der Aufbau eines öffentlichen Wohnungsbestands richtet sich gegen den
neoliberalen Abbau des Sozialstaats zu einer Armenbetreuung wie gegen
die Ablösung staatlicher Verantwortung durch private Initiativen oder
Wohltätigkeit. Es geht nicht bloß um eine Versorgung
"einkommensschwacher Haushalte", die von der Politik als
Problemgruppen definiert und besonders betreut werden. Die
Subjektförderung (Kosten der Unterkunft, Wohngeld) ist nötig. Sie
allein kann aber das Wohnungsproblem nicht lösen. Im Gegenteil: es
muss das Ziel sein, als Schritt zur Bekämpfung der Armut die Isolation
der Armen zu verhindern und die Wohnbedingungen breiter
Bevölkerungsschichten zu verbessern.

Die Kosten im Wohnungsbau (ohne Grundstücke) liegen in der
Bundesrepublik heute - mit regionalen Unterschieden - in der Regel
jenseits der 2.000 Euro je Quadratmeter. Billig sind gute Wohnungen
nie. Doch lassen sich im öffentlichen Wohnungsbau die zu
veranschlagenden Mieten drastisch senken: Die öffentliche Hand muss
als guter Schuldner keine hohen Zinsen zahlen und muss auch keine hohe
Rendite erzielen. Zudem kann öffentlicher Wohnungsbau durch den Aufbau
entsprechender Kapazitäten im kostengünstigen seriellen Wohnungsbau
die Baukosten deutlich senken. Mieten im Neubau unter sieben Euro pro
Quadratmeter sind machbar - statt elf Euro oder mehr pro Quadratmeter
im frei finanzierten, renditeorientierten Wohnungsbau. Voraussetzung
ist ein langfristig angelegtes Programm - sonst werden die
Baukapazitäten nicht ausgebaut werden.

Investitionssteuerung kann nicht im luftleeren Raum existieren, sie
muss materiell unterfüttert sein. Es geht nicht um die mehr oder
weniger guten Absichten von Investoren. Die in den vergangenen Jahren
im Umfeld der Grünen und der LINKEN diskutierte "neue
Gemeinnützigkeit" hat hier ihre Grenzen, denn eine bloße
Steuerentlastung reicht nicht aus. Nicht die Rechtsform der
Gemeinnützigkeit, sondern nur eine massive öffentliche Förderung würde
es gemeinnützigen Unternehmen ermöglichen, Neubauwohnungen zu sozial
akzeptablen Bedingungen zu errichten und zu vermieten. Der Dreh- und
Angelpunkt ist auch hier der direkte Einsatz öffentlicher Mittel. Um
die bestehende Ungleichheit in der kommunalen Finanzausstattung nicht
zu verstärken, muss die Finanzierung auf der Ebene des Bundes und der
Länder sichergestellt werden.

Als erster Schritt ist ein Sofortprogramm zur Errichtung von 100.000
neuen Wohnungen pro Jahr im öffentlichen Eigentum nötig und machbar:
Das nötige Investitionsvolumen von 18 Milliarden Euro kann zu 40
Prozent - etwa sieben Milliarden Euro - von der öffentlichen Hand
direkt aufgebracht werden. Die verbleibenden 60 Prozent sollten
kreditfinanziert gedeckt werden, also von öffentlichen
Investitionsbanken akquiriert und bereitgestellt werden.

Eine solche Veränderung wird nur durch eine demokratische Veränderung
der Kräfteverhältnisse, nicht durch Lobbypolitik oder medienwirksame
Symbolpolitik umgesetzt werden. Dazu braucht es mehr als Protest: Dazu
braucht es Organisierung, in der sich das Selbstverständnis der
beteiligten sozialen Akteure ändern kann und ändern muss. Leider waren
auch einige Aktivist*innen und manche Linke etwas erschrocken über die
Aussicht auf langfristige staatliche Interventionen im Umfang von
vielen Milliarden Euro jährlich, die nur mit großen öffentlichen
Wohnungsunternehmen nachhaltige Veränderungen auf dem Wohnungsmarkt
herbeiführen können.

Großorganisationen sind bürokratisch. Sie demokratisch zu
kontrollieren ist schwierig, erfordert Ressourcen und Aufklärung. Nur
lautet die Alternative, den Markt entscheiden zu lassen. Das ist die
größere Gefahr.



Sebastian Gerhardt (*1968) lebt als freier Autor und Bildungsreferent
in Berlin. Ab Herbst 1989 war er in der "Initiative für eine
Vereinigte Linke" engagiert. Er arbeitet ehrenamtlich in der
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. Sein Geld verdient er
mit Ausstellungsführungen in der Topographie des Terrors und im
Deutsch-Russischen Museum Berlin-Karlshorst.
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Mitte-Studie

von Ulla Jelpke



Feindselige Einstellungen gegenüber Asylsuchenden, Muslimen,
Ausländern und Langzeitarbeitslosen haben sich in Deutschland auf
hohem Niveau stabilisiert. Zu diesem Ergebnis kommt eine von der
Friedrich-Ebert-Stiftung herausgegebene Studie mit dem
programmatischen Titel "Verlorene Mitte - feindselige Zustände". Mit
der alle zwei Jahre durchgeführten Bevölkerungsbefragung, wollen die
Autoren nach eigenen Worten herausfinden, wie weit "rechtsextreme und
menschenfeindliche Einstellungen tatsächlich in die Mitte der
Gesellschaft eingedrungen" sind. Allerdings sieht sich die Studie
- durchaus betechtigter - Kritik an manchen ihrer Fragestellungen und
Interpretationen ausgesetzt.

Der Aussage "Es leben zu viele Ausländer in Deutschland" stimmen 24,9
Prozent bis 35 Prozent der Befragten zu (beim niedrigeren Wert hatten
die Befragten die Möglichkeit, "teils/teils" zu antworten, beim
höheren Wert mussten sie sich deutlicher positionieren). Ausländer
"zurückschicken", wenn die Arbeitsplätze knapp werden, wollen hingegen
"nur" 10,5 bis 18,7 Prozent. Wenig überraschend ist, dass dieser Wert
bei AfD-Anhängern auf 59 Prozent steigt.

Auch antimuslimische Einstellungsmuster sind weit verbreitet: "Durch
die vielen Muslime hier fühle ich mich manchmal wie ein Fremder im
eigenen Land", finden 30,3 bis 34,9 Prozent. 16,5 bis 28,6 Prozent
geben an, "Probleme" damit zu haben, "wenn sich Sinti und Roma in
meiner Gegend aufhalten", und gar 26,3 bis 36,5 Prozent finden, "Sinti
und Roma neigen zu Kriminalität".

Noch stärker als rassistische Einstellungsmuster scheinen
sozialdarwinistische verbreitet zu sein: "Die meisten
Langzeitarbeitslosen sind nicht wirklich daran interessiert, einen Job
zu finden", wird von 38,1 bis 50,6 Prozent unterschrieben, die Aussage
"Ich finde es empörend, wenn sich die Langzeitarbeitslosen auf Kosten
der Gesellschaft ein bequemes Leben machen", gar von 50 bis 63,8
Prozent. Das sei, so die Autoren der Studie, "der höchstgemessene
Wert, seit dieses Element im Rahmen der Studien zur Gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit erhoben wird."

Während negative Einstellungsmuster gegenüber Muslimen und
Asylsuchenden in Ostdeutschland besonders stark verbreitet sind,
verteilt sich die Abwertung von Langzeitarbeitslosen auf Ost wie West
gleichermaßen.

Interessant ist, dass - entgegen einem beliebten Darstellungsmodus in
Massenmedien, die gerne prekär Beschäftigte als Kronzeugen vorführen,
die gegen Langzeitarbeitslose hetzen - die Studie zu einem deutlich
abweichenden Ergebnis gelangt: Die höchste Abwertung manifestiert sich
bei Menschen aus der mittleren Einkommensgruppe mit 55,4 Prozent,
während jene aus der schwächeren Einkommensgruppe zu 39,6 Prozent
zustimmen. Offenbar wissen ärmere Leute doch genauer, dass
Langzeitarbeitslose auf Hartz-IV-Niveau keineswegs ein bequemes Leben
führen.

Bei all diesen erschreckenden Werten mag es verwunderlich scheinen,
dass Demokratie und Menschenwürde trotzdem hohe Zustimmungswerte
erfahren: "Es ist unerlässlich, dass Deutschland demokratisch regiert
wird" finden 86,3 Prozent der Befragten, und sogar 92,6 Prozent
möchten, dass "die Würde und Gleichheit aller an erster Stelle" steht.
Man muss wohl konstatieren, dass dies häufig nur Lippenbekenntnisse
sind, die schnell vergessen werden, wenn es konkret um Asylsuchende,
Arbeitslose oder andere zu Feindbildern aufgebaute Menschengruppen
geht.

So bedrückend und alarmierend viele der Einzelergebnisse wie auch die
Grundtendenz sind, so deutlich zeigen sich aber verschiedene
Unstimmigkeiten, unpräzise Fragestellungen und spekulative
Interpretationen.

Beispielsweise bei der Ermittlung von Einstellungsmustern, die
Asylsuchende "abwerten": Dazu gibt es insgesamt nur zwei Aussagen, von
denen die eine unterstellt, die meisten Asylsuchenden würden in ihrem
Heimatland überhaupt nicht verfolgt (Zustimmung 28,2 bis 44,2
Prozent), während die andere lautet, der Staat solle bei der Prüfung
von Asylanträgen "großzügig" sein (62,4 bis 74,5 Prozent Ablehnung).
Die Zahlen werden in der Studie dahingehend interpretiert, dass
Asylsuchende in den Augen der Befragten "nicht legitim seien"
beziehungsweise diese es Asylsuchenden "versagen" wollten, in
Deutschland zu leben. Diese Schlussfolgerung ist Nonsens. So ist für
viele Linke klar, dass auch solche Asylsuchenden, die nicht wegen
politischer Verfolgung fliehen, sondern "nur" aus schierer
Existenznot, selbstverständlich in Deutschland Schutz finden sollen.

Ähnlich sieht es auch bei anderen Themenkomplexen aus, etwa zur
Anhängerschaft von Verschwörungstheorien. Dazu soll beispielsweise die
Aussage dienen: "Es gibt geheime Organisationen, die großen Einfluss
auf politische Entscheidungen haben." Das finden 45,7 Prozent, aber
mancher denkt vielleicht einfach nur an die Netzwerke von Lobbyisten
oder Parteispendern, die auf Politiker einwirken.

Hinterfragt werden muss auch der Sinn einer Frage wie "Die Regierung
verschweigt der Bevölkerung die Wahrheit", die von 36,3 Prozent bejaht
wird. Ich selbst erlebe es im Bundestag immer wieder, dass die
Regierung nicht nur der Bevölkerung, sondern auch dem Parlament nicht
die Wahrheit sagt.

7,7 Prozent der Befragten meinen: "Ohne Judenvernichtung würde man
Hitler heute als großen Staatsmann ansehen." Zeigt sich darin eine
Verharmlosung des NS-Regimes, wie die Studie unterstellt? Immerhin
wird ja hier nicht gefragt, ob man selbst Hitler als "großen
Staatsmann" betrachten würde, sondern ob man glaube, dass andere das
täten. Und hat man nicht, gerade auch aus linker Sicht, durchaus Grund
zur Annahme, dass es leider genau so wäre?

Vollends absurd wird es, wenn unter der Überschrift "Neue rechte
Mentalitäten" die Aussage steht: "Man muss sich gegen die aktuelle
Politik wehren" beziehungsweise "Es ist Zeit, mehr Widerstand gegen
die aktuelle Politik zu zeigen", jeweils mit Zustimmungswerten von
über 30 Prozent. In dieser Logik würden auch Menschen, die
beispielsweise mehr Widerstand gegen Rechtspopulismus fordern, zu
Rechtspopulisten deklariert.

Die Autoren der Studie verweisen zwar darauf, dass die allermeisten
jener Befragten, die einer - von den Autoren - als negativ
interpretierten Aussage zustimmen, auch anderen solchen Aussagen
zustimmen. "Wer eine Gruppe abwertet, wertet mit statistisch
überzufälliger Wahrscheinlichkeit auch weitere Gruppen ab." Das mag
zutreffen. Immerhin stimmen den erwähnten Aussagen über Asylsuchende
84,7 Prozent der AfD-Anhänger zu. Dennoch zeigt sich in so mancher
Fragestellung und den auf ihr beruhenden Schlussfolgerungen doch eine
bemerkenswerte Unschärfe.

Die Verbreitung rechtspopulistischer beziehungsweise rassistischer
Einstellungen ist im Übrigen womöglich noch weiter verbreitet als in
dieser Studie festgehalten. Denn erst im vorigen Jahr hat die
Heinrich-Böll-Stiftung eine ganz ähnliche, gleichsam konkurrierende
Studie gesponsert ("Leipziger Autoritarismus-Studie"), in der
teilweise die gleichen Fragen formuliert waren: "Ich hätte Probleme
damit, wenn sich Sinti und Roma in meiner Gegend aufhalten" - die
Zustimmung dazu bewegte sich bei 56 Prozent. "Sinti und Roma neigen
zur Kriminalität" - Zustimmung bei 60,4 Prozent. Auch bei Fragen zu Asylsuchenden,
Muslimen und so weiter verzeichnete die damalige Untersuchung
wesentlich höhere Zustimmungswerte als die jetzige Studie, die sich
mit diesem Umstand leider nicht auseinandersetzt.

Bei allen Unschärfen, Schwächen und Missverständlichkeiten: Das Fazit
der Studie, dass sich rechtspopulistische Einstellungsmuster in der
Gesellschaft verfestigt haben, und zwar nicht nur an ihrem "extremen"
Rand, sondern in der sogenannten Mitte, ist ernst zu nehmen.

Rechtspopulistische und offen rechtsextreme Einstellungen vermischen
sich, die "Mitte" driftet nach rechts und denkt zunehmend autoritär.
Von der "Mitte" als gefestigtem Zentrum der Demokratie kann
schlechterdings nicht mehr gesprochen werden, Denkmuster und
Ausprägungen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit drohen sich zur
Normalität zu entwickeln. Zugleich wollen die Befragten sich ihre
"Rechtsverschiebung" offenbar nicht eingestehen, sondern äußern sich,
unverbindlich-allgemein zu ihrer Haltung zur Demokratie befragt,
durchaus positiv.

Notwendig wäre es nun, anhand dieses Befundes Schlussfolgerungen zum
Beispiel für Demokratieprogramme zu ziehen, aber auch verstärkt nach
sozialen Ursachen zu fragen. Dabei dürfte eines klar sein: Auch ein
noch so gutes Demokratieprogramm ist zum Scheitern verurteilt, solange
asylfeindliche und rechtspopulistische Einstellungen von Angehörigen
der Bundesregierung mit politischen Verlautbarungen und
flüchtlingsfeindlichen Gesetzesänderungen bedient werden. Hiergegen
gilt es Widerstand zu leisten (und die Friedrich-Ebert-Stiftung möge
bitte aufhören, den Begriff "Widerstand" negativ zu belegen).
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2382: Szabolcs Sepsi über das Projekt "Faire Mobilität" und die Personenfreizügigkeit in der EU


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Die müssen jetzt nicht mehr auf den Strich"

Szabolcs Sepsi über das Projekt "Faire Mobilität" und die Personenfreizügigkeit in der EU



Die Personenfreizügigkeit für EU-Bürger sorgte und sorgt für
erheblichen Sprengstoff. Nicht nur die extreme Rechte schürt
Konkurrenzhaltungen innerhalb der Klasse der Lohnabhängigen, das Thema
war auch einer der Auslöser für die (dünne) Mehrheit der Befürworter
eines Brexit in Großbritannien. Aber auch in Gewerkschaften sind
solche Positionen nicht fremd.

Die SoZ sprach mit Szablocs Sepsi, der für das DGB-Projekt
"Faire Mobilität - Arbeitnehmerfreizügigkeit sozial, gerecht und
aktiv" arbeitet.


SoZ: Wie steht der DGB zur Personenfreizügigkeit?

Szablocs Sepsi: Wir sind als Projekt des DGB-Bundesvorstands
nicht befugt, im Namen des DGB Stellungnahmen abzugeben. Das Projekt
gibt es seit 2012. Wir beraten Beschäftigte über Arbeitsrecht. Wir
haben Beratungsstellen in Berlin, Kiel, Oldenburg, Dortmund, Frankfurt
am Main, Stuttgart, Mannheim und München. Der größte Teil unserer
Mittel kommt vom Bundesarbeitsministerium, der DGB-Bundesvorstand gibt
etwas dazu, aber auch die NGG.

Wir beraten ausschließlich EU-Bürger aus Mittel- und Osteuropa
- Polen, Rumänen, Bulgaren, Ungarn, Tschechen, Slowaken - in ihren
Sprachen, oder in deutsch oder englisch. In jeder Beratungsstelle
arbeiten zwei bis drei KollegInnen, von denen jede mindestens eine
osteuropäische Sprache spricht.

Die Menschen, die wir beraten, arbeiten in allen möglichen Branchen;
eine große Rolle spielen die Bau- und die Fleischindustrie, Logistik,
Transport und Landwirtschaft, Gebäudereinigung, aber auch das
Metall- und Elektrogewerbe. Die meisten sind prekär beschäftigt, in
Leiharbeit oder mit Werkverträgen von Subunternehmen, die im Auftrag
anderer Firmen arbeiten.

In den Gewerkschaften gibt es zur Frage der Personenfreizügigkeit eine
Debatte. Es gibt natürlich auch in den Gewerkschaften Positionen, die
in den KollegInnen aus Osteuropa hauptsächlich eine Konkurrenz sehen,
schließlich werden sie von Unternehmern auch als Streikbrecher
eingesetzt. Unser Projekt ist ein Ergebnis dieser Debatte. Ich glaube
aber, dass sich mittlerweile bei den Gewerkschaften die Erkenntnis
durchgesetzt hat, dass der einzig vernünftige Weg der ist, diese
Menschen zu organisieren.

Das ist auch eines der Ziele unseres Projekts.

Wir bieten erst einmal eine kostenlose Beratung an, sie ist offen für
alle, gerade auch für Nichtgewerkschaftsmitglieder. Auch das war
umstritten, einige haben befürchtet, dass damit die Notwendigkeit,
sich gewerkschaftlich zu organisieren, untergraben wird. Aber es hat
sich herausgestellt, dass viele Menschen aus Mittel- und Osteuropa
Gewerkschaften nicht kennen, von sich aus nicht unbedingt auf die Idee
kommen, bei der Gewerkschaft nachzufragen, teilweise Gewerkschaften in
ihren Heimatländern leider auch anders kennengelernt haben. Von
manchen, die in die Beratungsstellen kommen, hören wir schon mal: Von
Gewerkschaften halten wir nicht soviel, die tun eh nichts. Für uns
geht es erst einmal darum, überhaupt den Kontakt herzustellen, aber
natürlich legen wir den Leute auch nahe sich gewerkschaftlich zu
organisieren. Nur so können wir langfristig etwas an ihren
Arbeitsbedingungen ändern.

Sie brauchen ja auch eine weitergehende Unterstützung, als wir sie
ihnen anbieten können. Wir können beraten, aber wir können ihnen
keinen Rechtsschutz gewähren oder sie vor Gericht vertreten, deshalb
ist es für sie sinnvoll, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Das
tun auch sehr viele.


SoZ: Welchen Zweck hat eine Beratung bei euch, außer dass
ich über meine Rechte informiert werde? Damit kann ich sie ja noch
nicht durchsetzen. Wie verhelft ihr mir zur Durchsetzung?

Szablocs Sepsi: Bei der Hälfte der Fälle, die zu uns kommen,
geht es um vorenthaltenen Lohn. Wir unterstützen sie bei der
außergerichtlichen Durchsetzung. Das heißt, wir helfen ihnen zu
berechnen, wieviel ihnen zusteht, viele wissen ja nicht, wie sich der
Lohn zusammensetzt, oder worauf sie im Krankheitsfall Anspruch haben.
Das gilt es erst einmal zu prüfen.

Dann helfen wir ihnen, im eigenen Namen eine Zahlungsaufforderung in
deutscher Sprache und juristisch korrekt aufzusetzen - in vielen
Fällen wirkt allein schon die schriftliche Zahlungsaufforderung.

Im Bereich der Leiharbeit und Werkverträge gibt es sehr viele
Unternehmen, die prinzipiell letzte Monatsgehälter nicht mehr
überweisen, wenn die Leute nicht mehr bei ihnen beschäftigt sind. Das
sind Firmen, wo die Mitarbeiterfluktuation sehr hoch ist, wo
ausschließlich Menschen aus dem Ausland arbeiten, die auch beim
Arbeitgeber wohnen. Dieser weiß dann ganz genau, wenn der Vertrag
ausläuft oder die Person kündigt oder gekündigt wird, muss sie sofort
die Unterkunft verlassen, die ja vom Arbeitgeber gestellt wird. Dann
hat die betreffende Person gar keine andere Wahl als in die Heimat
zurückzukehren, und die Arbeitgeber rechnen damit, dass sie nicht
weiß, wie sie sich Hilfe holen soll, oder jedenfalls nicht in der Lage
ist, ihre Ansprüche geltend zu machen. Dann zahlen sie halt das letzte
Gehalt nicht. Wenn sie dann eine Zahlungsaufforderung bekommen, neigen
sie dazu, diesem einen das Geld schnell zu zahlen, damit sie es in
anderen Fällen unterlassen können. Oder damit sie nicht erwischt
werden, weil sie ja wissen, es ist illegal, was sie tun.

Wenn die Betroffenen aber vor Gericht ziehen müssen, können sie sich
in einigen Fällen selber vertreten - das hängt davon ab, wie
selbstbewusst und eloquent sie sind. Es gibt auch die Möglichkeit der
Prozesskostenhilfe, für mobile Beschäftigte ist das allerdings eine
hohe Hürde, weil sie Auskunft über ihre finanziellen Verhältnisse in
den vergangenen vier Jahren geben müssen.


SoZ: Wie ist eure Kooperation mit den Einzelgewerkschaften?

Szablocs Sepsi: Insbesondere mit der NGG haben wir eine sehr
intensive Kooperation, aber auch mit der IG BAU, auch mit Ver.di
- also den Gewerkschaften, die Branchen betreuen, wo es sehr viele
Beschäftigte aus diesen Ländern gibt. Wir organisieren gemeinsame
Informationsveranstaltungen, etwa für Schlachthofbeschäftigte: Wir
gehen dann in die Unterkünfte und machen dort Infotage oder verteilen
Flyer in den verschiedenen Sprachen. Bei großen Unternehmen gehen wir
auch in die Pausen und informieren alle Beschäftigten, gleich welcher
Nationalität - auch über die Möglichkeit, sich bei uns beraten zu
lassen.


SoZ: Wie ist die Personenfreizügigkeit denn bei uns
geregelt? Auf der einen Seite heißt es, EU-Bürger können in jedem
anderen EU-Land arbeiten. Auf der anderen hört man, nach drei Monaten
müssen sie wieder gehen. Wie passt das zusammen?

Szablocs Sepsi: Du meinst wahrscheinlich die sozialrechtlichen
Ansprüche. Also es ist so: EU-Bürger dürfen uneingeschränkt mit ihrem
Personalausweis einreisen, sie dürfen sich hier aufhalten und jede
Arbeit annehmen zu den gleichen Bedingungen wie jeder Deutsche auch,
d.h. sie brauchen keine Arbeitserlaubnis, müssen nicht zur
Ausländerbehörde, sie unterschreiben einfach den Arbeitsvertrag,
werden bei der Sozialversicherung angemeldet und gut ist.

Anders ist es mit dem Anspruch auf Sozialleistungen. Da war die
Rechtslage lange sehr unklar und hat sich auch weiterentwickelt. Heute
ist es so, dass ich als EU-Bürger zwar einreisen und arbeiten darf,
aber ich habe nicht sofort Anspruch auf Sozialleistungen. In den
ersten drei Monaten des Aufenthalts gibt es keinen Anspruch, danach
habe ich diesen Anspruch nur, wenn ich zwölf Monate ohne Unterbrechung
in Deutschland gearbeitet habe. Wenn ich nicht auf die zwölf Monate
komme, meine Stelle aber unverschuldet verloren habe, dann kann ich
für sechs Monate Hartz IV beantragen, danach ist Schluss, es sei denn,
ich finde eine neue Stelle.

In Deutschland gab es nach dem Beitritt von Polen, Ungarn, Tschechien
und der Slowakei 2004 eine siebenjährige Übergangsfrist; Rumänien und
Bulgarien sind 2007 in die EU gekommen, da galt die Übergangsfrist bis
2014; Kroatien ist 2011 beigetreten, da wurde die Übergangsfrist nicht
mehr für die gesamten sieben Jahre angewendet.


SoZ: Es gilt ja auch die Dienstleistungsfreiheit, d.h.
polnische Unternehmen etwa können hier ihre Dienste anbieten und
Arbeitskräfte dafür einstellen. Werden die nach deutschen Standards
bezahlt oder gelten die Entlohnungsrichtlinien für Polen?

Szablocs Sepsi: Die Antwort ist Jein. Ein polnisches
Unternehmen kann hier seine Dienste anbieten, ohne dass es dafür eine
Niederlassung gründen muss. Eine deutsche Firma kann z.B. eine
polnische Firma direkt beauftragen, dann werden die Beschäftigten, die
polnische Arbeitsverträge haben, entsandt - sie behalten ihr
polnisches Arbeitsverhältnis bei. Sie zahlen ihre Sozialversicherung
weiterhin in Polen. Erst wenn die Entsendung länger als sechs Monate
dauert, müssen sie in Deutschland Lohnsteuer zahlen.

Der Gedanke ist an sich sinnvoll: Leute, die nur sehr kurzfristig in
einem anderen EU-Land arbeiten, sollen nicht gezwungen werden, sich in
Deutschland bei der Sozialversicherung anzumelden, sondern müssen
Steuern, Rente, Krankenversicherung weiter in ihrer Heimat bezahlen
und die Ansprüche daraus beziehen können. Nur leider wurde das von den
Unternehmen massiv missbraucht.

Sofort nach Inkrafttreten der Dienstleistungsrichtlinie haben große
Unternehmen Briefkastenfirmen in Polen, Slowenien oder Rumänien
angemeldet und viele Menschen auf dem Papier in diesen Ländern
eingestellt, die dort nie für sie tätig waren, nur um sie zu
entsenden. Das hat ihnen erlaubt, Sozialversicherungsbeiträge und
Lohnsteuern in großem Stil zu hinterziehen, aber natürlich auch
Arbeitsrechte einzuschränken. Denn wenn eine Person länger als zwei
Jahre in einem EU-Land arbeitet, dann muss die Sozialversicherung auch
in diesem bezahlt werden. Um das zu umgehen, haben die Unternehmen
viele Briefkastenfirmen gegründet und die Beschäftigten hin und her
geschoben.

Inzwischen müssen sich diese Unternehmen an den deutschen Mindestlohn
und sonstige Mindestbedingungen (Arbeitszeiten, Arbeitssicherheit
usw.) halten.

Im vergangenen Jahr gab es eine Revision der Entsenderichtlinie, da
wurden die Bedingungen noch einmal etwas verschärft: Jetzt müssen sie
sich nicht nur an den Mindestlohn, sondern auch an das Lohnniveau
halten - es ist aber noch unklar, wie diese Revision konkret in
nationales Gesetz umgesetzt wird. Polen und Ungarn haben gegen die
Revision beim Europäischen Gerichtshof Klage eingereicht, weil sie der
Meinung sind, das sind protektionistische Maßnahmen der Westeuropäer,
um ihre Märkte vor der ausländischen Konkurrenz zu schützen.


SoZ: Hast du den Eindruck, dass sich durch die
europäischen Richtlinien, aber auch durch den Mindestlohn, insgesamt
etwas für die Beschäftigten aus den Niedriglohnländern verbessert hat?

Szablocs Sepsi: Der Mindestlohn hat etwas gebracht, er wird
zwar noch häufig umgangen und es kommt immer noch vor, dass geleistete
Überstunden nicht auf dem Lohnzettel stehen. Aber das ist deutlich
seltener geworden und die Löhne sind, vor allem für die untersten
Gehaltsstufen, teilweise deutlich gestiegen.

Im nachhinein sind sich alle einig, dass es ein großer Fehler war, die
Arbeitnehmerfreizügigkeit sieben Jahre lang auszusetzen. Es ist
ziemlich eindeutig, das belegt auch die Statistik, dass die Aussetzung
der Arbeitnehmerfreizügigkeit nicht dazu geführt hat, dass weniger
Menschen gekommen sind, sondern nur dazu, dass sie über andere Wege
gekommen sind und gezwungen waren, ungeschützte Verträge anzunehmen,
weil sie keine Möglichkeit hatten, mit einem normalen Arbeitsvertrag
zu deutschen Bedingungen zu arbeiten - sie haben sich dann einfach als
Selbständige angemeldet.

Das hat die ausbeuterischen Strukturen sehr stark gefördert,
Scheinselbständigkeit, Eine-Person-Unternehmen, gerade auf dem Bau. In
Dortmund z.B. gab es den Arbeiterstrich (wie in vielen anderen Städten
auch), da ist in den letzten Jahren kaum noch etwas los. Dadurch dass
es die Arbeitnehmerfreizügigkeit jetzt gibt, konnten die allermeisten
doch einen normalen Arbeitsvertrag bekommen und müssen sich nicht auf
dem Arbeiterstrich verkaufen.

Jetzt müssen wir über die Probleme Werkverträge und Outsourcing reden,
die sind nach wie vor nicht geregelt.

 * 
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MELDUNG/424: BR - Wahlberichterstattung über die Europawahl, 26.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Wahlberichterstattung

Die Europawahl im BR



Mit Spannung blickt Europa auf den Wahltermin am 26. Mai: Bei der
Europawahl sind allein in Bayern rund 10,2 Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, die 96 deutschen Vertreterinnen und Vertreter für das
Europa-Parlament zu bestimmen. Der Bayerische Rundfunk informiert auf
all seinen Ausspielwegen umfassend über den Europawahlkampf und den
Ausgang der Abstimmung.

Am Tag der Wahl gibt es im BR-Programm (Hörfunk und Fernsehen) sowie
auf BR24.de und in der BR24-App die wichtigsten Fakten, Hintergründe,
Prognosen und Ergebnisse. Auf Twitter findet man unter dem
Hashtag #br24wahl eine Zusammenfassung der Wahlberichterstattung.


BR-Sendungen am Tag der Europawahl (26. Mai
2019):


BR Fernsehen:

Von 17.45 bis 19.15 Uhr läuft die erste Sendung aus dem BR-Wahlstudio:
"Entscheidung in Europa - Wie wählt Bayern?". Darin gibt es um 18.00
Uhr die exklusive Prognose, danach die Hochrechnungen zu dem
bayerischen Ergebnis von infratest dimap, dazu die Zahlen aus
Deutschland und den anderen europäischen Ländern, die gewählt haben.
Außerdem in der Sendung: Live-Schalten zu den BR-Reporterinnen und
-Reportern bei den Wahlparties in München und Nürnberg sowie ins
Europaparlament in Brüssel.

Die Sendung geht von 19.15 bis 20.00 Uhr im Livestream auf BR24.de und
in der BR24-App weiter.


Wahl-Sondersendungen im BR Fernsehen

Der zweite Block der Wahl-Sondersendungen im BR Fernsehen beginnt mit
einem verlängerten Rundschau-Magazin von 21.45-22.15 Uhr mit
Live-Schalten, Analysen und Berichten. Um etwa 22.15 Uhr folgt eine
Münchner Runde extra mit Politikern und Experten aus dem Wahlstudio.
Der Wahlabend endet mit einer weiteren Ausgabe von "Entscheidung in
Bayern - Wie wählt Bayern?" ab 23.00 Uhr mit neuen Ergebnissen aus
ganz Europa und aktuellen Reaktionen.

Die Wahlsendungen im BR Fernsehen sind nach Ausstrahlung 12 Monate
lang in der BR Mediathek abrufbar.


Online- und Social-Media-Angebote des BR zur Europawahl
2019

Das BR24-Wahlportal auf br24.de/wahl informiert ausführlich mit
Analysen, interaktiven Tools und Erklärvideos über alle wichtigen
Themen, Trends und Kontroversen rund um die Europawahl.

Am Wahlabend werden die User auf BR24 schnell und umfassend
informiert:

mit den TV-Wahlsendungen im Stream


	mit den neuesten Zahlen von infratest dimap, u.a. grafisch aufbereitet auf einer Extra-Seite mit allen bis dahin bekannten Ergebnissen

	mit Analysen, Faktenchecks, einem Liveblog, einem Newsticker und einer halbstündigen Websendung "Europawahl-Digital" ab 20.15 Uhr

	mit Berichten aus den bayerischen Regionen, aus Berlin und aus den europäischen Hauptstädten



Auf Twitter findet man unter dem Hashtag #br24wahl eine

Zusammenfassung der Wahlberichterstattung.

Wahl-Nachlese im BR Fernsehen - Montag, 27. Mai:

Ergebnisse, Berichte und Analysen zur Europawahl mit einem besonderen
Schwerpunkt auf Bayern in der Rundschau (16.00, 18.30 Uhr) sowie im
Rundschau-Magazin (21.45 Uhr).

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1935: Deutschlandfunk - "Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz", 23.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 16.05.2019

"Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz": Aus den Protokollen des
Parlamentarischen Rates 1948-49

Hörspielmehrteiler zur Entstehung der deutschen Verfassung im
Deutschlandfunk

Donnerstag, 23. Mai 2019, 00.05 - 4.00 Uhr



Herbst 1948. In der großen Lichthalle des Zoologischen Museums in Bonn
versammeln sich 66 Männer und vier Frauen.

Als Mitglieder des Parlamentarischen Rates stehen sie vor einer
historischen Aufgabe: der Ausarbeitung eines Grundgesetzes für die
Bundesrepublik Deutschland. Ihre Arbeit, ihre Diskussionen und
Überlegungen sind in 14 Protokollbänden überliefert. Zum 70.
Verfassungsjubiläum am 23. Mai erzählt ein Hörspielmehrteiler im
Deutschlandfunk, wie hart die Arbeit an Einigkeit und Recht und
Freiheit damals war.

"Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz" (Deutschlandfunk-Radionacht,
23. Mai, 0.05 - 4.00 Uhr) macht anhand der Protokolle des
Parlamentarischen Rates 1948-49 die intensiven Diskussionen über
einzelne Worte lebendig. Die Mitschriften bezeugen das
Verantwortungsbewusstsein, die Genauigkeit, Geduld und Umsicht der
Demokraten: Beamte und Juristen, die in den Trümmern des 2. Weltkriegs
versuchten, mit ihrer Verfassung den Horror für alle Zeiten
auszuschließen, aus dem die Welt gerade auftauchte.

Als Bindeglied und Leitplanke winden sich literarisch-künstlerische
Texte heutiger Schriftstellerinnen und Schriftsteller um die Debatten
und Diskussionen. Sie verorten die jeweiligen Themen auch in der
Gegenwart und identifizieren sich mit einem der Diskutanten.
Hörerinnen und Hörer erfahren so mehr über die einzelnen Biografien
der Mütter und Väter des Grundgesetzes. Der vierstündige Mehrteiler
bietet aber auch sinnliche Eindrücke damaligen Situation - und in
jeder Folge die individuelle Perspektive einer Autoren-Persönlichkeit
auf einen historischen Moment, der unsere Gesellschaft bis heute
definiert.

"Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz" ist eine Koproduktion von
Deutschlandfunk, Bayerischem Rundfunk und dem federführenden
Westdeutschem Rundfunk und ist Bestandteil der Deutschlandradio-
Denkfabrik, die sich in diesem Jahr mit den Themen "Sind wir in guter
Verfassung?" (70 Jahre Grundgesetz) und #ÜberMorgen (Klimawandel und
Nachhaltigkeit) auseinandersetzt. Die Kulturwellen der ARD senden das
Hörspiel ebenfalls rund um das Verfassungsjubiläum.

Das Hörspiel mit Texten von Terézia Mora, Özlem Dündar, Georg M.
Oswald, Frank Witzel ist unter anderem in der Dlf Audiothek (App für
iOS und Android) und im Hörspiel- und Featureportal von
Deutschlandradio zu hören: www.hoerspielundfeature.de

Am 23. Mai laufen die achten Folgen von "Guter Rat - Ringen um das
Grundgesetz" in der Deutschlandfunk-Radionacht:

0.05-1.00 Uhr:

Berufung auf Gott

Parlament und Volksentscheid

1.05-2.00 Uhr:

Männer und Frauen sind gleichberechtigt

Die Rechte unehelicher Kinder

2.05-3.00 Uhr:

Die Würde des Menschen ist unantastbar

Eine Zensur findet nicht statt

3.05-4.00 Uhr:

Deutschland in Europa

Das Wahlrecht

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MELDUNG/1892: Deutschlandfunk - Der Slampoet und Autor Sebastian 23, 22.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Endlich erfolglos"

Der Slampoet und Autor Sebastian 23

Ein Porträt von Achim Hahn

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 22. Mai 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Er ist einer der erfolgreichsten deutschen Poetry-Slammer, studierter
Philosoph, Autor und Gitarrist, kurz ein Künstler der gehobenen
spitzen Zunge: Sebastian 23. Oder wie er eigentlich heißt: Sebastian
Rabsahl. In Duisburg geboren, aber in Bochum und auf der Bühne zu
Hause, naturfroh und entsprechend komisch, mit charakteristischer
Schiebermütze. In seinen inzwischen sechs Programmen, die er
Soloslamshows nennt, spielt Sebastian 23 gekonnt mit der Sprache,
fühlt dem Zeitgeist auf den Zahn und bohrt nach Metaphern. Er ist
ironisch, aber nicht so bösartig, zeigt an einem Abend die ganze
Bandbreite: von sprachvirtuosen Wortwitzen bis zu albernen Pointen und
natürlich Ruhrpott-Melancholie nebst Liedern zur Klampfe.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019
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MUSIK/2897: Deutschlandfunk - Die Musik des englischen Bassisten Phil Donkin, 23.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Struktur mit Chaos

Die Musik des englischen Bassisten Phil Donkin

Von Karsten Mützelfeldt

JazzFacts

Donnerstag, 23. Mai 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Es kommt nicht alle Jahre vor, dass sich ein junger Engländer
innerhalb kürzester Zeit einen Namen unter den Besten des Faches
erspielt - auf der Insel, in Europa und in den USA. Der Bassist Phil
Donkin hat es geschafft. Nach einem klassischen Studium an Londons
renommierter Guildhall School Of Music And Drama konnte sich Donkin
schnell in der britischen Jazzszene behaupten, wo er mit Größen wie
Stan Sulzmann, Tim Garland, Gwilym Simcock und Julian Siegel auftrat.
Nach einem längeren Aufenthalt in New York ist Berlin inzwischen zu
Donkins drittem Lebensmittelpunkt geworden. Und auch hierzulande
schienen die Kollegen nur auf ihn gewartet zu haben, seien es Nils
Wogram, Rainer Böhm, Bastian Stein, Haydn Chisholm oder Eva Klesse.

 * 

Quelle:
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THEMENREIHE/356: Bayern 2 - 70 Jahre Grundgesetz, 23.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. Mai 2019

Bayern 2

Udo Wachtveitl liest die Grundrechtsartikel



Am 70. Jahrestag der Ausfertigung und Verkündung des Grundgesetzes am
23. Mai 2019 liest Udo Wachtveitl auf Bayern 2 die 19
Grundrechtsartikel. Verteilt über den ganzen Tag, jeweils kurz vor der
vollen Stunde, bilden die Grundrechtsartikel den Rahmen für den
"Grundgesetztag" der Kultur- und Informationswelle des Bayerischen
Rundfunks. Am Abend macht ein dokumentarisches Hörspiel auf Basis der
Protokolle des Parlamentarischen Rates die Arbeit am Grundgesetz
nacherlebbar.

Herbst 1948. In der großen Lichthalle des Zoologischen Museums in Bonn
versammeln sich 66 Männer und vier Frauen: die Mitglieder des
Parlamentarischen Rates. Von diesem Tag an bis in den späten Mai 1949
arbeiten sie am Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. Ihre
Arbeit und der Charakter ihrer Diskussionen und Überlegungen sind in
14 Protokollbänden überliefert - wortgetreue Transkriptionen der
Beratungsgespräche und des Ringens um einzelne Worte im Bewusstsein
ihrer historischen Bedeutung. Spannend wie ein Krimi, bilden diese
Protokolle die Grundlage des Hörspiels "Guter Rat - Ringen um das
Grundgesetz", zu hören in zwei Teilen abends am Bayern
2-Grundgesetztag, 23. Mai 2019, und am Folgetag.

Den Rahmen für den Grundgesetztag bilden die von Udo Wachtveitl eigens
für diesen Anlass eingelesenen Grundrechts-Artikel: Stündlich, jeweils
knapp vor der vollen Stunde, ist der Schauspieler mit einem oder
mehreren davon zu hören. Um 5.56 Uhr geht es los mit der Präambel, den
Abschluss macht Grundgesetz-Artikel 19 um 19.56 Uhr. Für Wachtveitl
war die Lesung Anlass, sich über die Bedeutung des Textes insgesamt
Gedanken zu machen: "Es gibt viele Schichten von identitätsstiftenden
Zugehörigkeiten", so Wachtveitl, "das grundlegendste und wichtigste,
wenn es drauf ankommt, wenn es hart auf hart kommt, ist das, was bei
uns im Grundgesetz festgelegt ist."


Die Sendungen am Donnerstag, 23. Mai 2019, auf Bayern 2 in
der Übersicht:

Stündlich von 5.56 Uhr bis 19.56 Uhr:

Die Grundrechte gelesen von Udo Wachtveitl

6.05 Uhr / 13.05 Uhr / 17.05 Uhr radioWelt

Tagesserie: 70 Jahre Grundgesetz

"Wie widerstandsfähig ist die Verfassung?" 

Gespräch mit Maximilian Steinbeis, Jurist, Journalist, Betreiber des
"Verfassungsblogs" 

"In welcher Verfassung ist unsere Verfassung?" 

Kommentar von Lukas Hammerstein

Artikel 14 GG "Eigentum verpflichtet": Wie hat sich die Bedeutung
dieses Artikels verändert?

10.05 Uhr Notizbuch

Gespräche mit Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Politikerin (FDP),
ehemalige Bundesjustizministerin, und der Antisemitismus-Beauftragten
der nordrhein-westfälischen Landesregierung zum Artikel 11 des
Grundgesetzes "Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen
Bundesgebiet"

Buchvorstellung: "Angst essen Freiheit auf. Warum wir unsere
Grundrechte schützen müssen"

12.05 - 13.00 Uhr Tagesgespräch


Artikel 5 Grundgesetz: Wie sehr braucht Demokratie

Pressefreiheit?


Gast: Ulrich Wilhelm, BR-Intendant


(Anrufsendung)

16.05 Uhr Eins zu Eins. Der Talk

Stefan Parrisius im Gespräch mit Christine Hohmann-Dennhardt,
ehemalige Bundesverfassungsrichterin

18.05 Uhr IQ - Wissenschaft und Forschung

Datenschutzgrundverordnung - Eine Bilanz

Von Martin Schramm

18.30 Uhr radioMikro

Frei von den Eltern - was darf ich eigentlich schon alleine?

Von Anne Buchholz

20.05 bis 22.00 Uhr: Bayern 2 extra

Guter Rat - Ringen um das Grundgesetz

Aus den Protokollen des Parlamentarischen Rates 1948-49 (1/2)

(2. Teil: Freitag, 24. Mai 2019, 21.05 Uhr)

Der dokumentarisch-erzählerische Hörspiel-Mehrteiler basiert auf
minutiösen Mitschriften der Arbeit des Parlamentarischen Rates. Sie
bezeugen das Verantwortungsbewusstsein, die Genauigkeit, Geduld und
Umsicht der Demokraten: Beamte und Juristen, die in den Trümmern des
Zweiten Weltkriegs versuchten, mit ihrer Verfassung den Horror für
alle Zeiten auszuschließen, aus dem die Welt gerade auftauchte.

Informationen zur Produktion:

Mit Texten von Terézia Mora, Özlem Özgül Dündar, Georg M. Oswald und
Frank Witzel

Mit Artus-Maria Matthiessen, Bernhard Schütz, Martina Gedeck, Johanna
Gastdorf, Hans-Gerd Kilbinger, Wolf-Dietrich Sprenger, Ralf Drexler,
Gerhard Garbers, Oliver Reinhard, Michael Wittenborn u.v.m.

Bearbeitung: Philip Stegers, Benjamin Quabeck

Historische Beratung: Michael M. Feldkamp

Mitarbeit: Robert Hase, Jonas Nicolic

Regie: Annette Kurth, Petra Feldhoff, Claudia Leist, Thomas Leutzbach,
Benjamin Quabeck

Dramaturgie: Hannah Georgi, Martina Müller-Wallraf

Ein Gemeinschaftsprojekt der ARD-Hörspielredaktionen, produziert von
WDR/DLF/BR 2019

BR Podcast: Nach Ausstrahlung verfügbar

ARD Audiothek: bereits verfügbar


Weitere Sendungen zum Nachhören bei BR Podcast:

radioReportage: 70 Jahre Grundgesetz - wie steht es um die
Demokratie?

Von Lukas Hammerstein

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland wird 70 Jahre alt.
Einst gefeiert als Erfolg, gerät es wie alle westlichen Demokratien
von innen heraus unter Druck. Müssen wir wieder mehr Demokratie wagen?

Dossier Politik: 70 Jahre Grundgesetz - Wie zukunftssicher ist unsere
Verfassung?

Moderation: Ingo Lierheimer

Das Grundgesetz wird 70 Jahre alt. Für das Dossier Politik Anlass zu
fragen wie zeitgemäß die bundesdeutsche Verfassung noch ist. Antworten
gibt die ehemalige Bundesjustizministerin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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KURSUS/1907: Hanau - "Fotobuch mit CEWE erstellen" für Senioren am 28. Mai, 04., 18. und 25. Juni 19


Stadt Hanau

Fotobuch mit CEWE erstellen

Kurs für Seniorinnen und Senioren



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Kurs zur Erstellung von
Fotobüchern mit der Software CEWE Fotobuch an. Mit dieser Software
können Fotos in vielfältigen Designs zu einem Buch zusammengestellt
werden, das dann von der Firma CEWE gedruckt wird.

Der Kurs unter der Leitung der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Beatrix
Wehner findet dienstags am 28. Mai., 04., 18. und 25. Juni 2019 um
13:30 Uhr statt und umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden.
Kursort ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer
Straße 1, 63450 Hanau. Die Gebühr beträgt 20 Euro.

Die Anmeldung im Seniorenbüro nimmt Inge Gach, Telefon 06181 - 66 820
41 (Montag- bis Freitagvormittags) gerne entgegen. Eventuelle
Rückfragen Montag bzw. Mittwoch 9-12 Uhr bei Felix Lauer, Telefon
06181 - 66820 33.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1906: Unna - Videoprojekte mit der 3D-Software "Blender" realisieren, 27. Mai und 3. Juni 2019


Stadt Unna

Videoprojekte mit der 3D-Software "Blender" realisieren

Grundlagenschulung am 27. Mai und 3. Juni 2019



Kreisstadt Unna. Mit der 3D-Software Blender können leicht,
anspruchsvolle Videos erstellt werden. Der VHS-Kurs vermittelt die
Basisfunktionen des Programms und macht die Software durch zahlreiche
Übungen praktisch erlebbar. Im Verlauf der Veranstaltung arbeiten die
Teilnehmenden an einem eigenen kleinen Video-Projekt.

Das Seminar "Blender - Grundlagen" mit der Kursnummer 191-4091 findet
jeweils Montag, 27. Mai 2019 und 3. Juni 2019, von 17:30 Uhr bis 20:30
Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr beträgt 40 Euro.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 50 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.
Und natürlich berät der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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UMWELT/338: Feinstaub aus Flugzeugtriebwerken hat Auswirkungen auf die Atemwege (idw)


Universität Bern - 16.05.2019

Feinstaub aus Flugzeugtriebwerken hat Auswirkungen auf die Atemwege



In einem bisher einzigartigen Experiment haben Forschende unter der
Leitung der Universität Bern die Wirkung von Abgaspartikeln aus
Flugzeugturbinen auf menschliche Lungenzellen untersucht. Bei
Partikeln, die im Leerlauf ausgestossen werden, waren die
Zellreaktionen am stärksten. Es zeigte sich auch, dass die
zellschädigende Wirkung nur bedingt vergleichbar ist mit der Wirkung
von Partikeln aus Benzin- und Dieselmotoren.

Gemäss der Weltgesundheitsorganisation (WHO) sterben weltweit jedes
Jahr sieben Millionen Menschen an den Folgen von Luftverschmutzung.
Seit rund 20 Jahren zeigen Studien, dass Partikel als Feinstaub in der
Luft zu Gesundheitsschäden führen. Nebst den bereits untersuchten
Feinstaubquellen wie Heizungen, Industrie und Strassenverkehr gewinnen
- im Zuge der steigenden Nachfrage im Flugverkehr - auch Abgase aus
Flugzeugturbinen an Bedeutung. Deshalb ist die wissenschaftlich
fundierte Erforschung des durch den Luftverkehr verursachten
Feinstaubs für die Weiterentwicklung der Umweltnormen in der Luftfahrt
wichtig.

Die primären, also direkt von der Quelle ausgestossenen, festen
Partikel haben für Personen in unmittelbarer Umgebung einer Quelle die
stärksten Auswirkungen. Die Toxizität von festen Partikeln aus
Flugzeugturbinen ist aber noch weitgehend unerforscht. Nun hat ein
multidisziplinäres Team unter der Leitung der Lungenforscherin
Marianne Geiser vom Institut für Anatomie der Universität Bern
zusammen mit Kolleginnen und Kollegen von der Empa Dübendorf und der
Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) gezeigt, dass auch primäre
Russpartikel aus der Kerosinverbrennung in Flugzeugturbinen
Lungenzellen direkt schädigen und Entzündungsreaktionen auslösen
können, falls die festen Partikel - wie im Experiment simuliert -
direkt in der Nähe des Triebwerks eingeatmet werden.

Die Forschenden zeigen erstmals, dass die schädigenden Wirkungen auch
vom Betriebszustand der Turbinen, der Zusammensetzung des Treibstoffs
und der Struktur der generierten Partikel abhängen. Die Arbeit ist in
der Fachzeitschrift «Nature Communications Biology» erschienen.

Extrem kleine Partikel im Nanometerbereich

Partikel in Flugzeugturbinenemissionen sind in der Regel ultrafein,
das heisst kleiner als 100 Nanometer. Im Vergleich dazu hat ein
menschliches Haar einen Durchmesser von rund 80'000 Nanometern. Diese
Nanopartikel werden beim Einatmen - wie solche aus anderen
Verbrennungsquellen - zu einem grossen Teil in den Atemwegen
abgelagert. Bei gesunden Personen sorgt normalerweise das gut
ausgebildete Abwehrsystem in der Lunge dafür, dass die abgelagerten
Partikel möglichst rasch unwirksam gemacht und aus der Lunge entfernt
werden.

Können aber eingeatmete Partikel dieses Abwehrsystem aufgrund ihrer
Struktur oder physikalisch-chemischen Eigenschaften überwinden,
besteht die Gefahr, dass das Lungengewebe irreparabel geschädigt wird.
Dieser Prozess, welcher den Forschenden aus früheren Experimenten mit
Partikelemissionen aus Benzin- und Dieselmotoren bekannt ist, wurde
nun auch für die Partikelemissionen aus Flugzeugtriebwerken
nachgewiesen.

Einzigartiger interdisziplinärer Versuchsaufbau

In neuartigen, kombinierten Experimenten haben die Forschenden nun die
Giftigkeit von Partikeln aus den Abgasen eines CFM56-7B Turbofans, der
weltweit am häufigsten eingesetzten Flugzeugturbine, untersucht. So
wurde die Turbine im Prüfstand von SR Technics am Flughafen Zürich
unter Steigflug- und Leerlaufbedingungen betrieben. Dabei konnte ein
weltweit standardisiertes Messverfahren genutzt werden, das für die
Umweltzulassung von Flugzeugtriebwerken verwendet wird. Untersucht
wurde auch die Zusammensetzung des Treibstoffs: die Turbine wurde mit
konventionellem Jet A-1 Kerosin oder Biotreibstoff betrieben. Dieser
besteht aus Kerosin mit 32% HEFA («hydrogenated esters and fatty
acids») aus altem Frittieröl, tierischen Fetten, Algen und
Pflanzenölen.

Eine speziell für inhalationstoxikologische Untersuchungen von
Nanopartikeln entwickelte und an der FHNW gebaute
Aerosol-Depositionskammer ermöglichte es, die entstandenen
Feinstaubpartikel realitätsnah auf Kulturen von
Bronchialepithelzellen, die die Innenseite der Bronchien auskleiden,
abzulagern. So konnte ein Aerosol direkt auf menschliche Lungenzellen
deponiert werden, was in einem Versuch mit Probanden aus ethischen
Gründen nicht möglich wäre. Zudem wurden die Partikel
physikalisch-chemisch und in Bezug auf ihre Struktur analysiert, um
mögliche Zusammenhänge mit der Wirkung der Partikel zu untersuchen.
«Es handelt sich um ein weltweit einzigartiges Experiment, das
Emissionsmesstechnik mit medizinischen Analysen unter
wirklichkeitsnahen Bedingungen kombiniert», sagt Benjamin Brem,
Flugzeugturbinen-Aerosolforscher an der Empa, jetzt am Paul Scherrer
Institut.


Toxizität hängt vom Betriebszustand der Turbinen und der Treibstoffart ab

Die Zellen wurden dem Aerosol während 60 Minuten ausgesetzt. In dieser
Zeit wurde eine Partikelmasse von 1.6 bis 6.7 Nanogramm (Milliardstel
Gramm) pro Quadratzentimeter Zelloberfläche im Turbinen-Leerlauf
deponiert, sowie 310 bis 430 Nanogramm im Steigflugbetrieb. Dies
entspricht einer Atemwegs-Tagesdosis von leicht verschmutzter,
ländlicher Luft mit 20 Mikrogramm (Millionstel Gramm) Partikeln pro
Kubikmeter Luft bis hin zu einer starken Luftverschmutzung in einer
Metropole (100-500 Mikrogramm Partikel pro Kubikmeter Luft).

Bei den Zellkulturen wurden eine erhöhte Schädigung der Zellmembranen
sowie oxidativer Stress nachgewiesen. Oxidativer Stress lässt Zellen
schneller altern und kann ein Auslöser sein für Krebs oder
Erkrankungen des Immunsystems. Die Partikel erwiesen sich als
unterschiedlich schädlich, je nach Turbinenschubleistung und
Treibstoffart: Die höchsten Werte wurden für konventionellen
Treibstoff im Leerlauf und für den Biotreibstoff bei Steigflugbetrieb
gemessen. Diese Ergebnisse waren überraschend. Insbesondere bei den
Tests mit konventionellem Kerosin und bei voller Triebwerkleistung -
vergleichbar mit Start und Steigflug - war die Reaktion der Zellen
kleiner als erwartet.

«Diese Ergebnisse lassen sich teilweise mit den sehr kleinen
Dimensionen und der Struktur dieser Partikel erklären», sagt Anthi
Liati, die bei der Empa auf Nanostrukturen von Verbrennungsaerosolen
spezialisiert ist. Zudem reagierten die Zellen nach einer Exposition
mit Biotreibstoff mit dem vermehrten Ausschütten von
Entzündungsmediatoren, die für unsere Körperabwehr von zentraler
Bedeutung sind. «Diese Reaktionen reduzieren die Fähigkeit der
Atemwegszellen, auf einen nachfolgenden viralen oder bakteriellen
Angriff entsprechend zu reagieren», erklärt Marianne Geiser.

Insgesamt hat sich laut den Forschenden gezeigt, dass die
zellschädigende Wirkung von Partikeln aus Benzin-, Diesel- und
Kerosinverbrennung bei ähnlicher Dosis und ähnlicher Expositionsdauer
vergleichbar ist. Zudem wurde ein ähnliches Muster bei der
Ausschüttung von Entzündungsmediatoren nach Exposition mit Benzin- und
Kerosin-Partikeln gefunden.

«Die in unserer Studie verwendeten modernsten Messmethoden, der
interdisziplinäre Ansatz und die daraus gewonnenen Ergebnisse bilden
einen weiteren wichtigen Schritt für die Erforschung der
Luftschadstoffe und deren Auswirkungen auf die Gesundheit», sagt
Geiser.

Aerosole: Distanz zur Quelle entscheidend

Aerosole sind feinste, in der Luft schwebende feste oder flüssige
Stoffe. Bei Verbrennungsprozessen ist die Zusammensetzung von
ultrafeinen Partikeln sehr variabel. Aerosole sind ferner nicht
stabil, sie verändern sich nach ihrer Entstehung. Primäre, ultrafeine,
feste Partikel etwa haben eine hohe Diffusionsgeschwindigkeit. Diese
führt dazu, dass solche Partikel bei hoher Konzentration
zusammenkleben oder an andere Partikel anheften.

Die Wirkung primärer ultrafeiner Partikel ist demzufolge abhängig von
der Distanz zur Quelle, das heisst es ist ein Unterschied, ob sich
Personen grundsätzlich sehr nahe bei den Quellen aufhalten (wie
Personen am Strassenrand) oder in grösserer Distanz (rollendes
Flugzeug, startendes Flugzeug). Wie gross die Wirkung in grösserer
Distanz zu einem Flugzeugtriebwerk noch ist, soll nun Gegenstand
weiterer Untersuchungen sein.

Bereits getroffene Umweltmassnahmen - ein spezielles Engagement der Schweiz

Seit dem schweizerischen «Aktionsplan Feinstaub» im Jahre 2006 hat
sich das Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL aufgrund des
Vorsorgeprinzips in der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
ICAO für die Einführung einer Feinstaubzertifizierung von
Flugzeugtriebwerken sowie auch für Feinstaubemissionsgrenzwerte
eingesetzt. Dazu hat das BAZL eigens eine Messinfrastruktur aufgebaut
und die Grundlage für die Forschungsarbeiten bei SR Technics
geschaffen. Seit 2012 fördert das BAZL durch die «Spezialfinanzierung
Luftverkehr» Spitzenforschung in diesem Fachbereich, die das
wissenschaftliche Verständnis für Luftfahrt-Emissionen und
Emissionsmesstechnik stark verbessert hat. Die Arbeiten haben 2016 zum
ersten globalen Feinstaubstandard für die Messung von Partikelmasse
und Partikelanzahl geführt.

Im Februar 2019 hat das Umweltkomitee der ICAO mit Vertretung aller
wichtigen Herstellerstaaten dem Vorschlag von Grenzwerten, die ab
1.1.2023 für neue Triebwerkstypen gelten sollen, zugestimmt. Dabei
trugen die Ergebnisse der vorliegenden Studie bereits dazu bei, diese
globalen Grenzwerte festzulegen. Die Luftfahrt ist der bisher einzige
Sektor, der globale Grenzwerte für ultrafeine Partikelemissionen
einführt.

Angaben zur Publikation:

Jonsdottir HR, Delaval M, Leni Z, Keller A, Brem BT, Siegerist F,
Schönenberger D, Durdina L, Elser M, Burtscher H, Liati A, Geiser M.:
Non-volatile particle emissions from aircraft turbine engines at
ground-idle induce oxidative stress in bronchial cells. Nature
Communications Biology. 2:90 (2019), 

https://doi.org/10.1038/s42003-019-0332-7

Andere im Text erwähnte Publikationen:

Künzi L, Krapf M, Daher N, Dommen J, Jeannet N, Schneider S, Platt S,
Slowik JG, Baumlin N, Salathe M, Prévôt ASH, Kalberer M, Strähl C,
Dümbgen L, Sioutas C, Baltensperger U, Geiser M. Toxicity of aged
gasoline exhaust particles to normal and diseased airway epithelia.
Scientific Reports 5:11801 (2015), 

https://doi.org/10.1038/srep11801.

Künzi L, Mertes P, Schneider S, Jeannet N, Menzi C, Dommen J,
Baltenperger U, Prévôt ASH, Salathe M, Kalberer M, Geiser M.
Responses of Lung Cells to Realistic Exposure of Primary and Aged
Carbonaceous Aerosols. Atmospheric Environment 68:143-150 (2013),

 https://doi.org/10.1016/j.atmosenv.2012.11.055.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/FeinstaubTurbinen

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news715796

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 16.05.2019
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FINANZEN/634: Gesetzentwurf des Gesundheitsministeriums zur Finanzierung von Leitlinien (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.05.2019

AWMF begrüßt Gesetzentwurf des Gesundheitsministeriums zur Finanzierung von Leitlinien



Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) e.V. fordert seit vielen Jahren eine
nachhaltige, unabhängige Finanzierung für hochwertige interdisziplinäre,
evidenzbasierte Leitlinien. Im aktuellen Gesetzentwurf "für eine bessere
Versorgung durch Digitalisierung und Innovation (Digitale
Versorgungs-Gesetz - DVG)" hat das Bundesministerium für Gesundheit nun auch die
Finanzierung von Leitlinien über den Innovationsfonds vorgesehen. Mit
jährlich mindestens fünf Millionen Euro sollen die Entwicklung neuer
Leitlinien sowie die Weiterentwicklung bestehender Leitlinien unterstützt
werden, sofern für sie in der Versorgung ein besonderer Bedarf besteht.

Der Gesetzgeber kommt damit der langjährigen AWMF-Forderung nach unabhängig finanzierten Leitlinien nach.

Leitlinien sind eine wesentliche Wissensgrundlage für die Gestaltung des
deutschen Gesundheitssystems. Als Entscheidungshilfen bilden sie die Basis
für eine wissenschaftlich begründete und patientenzentrierte Versorgung.
Bei deren Entwicklung berücksichtigen die unter dem Dach der AWMF
vernetzten 179 wissenschaftlichen medizinischen Fachgesellschaften die
Erkenntnisse aus der klinischen Forschung ebenso wie die individuellen
Bedürfnisse von Patientinnen/Patienten und Bürgerinnen/Bürgern. Seit
Beginn der Leitlinien-Arbeit vor über 20 Jahren verbessern die
AWMF-Fachgesellschaften kontinuierlich die Leitlinienqualität. Je höher die
methodische Qualität umso höher werden jedoch auch die Aufwände, die
Leitlinien zu erstellen und aktuell zu halten. Bislang stemmen die
Fachgesellschaften die Finanzierung weitestgehend allein.

Seit Jahren fordert die AWMF daher die nachhaltige und unabhängige
Finanzierung von hochwertigen interdisziplinären, evidenzbasierten
Leitlinien. Die jetzt im Gesetzentwurf vorgesehene Finanzierung über den
Innovationsfonds bildet endlich die notwendige Voraussetzung, um auch
künftig methodisch solide und qualitativ hochwertige Leitlinien zu
erstellen.

"Wir sind außerordentlich froh, dass das Ministerium erkannt hat, welchen
unverzichtbaren Wert Leitlinien für die Versorgungsqualität in Deutschland
haben", kommentiert AWMF-Präsident Professor Dr. med. Rolf Kreienberg den
jetzt vorliegenden Referentenentwurf. Von der in Aussicht gestellten,
unabhängigen Finanzierung von Leitlinien werde das gesamte
Gesundheitssystem profitieren. "So werden wir auch künftig die
internationalen Qualitätsstandards an hochwertige Leitlinien wahren
können", ergänzt Professor Dr. med. Ina B. Kopp, Leiterin des
AWMF-Instituts für Medizinisches Wissensmanagement (AWMF-IMWi).

"Bei einer Finanzierung über den Innovationsfonds stehen die AWMF und ihre
Fachgesellschaften bereit, weiterhin für die Qualität und Unabhängigkeit
der einzelnen Leitlinien und des Leitlinienregisters auf Grundlage des
AWMF-Regelwerks zu garantieren", betont AWMF-Präsident Kreienberg.

Die AWMF hofft, dass der jetzige Referentenentwurf des Ministeriums rasch
seinen Weg durch die Gesetzgebungsverfahren findet, sodass zeitnah mit
einer entsprechenden Umsetzung gerechnet werden kann.

Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften e. V. (AWMF) bündelt die Interessen der medizinischen
Wissenschaft und trägt sie verstärkt nach außen. Sie handelt dabei im
Auftrag ihrer 179 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften.
Gegründet 1962 mit dem Ziel, gemeinsame Interessen stärker gegenüber dem
Staat und der ärztlichen Selbstverwaltung zu positionieren, erarbeitet die
AWMF seitdem Empfehlungen und Resolutionen und vertritt diese im
wissenschaftlichen und politischen Raum. Die AWMF ist Ansprechpartner für
gesundheitspolitische Entscheidungsträger, wie den Gemeinsamen
Bundesausschuss, und koordiniert die Entwicklung und Aktualisierung
medizinisch wissenschaftlicher Leitlinien in Deutschland. Jede
gemeinnützige Fachgesellschaft in Deutschland kann Mitglied werden, sofern
sie sich wissenschaftlichen Fragen der Medizin widmet. Die AWMF finanziert
sich vorwiegend durch die Beiträge ihrer Mitgliedsgesellschaften und
Spenden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.awmf.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 17.05.2019
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MELDUNG/991: Tarifkonflikt Sana-Kliniken - ver.di erhöht Druck auf Arbeitgeber mit Aktionen und Warnstreik (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 20. Mai 2019

Tarifkonflikt Sana-Kliniken: ver.di erhöht Druck auf Arbeitgeber mit Aktionen und Warnstreiks



Vor der dritten Runde der Tarifverhandlungen mit der Sana Kliniken AG
am Donnerstag (23. Mai) erhöht die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) den Druck auf die Arbeitgeber.
Mit Aktionen und Warnstreiks verleihen Beschäftigte der Forderung
nach deutlichen Entgeltsteigerungen Nachdruck. Vom Geltungsbereich
des Sana-Konzerntarifvertrages sind bundesweit rund 10.000
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 20 Kliniken erfasst. "Die
Beschäftigten sind sauer, dass Sana bisher kein Angebot vorgelegt
hat. Die anspruchsvolle und oft auch sehr belastende Arbeit in den
Kliniken muss auch bei Sana anständig bezahlt werden", sagte Sylvia
Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Alle Beschäftigten
erwarten völlig zu Recht eine kräftige Lohnerhöhung. Daneben braucht
es ein klares Signal an die Pflege. In dieser Tarifrunde muss die
verbesserte gesetzliche Regelung zur Refinanzierung von
Tarifsteigerungen für Pflegekräfte genutzt werden."

Am Dienstag (21. Mai) werden Beschäftigte in fast allen betroffenen
Sana-Kliniken in ihren Mittagspausen Aktionen vor den Kliniken
durchführen, um ihre Forderungen zu bekräftigen. Am Donnerstag (23.
Mai) werden zudem die Beschäftigten im Sana-Klinikum
Berlin-Lichtenberg sowie in den Sana-Kliniken im brandenburgischen
Sommerfeld Warnstreiks durchführen. Den Abschluss von
Notdienstvereinbarungen, der bei Arbeitskämpfen in Krankenhäusern
normalerweise erfolgt, hat Sana verweigert. "Es gehört im
Gesundheitswesen zur Verantwortung der Tarifvertragsparteien, bei
Auseinandersetzungen eine Notdienstvereinbarung abzuschließen. Auch
wenn Sana sich Verhandlungen über eine Notdienstvereinbarung
verweigert, werden die Beschäftigten sich nicht davon abhalten
lassen, von ihrem Grundrecht auf Streik Gebrauch zu machen", stellt
Bühler klar. "Wir werden jetzt einseitig zum Schutz von Patientinnen
und Patienten Notdienste für die Kliniken definieren."

Im Einzelnen fordert ver.di in dieser Tarifrunde eine Steigerung der
Entgelte um 7 Prozent, mindestens jedoch 200 Euro mehr pro Monat, ab
dem 1. März 2019 bei einer Laufzeit von zwölf Monaten. Die
Ausbildungsentgelte sollen auf das Niveau des Tarifvertrages des
öffentlichen Dienstes (TVöD) angehoben werden. "Je nach
Ausbildungsjahr bekommen Azubis in kommunalen Kliniken zwischen 14
und 16 Prozent mehr", so Bühler: "Wenn Sana für junge Menschen
attraktiv sein will, muss der Konzern die Ausbildungsentgelte
anpassen."

Außerhalb der aktuellen Tarifauseinandersetzung sind
Arbeitszeitfragen, die gesondert angepackt werden müssen, von großer
Bedeutung. In den vom Tarifvertrag erfassten zehn Sana-Kliniken in
den neuen Bundesländern wird mit 39,5 Stunden immer noch eine Stunde
pro Woche länger gearbeitet als in den alten Bundesländern.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 20. Mai 2019

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GENETIK/142: Haar-Zyste liefert Erkenntnisse zur Tumorentstehung (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 17.05.2019

Haar-Zyste liefert Erkenntnisse zur Tumorentstehung



Wenn zu vererbten Genfehlern im Laufe des Lebens erworbene Fehler
dazukommen, kann die betroffene Zelle entarten. Dass dafür beide Fehler
auf nur einer von zwei Genkopien liegen können, haben jetzt Forscher des
Universitätsklinikums Freiburg herausgefunden.

So groß wie ein Hühnerei können sie werden: Trichilemmalzysten sind
gutartige Tumore, die aus Haarfollikeln der Kopfhaut entstehen. An diesen
Zysten hat ein internationales Team unter Leitung von Forscherinnen und
Forschern des Instituts für Humangenetik des Universitätsklinikums
Freiburg einen neuen Mechanismus der Tumorentstehung beschrieben. Sie
wiesen in aufwändigen Experimenten nach, dass es ausreicht, wenn in einer
Zelle nur eine von zwei Genkopien fehlerhaft ist. Anhand von genetischen
und funktionellen Laboruntersuchungen konnten sie zeigen, dass ein Teil
dieser Genfehler vererbt wurde. Allerdings entstand die Zyste nur dann,
wenn im Laufe des Lebens weitere Fehler in derselben Genkopie hinzukamen.
Eine solche kombinierte Schädigung in nur einer Genkopie war bislang nicht
beobachtet worden. Ihre Erkenntnisse, die auch für das Verständnis anderer
zystenartiger Erkrankungen von Bedeutung sein könnten, veröffentlichten
die Forscher am 10. Mai 2019 im Journal of Investigative Dermatology.

Doppelschlag auf einem Gen

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass eine einzelne vorgeschädigte Genkopie bei
ungünstigen Umwelteinflüssen ausreichen kann, um schwere Erkrankungen
hervorzurufen", sagt Studienleiterin Prof. Dr. Judith Fischer, Direktorin
des Instituts für Humangenetik am Universitätsklinikum Freiburg.

Die Studie erweitert damit die sogenannte Knudson-Hypothese. Jede Zelle
enthält die Erbinformationen in doppelter Ausführung, vom Vater und von
der Mutter. Diese Genkopien werden als Allele bezeichnet. Die
Knudson-Hypothese besagt folgendes: Enthält eines der beiden Allele tumorfördernde
Veränderungen, kann das zweite, funktionsfähige Gen die Tumorentstehung
unterdrücken. Verliert die zweite Genkopie im Laufe des Lebens durch
erworbene Mutationen ebenfalls ihre Funktion, können die Zellen entarten
und ein Tumor entsteht. Dass jedoch auch die Kombination aus vererbten und
erworbenen Fehlern in der gleichen Genkopie zur Tumorentstehung führen
kann, ohne dass das zweite Allel beschädigt ist, haben die Forscher jetzt
erstmals gezeigt. Die Studie wurde im Rahmen der naturwissenschaftlichen
Doktorarbeit von Steffen Hörer und in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern
aus Freiburg, Graz und Sfax, Tunesien, durchgeführt.

Um den neuartigen Mechanismus aufzuklären, untersuchten die
Wissenschaftler zunächst das Erbgut entarteter Zellen von Patienten mit
Trichilemmalzysten und von deren Verwandten. Dabei entdeckten sie, dass es
in der menschlichen Bevölkerung Personen gibt, die in einem Allel eine
bestimmte Variante des PLCD1-Gens in sich tragen. "Diese sogenannten
Risikoallele sind alleine noch nicht schädlich. Aber diese Personen sind
anfälliger für weitere Mutationen auf dem gleichen Allel, die dann zur
Entstehung von Trichilemmalzysten in Haarfollikeln führen", sagt Hörer.
Warum diese zusätzlichen Mutationen ("second hit") entstehen, ist zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht vollständig verstanden. Sicher ist aber,
dass Personen, die sowohl das Risikoallel als auch zusätzlich erworbene
Mutation tragen, Trichilemmalzysten entwickeln.

"Die Entdeckung dieses neuartigen Mechanismus ist ein wichtiger Schritt in
der Tumorforschung. Denn es ist sehr wahrscheinlich, dass auch andere
Tumoren oder zystenartige Erkrankungen wie die polyzystische
Nierenerkrankung diesem Mechanismus unterliegen können", sagt Fischer. Mit
der Studie haben die Forscher nun einen neuen Ansatzpunkt, um diese
Krankheiten zu verstehen.

Trichilemmalzysten - häufig, aber meist ungefährlich

Trichilemmalzysten sind sehr häufig auftretende gutartige Tumore, die sich
aus einem Bereich der Haarwurzel entwickeln und hauptsächlich auf dem Kopf
auftreten. Etwa zwei bis fünf Prozent der Bevölkerung sind betroffen.
Normalerweise sind diese Zysten unbedenklich, können jedoch in
Einzelfällen aufgrund ihrer Größe oder wegen einer Entzündung die
betroffenen Personen stark beeinträchtigen. In diesen Fällen wird die
Zyste durch einen kleinen chirurgischen Eingriff entfernt.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: A monoallelic two-hit mechanism in PLCD1
explains the genetic pathogenesis of hereditary trichilemmal cyst
formation

DOI: 10.1016/j.jid.2019.04.015

Link zur Studie:

https://www.jidonline.org/article/S0022-202X(19)31554-4/fulltext

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 17.05.2019
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HERZ/1175: Erstmals Einsatz von gefäßschützendem Antikörper bei kardiogenem Schock (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 17.05.2019

Erstmals Einsatz von gefäßschützendem Antikörper bei kardiogenem Schock



Wenn das Herz nicht mehr ausreichend Blut in den Körper pumpen kann, um
alle Organe zu versorgen, liegt ein kardiogener Schock vor. Wird er nicht
behandelt, kommt es zu einem Multiorganversagen und der Patient stirbt.
Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK)
haben jetzt eine Studie gestartet, die untersucht, ob ein Antikörper die
Organfunktion der Patienten verbessern kann.

Oft entsteht ein kardiogener Schock infolge eines Herzinfarktes und das
Risiko daran zu versterben, ist mit über 40 Prozent nach wie vor hoch.
DZHK-Wissenschaftler und Studienleiter Privatdozent Dr. Mahir Karakas vom
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf untersucht deshalb in der jetzt
gestarteten Studie ACCOST-HH, ob der Wirkstoffkandidat Adrecizumab, ein
monoklonaler Antikörper, die Organfunktion nach einem kardiogenen Schock
positiv beeinflussen kann. Die Studie, an der sich mehrere DZHK-Zentren
beteiligen, wird von der Universität Hamburg und der Adrenomed AG
finanziert.

Schockspirale durchbrechen

Bei einem kardiogenen Schock werden unter anderem die Blutgefäße
durchlässig, sodass Flüssigkeit und Proteine in die Zellzwischenräume (das
Interstitium) austreten können. Dadurch bilden sich Ödeme, die Gewebe
werden schlechter mit Sauerstoff versorgt und es kann zum Organversagen
kommen. Unbehandelt ist die Sterblichkeit sehr hoch. "Die erhöhte
Durchlässigkeit der Blutgefäße spielt eine zentrale Rolle für die Abläufe
im Körper, die letztlich zum kardiogenen Schock führen", so Karakas.

Ein kleines Molekül, das Peptidhormon Adrenomedullin, hat das Potenzial,
das Schockgeschehen zu durchbrechen. Es wird von den die Blutgefäße
auskleidenden Endothelzellen gebildet und reduziert die erhöhte
Durchlässigkeit der Blutgefäße. Außerdem wirkt es entzündungshemmend,
fördert das Überleben von Herzmuskelzellen bei schlechter Durchblutung und
verhindert deren programmierten Zelltod. Aufgrund seiner Pharmakokinetik
ist das direkte Verabreichen von Adrenomedullin ungünstig. Deshalb setzen
die Forscher ihre Hoffnungen auf den monoklonalen Antikörper Adrecizumab.
Er bindet an Adrenomedullin, wodurch es langsamer abgebaut wird. Außerdem
bewirkt der Antikörper, dass Adrenomedullin aus den Zellzwischenräumen in
den Blutkreislauf gelangt bzw. dort verbleibt. Als Folge steht dem Körper
mehr funktionales Adrenomedullin in den Blutgefäßen zur Verfügung, wo es
seine schützende Wirkung auf die Blutgefäßintegrität entfalten kann.

In die doppelt verblindete Phase II Studie werden bis zu 300 Patienten mit
frühem kardiogenem Schock eingeschlossen. Sie erhalten entweder eine
einmalige Dosis Adrecizumab plus Standardbehandlung oder ein Placebo plus
Standardbehandlung. In zwei vorangegangenen Phase I Studien wurde bereits
gezeigt, dass Adrecizumab gut verträglich und sicher ist.

"Pathophysiologisch tritt beim kardiogenen Schock eine tödliche Trias auf
- der Tod der Herzzellen, eine überschießende Entzündungsreaktion und
Schäden an den Endothelzellen der Blutgefäße, das sogenannte "vascular
leakage", welches zu Ödemen führt", sagt Karakas. "Mit Adrecizumab könnten
wir nun die erste Therapie haben, die an den Ursachen ansetzt und so
hoffentlich die hohen Sterberaten senken."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dzhk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 17.05.2019
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ENTWICKLUNG/1450: Machine Learning zur Steigerung der biotechnologischen Proteinproduktion (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 17.05.2019

Machine Learning zur Steigerung der biotechnologischen Proteinproduktion



Forscherinnen und Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) haben in einer
Forschungskooperation ein mathematisches Modell entwickelt, mit dem eine
präzisere Vorhersage und eine verbesserte Ausbeute bei der
biotechnologischen Proteinsynthese in Wirtsorganismen möglich ist. Das
neue Verfahren bietet vielfältige biotechnologische
Anwendungsmöglichkeiten u.a. in der Impfstoffentwicklung. Über die
Ergebnisse berichtet Scientific Report in seiner Online-Ausgabe vom
17.05.2019.

Biotechnologische Arzneimittel beruhen häufig auf maßgeschneiderten
Proteinen, die in Zellkulturen oder in Bakterien produziert werden. Hierzu
werden die Gene mit den Informationen über die Aminosäuresequenz der
gewünschten Proteine in Bakterien- oder Säugerzellen transferiert. Oft
reicht dies aber nicht aus, damit im gewünschten Umfang die transferierten
Gene abgelesen und die darauf kodierten Proteine gebildet werden. Meist
ist zusätzlich eine Anpassung der betreffenden Gene an die Wirtszelle
erforderlich. Dies passiert u.a. durch die Anpassung des Codes für die
Aminosäuren. Die Reihenfolge von je drei Nukleobasen der Boten-RNA (mRNA),
auch Codon genannt, legt die einzelnen Aminosäuren fest, die Abfolge der
Codons legt die Aminosäuresequenz der Proteine fest. Ein Austausch dieser
Codons ist deshalb erforderlich, weil unterschiedliche Organismen bzw.
Zellsysteme unterschiedliche Codons für ein- und dieselbe Aminosäure
präferieren. Warum, ist wissenschaftlich nicht vollständig geklärt. Die
Anpassung der Codons erfolgt daher bisher nach einem heuristischen Ansatz.

Wie lässt sich besser vorhersagen, welche Optimierungsschritte geeignet
sind? Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Dr. Jan-Hendrik
Trösemeier und Dr. Christel Kamp, Fachgebiet Biostatistik der Abteilung
Mikrobiologie des Paul-Ehrlich-Instituts, untersuchten in einer von der
Adolf-Messer-Stiftung unterstützten Forschungskooperation mit Forschenden
des Max-Planck-Instituts für Kolloid- und Grenzflächenforschung, Potsdam,
und der Goethe-Universität Frankfurt/Main die Proteinexpression im
sogenannten Codon-spezifischen Elongationsmodell (COSEM). Darin wird mit
mathematischen Methoden die Dynamik der Synthese der Proteine
(Proteintranslation) in den entsprechenden Zellen simuliert und eine
Codon-spezifische Proteinsyntheserate abgeleitet.

Mit den Daten dieser Simulation haben die Forschenden unter
Berücksichtigung weiterer Prädiktoren für die Protein-Ausbeute mit
Methoden des maschinellen Lernens ("machine learning") den sogenannten
Proteinexpressions-Score ermittelt. Dieser dient zur Vorhersage der
Proteinausbeute und zur Codon-Optimierung der Gene, die in fremden Zellen
(heterolog) exprimiert werden. In verschiedenen Modellorganismen wiesen
die Forscherinnen und Forscher nach, dass ihre simulationsunterstützte
Optimierungsmethode herkömmlichen Verfahren überlegen ist. Mit dem neu
entwickelten, modular aufgebauten Modell lässt sich nicht nur die
Proteinausbeute steigern, sondern es können weitere Optimierungen
erfolgen, zum Beispiel die Verbesserung der Translationsgenauigkeit.

Der Algorithmus ist in einer speziellen Software implementiert und erlaubt
die oben beschriebene benutzerdefinierte Optimierung von Genen. Der
Algorithmus kann aber auch für den gegensätzlichen Weg genutzt werden, die
Deoptimierung. Wozu dient sie? Eine solche Deoptimierung von Genen kann
beispielsweise genutzt werden, um Pathogene genetisch zu verändern und
abzuschwächen. Diese Abschwächung - Attenuierung - von Pathogenen wird bei
der Entwicklung von Impfstoffen genutzt: Lebendimpfstoffe werden vom
ursprünglichen Pathogen abgeleitet und sind genetisch so verändert, dass
sie im Menschen zwar eine Immunreaktion erzeugen, sich aber nur noch
begrenzt vermehren und keine Krankheit mehr auslösen können.

Dieser neue Codon-Optimierungsansatz hat zu einer internationalen
Patentanmeldung geführt.

(https://patentscope.wipo.int/search/en/detail.jsf?docId=WO2018104385).

Das Paul-Ehrlich-Institut in Langen bei Frankfurt am Main ist als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel eine
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit (BMG). Es erforscht, bewertet und lässt biomedizinische
Human-Arzneimittel und Veterinär-Impfstoffe zu und ist für die Genehmigung
klinischer Prüfungen sowie die Pharmakovigilanz - Erfassung und Bewertung
möglicher Nebenwirkungen - zuständig. Die staatliche Chargenprüfung,
wissenschaftliche Beratung/Scientific Advice und Inspektionen gehören zu
den weiteren Aufgaben des Instituts. Unverzichtbare Basis für die
vielseitigen Aufgaben ist die eigene experimentelle Forschung auf dem
Gebiet der Biomedizin und der Lebenswissenschaften. Das
Paul-Ehrlich-Institut mit seinen rund 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nimmt zudem
Beratungsfunktionen in nationalem (Bundesregierung, Länder) und
internationalem Umfeld (Weltgesundheitsorganisation, Europäische
Arzneimittelbehörde, Europäische Kommission, Europarat und andere) wahr.


Originalpublikation:

Trösemeier JH, Rudorf S, Loessner H, Hofner B, Reuter A, Schulenborg T,
Koch I, Bekeredjian-Ding I, Lipowsky R, Kamp C (2019): Optimizing the
dynamics of protein expression. Sci Rep May 17 [Epub ahead of print].

https://www.nature.com/articles/s41598-019-43857-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/10-machine-learning-zur-steigerung-der-biotechnologischen-proteinproduktion.html - Link zur Pressemitteilung des Paul-Ehrlich-Instituts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 17.05.2019
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AKTION/2762: Mönchengladbach - "Movie in Concert", Ensembles der Musikschule spielen Filmmusik am 28.+29.09.19


Stadt Mönchengladbach

Ab morgen Karten für "Movie in Concert"



Am Samstag 28. September und am Sonntag 29. September heißt es im
Comet Cine Center wieder: "Movie in Concert". Dann spielen jeweils ab
12 Uhr Ensembles der Musikschule der Stadt Mönchengladbach Filmmusik,
die Klein und Groß bewegen wird. Auf der Leinwand sind die dazu
passenden Bilder zu sehen, sagt der Leiter der Musikschule Christian
Malescov: "Es ist schon toll zu sehen wie akribisch Markus Brinkmann
bei uns in den Proben sitzt und alles genau timet, so dass es nachher
perfekt zusammen passt." Eine Arbeit, die dem Geschäftsführer des
Comet Cine Centers auch sehr viel Spaß macht: "Vor allem, wenn man
nachher sieht, wie begeistert alle sind und das bei bisher
ausverkauften Haus. Es war bisher immer eine tolle Atmosphäre und die
werden wir dieses Jahr auch wieder haben, da bin ich mir sicher.
Brinkmann übernimmt auch die Moderation der Konzerte. Malescov ist
musikalischer Leiter und seine Stellvertreterin Annette
Bauernfeind-Gormanns führt Regie über insgesamt rund 100 Musiker. Das
bedeutet auch technisch eine sehr gute Abstimmung. Doch der Klang
zeigt am Ende, es lohnt sich. Zehn Ensembles präsentieren Musik aus
verschiedenen Disney-Filmen wie "Frozen" oder "Aladdin". Aber auch
Melodien aus Star Wars und Titanic werden das Publikum begeistern.

Karten gibt es ab morgen (Mittwoch, 22. Mai) 19 Uhr, für alle an den
Kino-Kassen! Nur Eltern der beteiligten Musikschüler können Karten
auch in der Musikschule erhalten.

Der Eintritt kostet 15 Euro für Erwachsene und 10 Euro für Kinder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.05.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AUSLAND/9072: Aus aller Welt - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Präsidentschaftswahl in Indonesien - Widodo bleibt im Amt

Joko Widodo ist offiziell als Sieger der Präsidentschaftswahl in
Indonesien bestätigt worden und kann weitere fünf Jahre regieren.
Fünf Wochen nach dem Urnengang gab die Wahlkommission am Dienstag die
Ergebnisse bekannt. Demnach entfielen auf den 57jährigen Amtsinhaber
55,5 Prozent der Stimmen. Sein Herausforderer Prabowo Subianto kam
auf 44,4 Prozent. Der ehemalige General und frühere Schwiegersohn des
langjährigen Diktators Suharto spricht von Wahlmanipulation und will
vor dem Verfassungsgericht Beschwerde gegen das Ergebnis einlegen.

21. Mai 2019
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JUSTIZ/9072: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Überfall auf Supermarkt

Unmittelbar nach einem bewaffneten Überfall auf einen Supermarkt in
Münster konnte die Polizei den Täter in dessen Wohnung festnehmen.
Dort fanden die Beamten die Sturmhaube, die er während des Überfalls
trug, und auch die Gaspistole, mit der er die Kassiererin bedroht
hatte. Als ein weiterer Angestellter seiner Kollegin zu Hilfe eilte,
war der Räuber auf einem Fahrrad und ohne Beute geflüchtet. Passanten
erkannten den Mann und nannten den alarmierten Polizisten seinen
Namen. Der 21jährige sitzt nun in Untersuchungshaft.

21. Mai 2019
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MILITÄR/9069: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



China rügt USA für Provokationen im Südchinesischen Meer

Das chinesische Außenministerium forderte die USA nachdrücklich auf,
ihre provokanten Manöver im Südchinesischen Meer einzustellen. Der
US-Zerstörer "Preble" habe sich bis auf zwölf Seemeilen den
umstrittenen Scarborough-Riffs genähert, um übermäßige maritime
Ansprüche anzufechten und den völkerrechtlichen Zugang zu den
Wasserstraßen sicherzustellen, teilte das US-Flottenkommando der
Agentur Reuters zufolge mit. Die Navigation auf der Wasserstraße ist
einer der Brennpunkte in den Beziehungen zwischen den USA und China.
Außenamtssprecher Lu Kang bezeichnete die Aktionen der US-Marine in
der Region als Verstoß gegen Chinas Souveränität und eine Gefahr für
die Sicherheit und den Frieden. Lu betonte, daß China weiterhin
geeignete Maßnahmen zur Verteidigung seiner nationalen Souveränität
und Sicherheit ergreifen werde. Erst im Januar war der
US-Raketenzerstörer "McCampbell" in die Gewässer der umstrittenen
Paracel-Inseln eingedrungen, die ebenfalls von Peking beansprucht
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9071: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sachsen-Anhalt bereitet sich auf den Kohleausstieg vor

Die Bundesregierung will am Mittwoch einen Fahrplan für den
Kohleausstieg auf den Weg bringen. Spätestens 2038 soll in
Deutschland das letzte Kohlekraftwerk vom Netz gehen. Davon betroffen
sind die Bundesländer Brandenburg, Sachsen, Nordrhein-Westfalen und
Sachsen-Anhalt. Eine von der CDU in Magdeburg eingesetzte
Arbeitsgruppe, bestehend aus Landräten und Vertretern des
Burgenlandkreises, des Saalekreises und aus Anhalt-Bitterfeld, soll
den Strukturwandel in den Braunkohleregionen im Süden von
Sachsen-Anhalt begleiten. CDU-Landeschef Holger Stahlknecht erwägt,
im Zuge des Kohleausstiegs neue Wirtschaftszweige im Land
anzusiedeln. Sachsen-Anhalt könnte zum Vorreiter für
umweltorientierte Spitzentechnologien werden, sagte Stahlknecht einem
Bericht der Deutschen Presse-Agentur zufolge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9070: Tragisches und Kurioses - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kleinflugzeug über der Nordsee abgestürzt

Zwei Tage nach dem Absturz eines Kleinflugzeugs über der Nordsee
werden die beiden Insassen der Maschine weiterhin vermißt. Das
einmotorige Leichtflugzeug vom Typ Cirrus SR20 war am Sonntagabend von
der friesischen Insel Wangerooge aus nach Hannover gestartet. Laut
Polizeiangaben brach sechs Minuten später der Funkkontakt ab. Bei
einer Suchaktion wurden inzwischen mehrere Wrackteile in der Innenjade
gefunden. Eine Sammelstelle ist am Außenhafen von Hooksiel
eingerichtet worden. Bei den Vermißten handelt es sich um zwei 44 und
49 Jahre alte Männer aus Hannover.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8155: Aus Forschung und Technik - 21.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russisches ISS-Modul Nauka wohl erst 2020 startbereit

Der Start des neuen russischen Mehrzweck-Labormoduls Nauka verzögert
sich weiter. Wie die Agentur Tass berichtete, wird das große Modul
frühestens im Herbst 2020 mit einer Proton-M-Trägerrakete zur
Internationalen Raumstation ISS geschickt. Ursprünglich sollte die 13
Meter lange und 4,10 Meter durchmessende Kapsel, mit dessen Bau schon
1995 begonnen worden war, 2007 gestartet werden. Aber aufgrund
mehrerer technischer Probleme verzögerte sich der Termin immer mehr.
Derzeit befindet sich das rund 20 Tonnen schwere Nauka-Modul im
staatlichen kosmischen Forschungs- und Produktionszentrum
Chrunitschew.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8168: Aus aller Welt - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Präsident Maduro in Venezuela schlägt vorgezogene Parlamentswahl vor

In Venezuela will der amtierende Präsident Nicolás Maduro vorgezogene
Parlamentswahlen abhalten, um sich des Rückhalts der Bevölkerung zu
versichern. Zur Zeit ist die von der Opposition beherrschte
Nationalversammlung der Verfassungsgebenden Versammlung untergeordnet
und faktisch entmachtet, weil sie illegal Abgeordnete aufgenommen
hatte. Maduro nannte keinen Termin für Neuwahlen. Die
Legislaturperiode endet regulär 2020. Der sozialistische Präsident
war vor einem Jahr für eine zweite Amtszeit gewählt worden. Dazu trat
er im Januar an. Seitdem versucht ihn der inzwischen abgesetzte
Vorsitzende der Nationalversammlung, Juan Guaidó, zu stürzen. Maduro
erklärte am Montag seine Bereitschaft zu einem friedlichen
politischen Dialog mit der Opposition. Die unter anderem von den
Weltmarktpreisen für Öl und ausländischen Sanktionen angefachte
Wirtschaftskrise in Venezuela hat Hunderttausende Menschen zur Flucht
ins Ausland bewegt. Mit Hilfe der Regierung sind erst einige
Zehntausend zurückgekehrt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8127: Medizin und Gesundheitswesen - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Allmähliche Zunahme der Hausarztzahlen

Während es in der Pflege keine Anzeichen auf Besserung der Situation
gibt, steigt die Zahl der Allgemeinärzte allmählich an. Das geht aus
der Ärztestatistik der Bundesärztekammer hervor. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, haben dazu neben finanziellen Anreizen vor
allem bessere Weiterbildungsstrukturen beigetragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8156: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Kinder können nicht zu gewalttätigem Vater zurückgeschickt werden

Kinder können nicht dazu gezwungen werden, zu einem gewalttätigen
Elternteil in einem anderen Land zurückzukehren, selbst wenn sie dort
ihren regulären Wohnsitz haben. Der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) erklärte am Dienstag, das Völkerrecht sehe die
Rückkehr von Kindern auch bei nur gelegentlicher häuslicher Gewalt
nicht vor. Im aktuellen Fall hatten die Gerichte in Rumänien der
Forderung eines Vaters aus Italien stattgegeben, der seine beiden
Kinder zurückhaben wollte. Diese hatten sich zusammen mit ihrer
Mutter zum Urlaub in Rumänien aufgehalten und wollten nicht zu dem
als gewalttätig bekannten Vater zurückkehren. Die rumänischen
Gerichten fanden, der Vater übe nicht so oft Gewalt aus, als daß
diese eine große Gefahr für die Kinder darstelle. Außerdem könnten
die italienischen Behörden die Kinder schützen. Aufgrund des
EGMR-Beschlusses muß Rumänien die Mutter und die Kinder finanziell
entschädigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8079: Sprache, Kunst und Medium - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Max Brods gestohlener Nachlaß geht zurück nach Israel

Wie das Bundeskriminalamt (BKA) in Berlin mitteilte, werden heute
Delegierte der Behörde in der israelischen Botschaft Vertretern von
Israels Nationalbibliothek weitere Dokumente aus dem Nachlaß des eng
mit Franz Kafka befreundeten Max Brod (1884-1968) übergeben.

Nach einem Bericht von Deutschlandfunk Kultur werden in Israels
diplomatischer Vertretung rund 5000 Seiten aus Brods Privat-Archiv
übergeben; was das BKA und die Bibliothek bestätigten.

Die Dokumente waren nach Angaben der Nationalbibliothek vor rund zehn
Jahren vermutlich aus der Wohnung von Brods ehemaliger Sekretärin in
Tel Aviv gestohlen und nach Deutschland geschmuggelt worden.

Vor rund vier Jahren beschlagnahmten deutsche Ermittler die
Schriftstücke, als die Dokumente, Briefe und Notizen dem Deutschen
Literaturarchiv in Marbach zum Kauf angeboten worden waren. In einem
Gerichtsverfahren wurden dann die Eigentumsverhältnisse geklärt.

Historiker gehen davon aus, daß die Papiere weiteren Aufschluß auch
über das Leben von Franz Kafka geben könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8146: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Drohnenangriff von Huthi-Rebellen auf saudisches Waffenlager

Jemenitische Huthi-Rebellen haben den Flughafen der grenznahen
saudischen Stadt Nadschran mit einer Drohne angegriffen. Das mit
Sprengstoff beladene Fluggerät wurde dem Rebellensender Al-Massirah
zufolge zielgenau in ein Waffenlager des saudischen Militärs auf dem
Flughafen gesteuert. Die Drohne vom Typ Qasef-2K wird angeblich von
den Rebellen selbst gefertigt. Saudi-Arabien führt zusammen mit einer
Reihe weiterer arabischer Staaten Krieg gegen die Rebellen im
Nachbarland. Die dortigen Regierungstruppen werden hauptsächlich mit
Luftangriffen und Artillerie unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8160: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Ministerrat beschließt Verbot von Einwegplastikartikeln

Der EU-Ministerrat hat am Dienstag in Brüssel Regularien zur
Verwendung von Einwegkunststoffartikeln angenommen. Die bereits vom
EU-Parlament verabschiedeten Regeln sollen binnen zwei Jahren im
jeweils nationalen Recht umgesetzt werden. Demnach werden Produkte,
die ganz oder teilweise aus Kunststoff hergestellt werden und in der
Regel nur für den einmaligen oder kurzzeitigen Gebrauch bestimmt
sind, verboten. Das betrifft unter anderem Einweggeschirr und
-besteck, Trinkhalme, Wattestäbchen, Luftballonstäbe sowie Becher und
Lebensmittelverpackungen aus aufgeschäumtem Polystyrol.
Plastikflaschen müssen bis zum Jahr 2025 mindestens 25 Prozent
wiederverwertete Kunststoffe enthalten und bis 2030 mindestens 30
Prozent. Bis 2029 sollen möglichst 90 Prozent der auf den Markt
kommenden Plastikflaschen wieder eingesammelt werden. Auch für andere
Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff sind feste Recyclingquoten
vorgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8129: Tragisches und Kurioses - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Studenten von Rückzahlung ihrer Studiengebühren befreit

Bei der Abschlußfeier des aktuellen Studienjahrgangs am Morehouse
College im US-Bundesstaat Atlanta überraschte ein Ehemaliger die
Absolventen mit der Ankündigung, er werde ein Stipendium einrichten
und daraus die Gebühren von jeweils gut 25.000 US Dollar für jeden der
396 Absolventen übernehmen. Damit könnten die Uni-Abgänger dann
unbelasteter von Schulden ins Berufsleben eintreten.

Wie der Nachrichtensender CNN berichtete, war der 56jährige Milliardär
selbst Student auf dem privaten Männer-College, das unter anderem auch
der Bürgerrechtler Martin Luther King sowie der Hollywood-Regisseur
Spike Lee besucht hatten. Das Geschenk für die knapp 400 Absolventen
wird den Unternehmer etwa 40 Millionen Dollar kosten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8157: Arbeit, Soziales und Familie - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Fluggewerkschaften in Italien rufen zum Streik auf

In Italien haben die Fluggewerkschaften Filt Cgil, Fit Cisl,
Uiltrasporti und Ugl Trasporto Aereo Fluglotsen, Bodenpersonal sowie
Piloten und Flugbegleiter mehrerer Airlines zu 24stündigen
Arbeitsniederlegungen am Dienstag aufgerufen. Von dem Streik waren
unter anderem die Airlines Alitalia, Blue Air und Blu Panorama
betroffen. Allein Alitalia strich rund 300 Verbindungen. Davon waren
rund 40 Prozent der Fluggäste der Airline betroffen. Alitalia
steht seit fast zwei Jahren unter staatlicher Zwangsverwaltung. Der
Staat hat der insolventen nationalen Fluggesellschaft bereits zweimal
900 Millionen Euro zukommen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8138: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwere Unwetter im Süden und Osten Deutschlands

Während der Norden Deutschlands ein paar schöne Tage genoß, haben
heftige Regenfälle und schwere Gewitter in Teilen Deutschlands
Straßen und Keller überflutet. Grund war Tief Axel, das laut der
Online-Ausgabe der Frankfurter Allgemeinen Zeitung im Süden und Osten
Deutschlands bis zu 70 Liter Wasser pro Quadratmeter brachte. In der
Folge war in einigen Regionen der Bahnverkehr beeinträchtigt. Auch
wurde Hochwasseralarm ausgelöst. Neben Bayern und Thüringen war auch
Nordrhein-Westfalen - und dort besonders der Kreis Lippe - betroffen.
Wie der Deutsche Wetterdienst mitteilte, lag vor allem Ostwestfalen
im Einflußgebiet des Unwetters. Auf der Autobahn 44 kam es in dieser
Region in der Nacht gleich zu mehreren Unfällen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8145: Märkte und Finanzen - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bayer läßt weiter nach Geheimlisten über Monsantokritiker suchen

Bayer hat am Dienstag weitere Erkenntnisse zu den Listen von
Kritikern veröffentlicht, welche das Tochterunternehmen Monsanto vor
seiner Übernahme geführt hat. Demnach hat die PR-Agentur Fleishman
Hillard für das US-Saatgutunternehmen Daten über Firmengegner
mindestens in Frankreich, Deutschland, Italien, den Niederlanden,
Polen, Spanien und Großbritannien sowie im Umfeld der
EU-Institutionen gesammelt. Die aufgeführten Personen sollten
beobachtet und gegebenenfalls beeinflußt werden. Der Sender France 2
hatte vor gut zwei Wochen von derartigen geheimen Listen berichtet.
Die französische Staatsanwaltschaft begann daraufhin mit vorläufigen
Ermittlungen gegen Monsanto. Bayer hat nach eigenen Angaben die
internationale Anwaltskanzlei Sidley Austin damit beauftragt, die
Personen auf den Listen zu kontaktieren. Außerdem soll die Kanzlei
nach weiteren Listen mit kritischen Politikern, Wissenschaftlern und
Journalisten suchen. Der Leverkusener Chemiekonzern hat die
Zusammenarbeit mit Fleishman Hillard bei Kommunikation und Lobbying
aufgegeben, jedoch nicht in den anderen Bereichen. Bayer hatte
Monsanto im vergangenen Jahr für 63 Milliarden Dollar übernommen und
sieht sich deswegen mit Schadensersatzforderungen in Milliardenhöhe
konfrontiert, welche Anwender glyphosathaltiger Herbizide von
Monsanto geltend machen. Bayer versichert weiterhin, daß die
Unkrautvernichtungsmittel bei sachgemäßer Anwendung nicht
krebserregend sind.

21. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8161: Aus Forschung und Technik - 21.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Urkilogramm mehr in Paris

Am Montag war es endlich soweit, und der Platin-Iridium-Zylinder
hatte ausgedient. Seit dem 20. Mai 2019 ist der Klotz nicht mehr das
Ureichmaß der Masse. Statt dessen wird ein Kilogramm nun mit Hilfe
von einer bestimmten Anzahl von Silizium-Atomen und weiterer Faktoren
festgelegt. So war es vergangenen November auf der Generalkonferenz
für Maße und Gewichte in Versailles beschlossen worden. Einer der
Gründe: Das Urkilogramm, das 130 Jahre in einem Tresor in Paris
verwahrt wurde, verlor an Gewicht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1636: Wenn Bienen frieren (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 20.05.2019

Wenn Bienen frieren



Wenn es im Winter draußen kalt wird, kuschelt man sich gerne zusammen.
Bei Bienen ist dieser Mechanismus überlebenswichtig: Sie lagern sich im
Zentrum des Bienenstocks zusammen. Eine funktionierende
Temperaturregulierung innerhalb des Stocks ist auch über das ganze Jahr
von entscheidender Bedeutung, sowohl für die Brut als auch zur Bekämpfung
der sogenannten Varroamilbe. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Polymerforschung um Prof. Katharina Landfester
und Dr. Stanislav Balouchev arbeiten in einem durch die Volkswagen-Stiftung
finanzierten Projekt daran, die Temperaturverteilung in einem
Bienenstock zu messen und schließlich auch aktiv zu beeinflussen.

Ein Bienenstock ist ein komplexes Ökosystem - nicht jede Biene kann für
sich betrachtet werden, sondern die Ansammlung aller Bienen kann als ein
einzigartiger und riesiger Superorganismus gesehen werden, der lebt und
arbeitet - jedoch auch krank werden kann. Als der bedeutsamste
Bienenschädling weltweit gilt die sogenannte "Varroamilbe", die die
Bienenkrankheit "Varrose" auslöst. Larven werden geschädigt, wodurch die
schlüpfenden Bienen ca. ein Zehntel kleiner werden als gesunde Bienen.
"Nach ca. 18 Monaten nach dem ersten Befall ist ein Bienenstock tot, wenn
nichts dagegen unternommen wird", so Dr. Stanislav Balouchev vom MPI-P.

Zu einer der wichtigsten Waffen der Bienen im Kampf gegen die Krankheit
zählt die erhöhte Temperatur, die Bienen in ihrem Bienenstock erzeugen
können. Bienen können sich mit ihrer Brust auf eine Wabe pressen und durch
Bewegung der Brustmuskeln die Temperatur innerhalb der Wabe soweit
erhöhen, dass die Milbe sich deutlich weniger vermehrt und der Bestand in
kurzer Zeit abstirbt. Zudem können befallene Bienen chemische Warnsignale
aussenden, die dafür sorgen, dass andere Bienen ihr Hygiene-Verfahren
ändern und sich an der befallenen Biene kratzen, um die Milbe so
abschütteln.

Beide Methoden - entweder durch Temperaturerhöhung oder durch mechanisches
Abkratzen der Milbe - erfordern jedoch genügend Energie, welche Bienen aus
dem wertvollen Vorrat an Honig ziehen müssen. "Dort, wo es genug Blüten
und damit Nektar gibt, zum Beispiel in Süd-Ost Asien, woher die
Varroamilbe ursprünglich stammt, müssen diese Ost-Bienen (Apis cerana)
keine Energie sparen", erklärt Stanislav Balouchev. "In unserer Region
dagegen ist für die heimischen West-Bienen (Apis mellifera) der Nektar
jedoch ein kostbares Gut, und Bienen haben nicht unendlich viel Energie
übrig, um gegen die Varroose zu kämpfen."

In einem unlängst gestarteten und durch die Volkswagen-Stiftung
finanzierten Projekt wollen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Arbeitskreises von Prof. Katharina Landfester die Temperatur in einem
Bienenstock messen. "Wir wollen die optimale Temperaturverteilung in drei
Dimensionen messen", so Prof. Landfester. "Die mittlere Temperatur, wie
man sie z. B. mit Thermometern erhält, nützt uns in diesem Falle nichts -
wir wollen anhand der dreidimensionalen Temperaturverteilung erkennen, ob
ein Bienenstock noch gesund ist oder in einzelnen Waben bereits befallen
ist."

Hierzu planen die Forscher, Miniatur-Temperatursensoren zu entwickeln, die
bestimmte Anforderungen für den Einsatz erfüllen müssen. Zum einen müssen
diese eine Genauigkeit besitzen, die eine Temperaturmessung besser als 0,1
°C erlaubt. Zudem muss die Messvorrichtung von den Bienen akzeptiert
werden: Die Sensoren dürfen buchstäblich nicht "riechen".

"Wir planen, die Sensoren so zu entwickeln, dass wir sie je nach Bedarf
mit einem 3D-Drucker selbst drucken können und so die Temperatur in jeder
einzelnen Bienenwabe messen können", sagt Katharina Landfester. "Sollten
wir Abweichungen von der optimalen Temperaturverteilung feststellen, wird
ein nächster Schritt sein, eine aktive Temperaturregulierung zu
entwickeln, die es erlaubt, punktuell im Bienenstock die Temperatur
anzuheben."

Für das Projekt wurden am MPI-P inzwischen mehrere Bienenstöcke
aufgestellt. Die Bienen können sich über die nächsten Monate zunächst in
ihre neue Umgebung eingewöhnen, bevor die Wissenschaftler damit starten,
Sensoren zu entwickeln und die Bienenstöcke damit auszustatten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/826: Ur-Kilogramm abgelöst - Neues Internationales Einheitensystem (SI) am 20.5.2019 in Kraft getreten (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 21.05.2019

Ur-Kilogramm abgelöst - Neues Internationales Einheitensystem (SI) am
20.5.2019 in Kraft getreten



Neben Ampere, Kelvin, Mol und Co. wird ab sofort nun auch das Kilogramm
über eine Naturkonstante definiert. Konkret bedeutet dies, dass das seit
130 Jahren als Maß aller Dinge geltende Ur-Kilogramm in Paris ausgedient
hat. Ermöglicht wird das durch die am Leibniz-Institut für
Kristallzüchtung (IKZ) gezüchteten Einkristalle aus dem hoch
angereicherten Isotop Silizium-28.

Bereits am 16. November 2018 wurde auf der 26. Generalkonferenz für Maße
und Gewichte in Paris das neue Internationale Einheitensystem (SI)
beschlossen. Nun trat das System am 20. Mai 2019, dem Weltmetrologietag,
offiziell in Kraft. Von jetzt an bilden 7 Naturkonstanten das Fundament
allen Messens.

Für das Kilogramm gilt ab sofort die Neudefinition über die
Planck-Konstante, und somit wird diese Einheit nicht mehr über die Masse des
Ur-Kilogramms bestimmt. Davon profitieren vor allem die Wissenschafts- und
Hochtechnologie-Communities. Das IKZ hatte einen entscheidenden Anteil
daran, dass das fast 130 Jahre alte künstliche Objekt des Ur-Kilogramms
abgelöst wird, denn die am IKZ gezüchteten hochperfekten Kristalle aus
nahezu isotopenreinem Silizium-28 (Anreicherung bis zu 99,9995 %) waren
für dieses Vorhaben von entscheidender Bedeutung.

Bei diesen Kristallen haben nahezu alle Atome die gleiche Masse und sind
in einem regelmäßigen dreidimensionalen Gitter angeordnet, was eine sehr
genaue Zuordnung zwischen der Masse des Kristalls und der Zahl seiner
Atome ermöglicht. Aus diesem Zusammenhang konnte der Wert der
Avogadro-Konstante mit nie dagewesener Präzision abgeleitet werden und damit
als fundamentale Naturkonstante unter anderem zur Definition des Kilogramms
herangezogen werden, da mit Hilfe der Avogadro-Konstante die
Plank-Konstante genauer bestimmt werden konnte. Im neuen SI wird der Wert
der Avogadro-Konstante festgelegt und ein Mol enthält deswegen genau
6,02214076×10 hoch 23 Einzelteilchen.

Aber das ist noch nicht alles. Insgesamt werden alle 7 Basiseinheiten nun
über Naturkonstanten definiert. Bei der Sekunde (mit dem
Hyperfeinstrukturübergang des Grundzustands im Cs-Atom), beim Meter (über
die Lichtgeschwindigkeit) und bei der Candela (über das photometrische
Strahlungsäquivalent einer speziellen Strahlung) ist dies bereits seit
vielen Jahrzehnten der Fall. Nun ziehen auch die übrigen Einheiten nach,
wobei hier die Elementarladung (für das Ampere), die Boltzmann-Konstante
(für das Kelvin), die Avogadro-Konstante (für das Mol) und die
Planck-Konstante (für das Kilogramm) die entscheidenden Rollen spielen.

Im Rahmen der von der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in
Braunschweig (PTB) geführten "KILOGRAMM"-Projekte wurden aus den im IKZ
nach dem Float-Zone-Verfahren (FZ) gezüchteten 28Si-Kristallen mehrere
sehr präzise Kugeln mit weniger als 20 nm Formabweichungen bei rund 94 mm
Durchmesser und mit einer defektfrei polierten Oberfläche präpariert.
Unter diesen Voraussetzungen gelang es der PTB, die Zahl der 28Si-Atome,
die eine Kristallkugel von 1 kg Gesamtmasse ergeben, mit der geforderten
Unsicherheit von weniger als 2 x 10 hoch -8 zu bestimmen.

Sie beträgt: 2,152538397 x 10 hoch 25 Atome Silizium-28

Um die notwendige Reinheit der aus diesem Material gezüchteten Kristalle
zu gewährleisten, sind diverse materialintensive
Schmelzzonen-Reinigungsschritte notwendig. Die besonderen Herausforderungen
waren deshalb der ca. 1000-fach höhere Materialpreis gegenüber herkömmlichem
Silizium sowie die begrenzte Stoffmenge.

Silizium gilt als ein sehr umfassend untersuchtes Halbleitermaterial, das
weltweit die Mikroelektronik und damit die Kommunikationstechnologien
dominiert. Das IKZ wird weiterhin an den extremen Anforderungen für die
weitere Verbesserung der Materialeigenschaften arbeiten, um künftige
Anwendungen wie künstliche Intelligenz und Quantentechnologien zu
ermöglichen. "Die im Rahmen dieses Metrologie-Projektes entwickelte
Expertise des IKZ zu isotopenreinen Si Kristallen erlaubt uns, künftig
eine zentrale Rolle als Materialforschungsinstitut bei der Entwicklung
innovativer Quantentechnologien einzunehmen", so Prof. Dr. Thomas
Schröder, Wissenschaftlicher Direktor des IKZ.


Weitere Informationen unter:

https://www.ptb.de/cms/forschung-entwicklung/forschung-zum-neuen-si/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V., 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/662: 4. Soester Depressionstag am 25. Mai 2019


Kreis Soest

4. Soester Depressionstag

Schlusspunkt der Veranstaltungen zur Woche der Selbsthilfe im Kreis
Soest



Kreis Soest (kso.2019.05.21.212.bu). Der 4. Soester Depressionstag,
der am Samstag, 25. Mai 2019, 9 bis 15 Uhr, in der Volkshochschule
(VHS) in Soest, Nöttenstraße 29, stattfindet, setzt den Schlusspunkt
der Veranstaltungen im Kreis Soest zur bundesweiten Woche der
Selbsthilfe. Die Veranstaltung richtet sich in diesem Jahr speziell an
junge Erwachsene und ihre Angehörigen. Im Gebäude Kükelhaus werden
Vorträge geboten, in der AWO-Begegnungsstätte im Bergenthalpark
Infostände, Gespräche und Bewirtung.

Als Kooperationspartner laden Barbara Burges von der Kontakt- und
Informationsstelle für Selbsthilfe der Kreisverwaltung, Petra
Kerkenberg und John Milbert vom psychosozialen Selbsthilfeverein
Phönix, Soest, sowie Wilfried Moessing von der VHS alle Interessierten
ein. "Wir wollen die jungen Menschen und ihren Angehörigen mit den
Angeboten des Tages ermutigen, sich auf ihre Situation einzulassen und
sich mit neuen, hilfreichen Sichtweisen zu befassen", erläutert John
Milbert. Viele junge Menschen seien zum Beginn der Erwachsenenzeit
voller Hoffnung auf Neues, sie spürten ihre Energien und stünden dem
Leben positiv gegenüber. Dagegen fühlten sich andere immer mal wieder,
anscheinend grundlos, traurig oder einsam und kämen sich irgendwie
verloren und überfordert vor. Einige hätten vielleicht auch die
Diagnose "Depression" erhalten.

Die Vorträge beginnen um 10 Uhr mit dem Referat "Wir müssen
reden...!" von Dr. med Ewald Rahn, ärztlicher Direktor der 
LWL-Kliniken Lippstadt und Warstein. Er befasst sich mit Möglichkeiten für
gelingende Gespräche zwischen den jungen Erwachsenen und ihren
Angehörigen. Um 11.45 Uhr heißt es "Schule, Ausbildung - wie kann's
jetzt weitergehen?" Yvonne Miranda und Beate Klapschinski von der SEN
Soest erläutern verschiedene Angebote in diesem Zusammenhang.

Nur für die jungen Erwachsenen geht es ab 13.45 Uhr mit Claudia
Schäfer vom Phönix e. V. weiter zum Thema "Selbstfürsorge für mich".
Wie wichtig dieser Gesichtspunkt für sie inzwischen geworden ist, das
berichten junge Betroffene im Rahmen einer kleinen, spannenden Aktion.
Zur gleichen Zeit haben die Angehörigen die Möglichkeit, sich mit der
Leiterin des Gesprächskreises "Angehörige psychisch erkrankter junger
Erwachsener" zu treffen.

Von 9 Uhr an sind die Info-Stände in der AWO-Begegnungsstätte im
Bergenthalpark für Besucher geöffnet. Mit dabei sind der Verein Phönix
(mit Gruppen zum Thema "Depression"), die Kontakt- und
Informationsstelle für Selbsthilfegruppen und der Sozialpsychiatrische
Dienst des Kreis-Gesundheitsamtes, die Station für Behandlung junger
Menschen mit Depressionen des LWL in Lippstadt und die Station für
Transitions-Psychiatrie der LWL-Klinik Warstein, die SEN, drei
Anbieter des ambulant betreuten Wohnens, die Katholische
Beratungsstelle Ehe-, Familien- und Lebensfragen, Soest, "Wortspiele",
die Schreibwerkstatt für junge Erwachsene, und die EUTB (Ergänzende
unabhängige Teilhabeberatung).

Für die Teilnahme an den Vorträgen ist eine schriftliche Anmeldung bei
der VHS unter www.vhssoest.de, der E-Mail-Adresse vhs@soest.de oder
persönlich in der Geschäftsstelle erforderlich. Die Kursnummer lautet
30005. Die Gebühr für die Teilnahme an den Vorträgen beträgt 5 Euro.
Der Besuch der Infostände ist gebührenfrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 21. Mai 2019

Kreis Soest

Der Bürgermeister

Am Vreithof 8, 59494 Soest

Telefon: 02921 / 103-0

FAX: 02921 / 103-9999

E-Mail: post@soest.de
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BERATUNG/721: Herten - Infos "Was passiert im Pflegefall?" am 28. Mai 2019


Stadt Herten

Was passiert im Pflegefall?" am 28. Mai 2019

Info-Abend über Elternunterhalt und finanzielle Absicherung



Herten. Welcher Teil des Vermögens muss für den Unterhalt der Eltern
eingesetzt werden? Zählt ein Eigenheim zum Schonvermögen? Ist das
Schwiegerkind unterhaltspflichtig? Wenn der Ehepartner oder die Eltern
zum Pflegefall werden, gibt es viele Themen, die Angehörige
beschäftigen. Am Dienstag, 28. Mai, um 18.30 Uhr findet dazu ein
Info-Abend im AWO-Treffpunkt Schürmannswiese (Kaiserstraße 89, 45699
Herten) statt. Aufgrund der begrenzten Platzanzahl ist eine vorherige
Anmeldung notwendig.

Wegen der entstehenden Unsicherheiten bietet das Beratungs- und
Infocenter Pflege (BIP) der Stadt Herten in Kooperation mit der AWO
(Unterbezirk Münsterland-Recklinghausen) in Herten diesen kostenfreien
Info-Abend an. Referent ist Markus Karpinski, Fachanwalt für Medizin
und Sozialrecht. Die Themen werden anhand von praktischen Beispielen
kompakt und anschaulich erklärt. Die Zuhörerinnen und Zuhörern haben
die Möglichkeit Fragen zu stellen.

Anmeldungen nehmen Ingrid Rüschenschmidt und Elisabeth Baier-Rode vom
BIP unter den Telefonnummern (0 23 66) 303 586 oder (0 23 66) 303 270
an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 16. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INNEN/3156: Abschiebungen nach Afghanistan sind inakzeptabel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Mai 2019

Abschiebungen nach Afghanistan sind inakzeptabel



Zur erneuten Sammelabschiebung nach Afghanistan erklärt Luise
Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Abschiebungen nach Afghanistan sind inakzeptabel. Die Sicherheitslage
in dem Land ist weiterhin miserabel. Das wurde uns zuletzt durch den
Anschlag der Taliban auf eine internationale Hilfsorganisation in
Kabul vor weniger als zwei Wochen vor Augen geführt. Es war bereits
der fünfte schwere Anschlag in der afghanischen Hauptstadt seit
Jahresbeginn. Erschwerend kommt bei der heutigen 24. Sammelabschiebung
hinzu, dass den Abgeschobenen nicht mehr wie bisher eine Unterkunft
für die ersten Tage zur Verfügung gestellt wird, sondern, dass sie nur
noch ein wenig Bargeld nach ihrer Ankunft erhalten, um sich selbst
eine Unterkunft zu suchen. Die fehlende Unterstützung in Kabul muss zu
einer veränderten Beurteilung von Abschiebungen nach Afghanistan
insgesamt führen, denn die Rückkehrenden sind einer besonderen
Gefährdung ausgesetzt und extrem schutzlos. Entgegen dieser Einsicht
werden weiterhin unbeirrt Schutzbedürftige und auch gut integrierte
Menschen nach Kabul abgeschoben. Wir Grünen fordern einen sofortigen
Abschiebestopp nach Afghanistan.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1843: Anton Hofreiter zur Studie des Umweltbundesamtes zu Einwegkaffeebechern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Mai 2019

Anton Hofreiter zur UBA-Studie zu Einwegkaffeebechern



Zur aktuellen Studie des Umweltbundesamtes zu Einwegkaffeebechern
erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

Der Einweg-Becher steht exemplarisch für den Müllwahnsinn in
Deutschland. Noch immer ist Deutschland der größte
Verpackungsmüllproduzent Europas. Wir müssen endlich runter von diesen
Müllbergen. Die Bundesregierung muss die immense Verschwendung von
Energie, Pappe und Kunststoffen für Kaffeebecher beenden. Sie muss
konsequent auf Mehrweg setzen und bundesweit Pfandsysteme für
Mehrwegkaffeebecher auf den Weg bringen, die auch große Café-Ketten
mit einschließen. Wir brauchen zudem eine Abgabe auf Einwegbecher, die
echte Anreize zur Abfallvermeidung setzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/5045: Ein Experte in Sachen illegale Parteispenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Ein Experte in Sachen illegale Parteispenden



Zu den Äußerungen von Wolfgang Schäuble in Bezug auf die
"Ibiza-Affaire" der FPÖ sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei
DIE LINKE:

Der österreichische Rechtspopulist Strache wird beim Versuch, sich
kaufen zu lassen, bloßgestellt, und Wolfgang Schäuble nimmt ihn zuerst
als Opfer wahr. Das lässt tief blicken und erinnert an die
CDU-Schwarzgeld-Affären der Vergangenheit. Besonders an die dubiose
100.000 Mark Spende, die der Waffenhändler Schreiber Schäuble als
damaligem CDU-Chef überreicht haben soll. Und daran, dass die
Bereitschaft, Geld aus der Wirtschaft zu nehmen, bei fast allen
deutschen Parteien weit verbreitet ist. Es ist höchste Zeit, die
Einfallstore für Korruption in der Politik zu schließen und
Parteispenden von Konzernen generell zu verbieten. Es ist doch naiv,
bei Spenden von profitorientierten Unternehmen keine Erwartung einer
Gegenleistung zu vermuten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/1959: Waffenblockade der Hafenarbeiter in Genua wichtig und richtig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Mai 2019

Waffenblockade der Hafenarbeiter in Genua wichtig und richtig



"DIE LINKE begrüßt die Weigerung italienischer Hafenarbeiter,
Rüstungsgüter für Saudi-Arabien auf ein Transportschiff zu verladen.
Die Gewerkschafter in Genua haben mit ihrer Protestaktion mutig
verhindert, dass die 'Kopf-ab-Diktatur' für ihren erbarmungslosen
Krieg gegen die Zivilbevölkerung im Jemen weiter aufgerüstet wird",
erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Die Waffenblockade durch die Hafenarbeiter in Genua wie zuvor schon
im französischen Le Havre ist eine wichtige und richtige Korrektur
einer falschen Politik der NATO-Staaten, die das Despoten-Regime in
Riad weiter als Verbündeten im Nahen Osten hofieren und aufrüsten. Wer
Saudi-Arabien weiter Waffen liefert, ist mitverantwortlich dafür, dass
der Jemen nach vier Jahren Krieg in seiner Entwicklung laut
UN-Entwicklungshilfeprogramm fast um ein Vierteljahrhundert
zurückgeworfen ist und zehn Millionen Menschen der Hungertod droht.

Die Bundesregierung muss glaubhaft eine Friedenslösung für Jemen
unterstützen und endlich die deutschen Waffenexporte an Saudi-Arabien
und die anderen Länder der Jemen-Kriegsallianz stoppen, auch
diejenigen über Frankreich, Großbritannien und Italien."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2160: Umbruch bei Daimler


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Mai 2019

Umbruch bei Daimler



"Es ist höchste Zeit, dass die deutschen Automobilkonzerne auf Zukunft
umschalten. Das geht aber nur, wenn die Beschäftigten mitgenommen und
gute Arbeitsplätze geschaffen werden, auch bei Daimler", kommentiert
Alexander Ulrich, industriepolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, die Initiative "Move" des Stuttgarter Autobauers. Ulrich
weiter:

"Daimler sollte sich im Rahmen der Initiative 'Move' davor hüten, an
der falschen Stelle zu sparen und vor allem auf kurzfristige
Profitraten zu schauen. Der Umbruch kann nur gelingen, wenn die
vielfältigen Erfahrungen und Kompetenzen, die es in den Belegschaften
gibt, in die Zukunft transferiert werden. Entscheidend für den Erfolg
wird sein, dass die Beschäftigten mitgenommen und gute, motivierende
Arbeitsplätze geschaffen werden. Daimler hat die Chance, den Umbruch
entsprechend auszugestalten. Dazu ist es unverzichtbar, Betriebsrat
und Gewerkschaft umfassend in die Planung einzubeziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8453: Heute im Bundestag Nr. 596 - 21.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 596

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.14 Uhr

1. Ergebnisse der Ministerkonferenz

2. 144 Dienstposten in Ministeriumsleitung

3. Verjährung frühestens ab Ende 2020

4. Mögliche Vorteile durch Moscheesteuer



1. Ergebnisse der Ministerkonferenz

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Umfassend Auskunft über die Tagesordnung der 15.
Konferenz der Verbraucherschutzminister der Länder (VSMK) vom 22. bis
24. Mai gibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10124) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9382). Aufgelistet werden 50
Tagesordnungspunkte, bei denen es unter anderem um digitale
Verbrauchersicherheit, verbraucherfreundliche Energieversorgung,
Verbraucherschutz in den Bereichen Finanzen und Versicherungen,
Insolvenzabsicherung für Fluggesellschaften, Missstände bei
Abmahnungen, Schutz vor unseriösem Inkasso und Lebensmittelsicherheit
geht.

Die Bundesregierung werde im Rahmen des Tagesordnungspunkts "Bericht
des Bundes" über zahlreiche verbraucherschutzrelevante Themen
berichten, heißt es in der Antwort, unter anderem über die
Inanspruchnahme der Musterfeststellungsklage und die Einführung des
Bestellerprinzips sowie über Potenziale und Projekte der
Digitalisierung im Bereich Ernährung, Lebensmittel- und
Produktsicherheit. Darüber hinaus werde die Bundesregierung den von
der 14. VSMK erbetenen Bericht über den aktuellen Stand zur
Insolvenzabsicherung von Flugreisenden, deren Luftbeförderung nicht
Teil einer Pauschalreise ist, vorlegen. Die Beschlüsse der
diesjährigen VSMK werde die Bundesregierung aufgreifen und
entsprechend der Berichtspflichten umsetzen.

Die FDP-Fraktion hatte die Bundesregierung unter anderem nach den
Ergebnissen der 14. VSMK-Konferenz und den Plänen für die nächsten
jährlichen Treffen gefragt.

 * 

2. 144 Dienstposten in Ministeriumsleitung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In der Leitungsabteilung des Bundesministeriums der
Finanzen gibt es derzeit 144 Dienstposten. In der vergangenen
Legislaturperiode seien es 95 Dienstposten gewesen, berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9942) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9529). In der Antwort wird darauf hingewiesen, dass
die Leitungsabteilung des Bundesministeriums der Finanzen erst zu
Beginn der 19. Legislaturperiode gegründet worden sei. Zahlen für die
18 Legislaturperiode seien deshalb sinngemäß für den Stab Strategie
und Kommunikation beantwortet worden.

 * 

3. Verjährung frühestens ab Ende 2020

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung erwartet, dass die im Rahmen des
automatischen Informationsaustauschs über bestimmte Arten von
Einkommen und Vermögen für das Jahr 2014 aus dem EU-Ausland erhaltenen
Daten frühestens mit Ablauf des 31 Dezember 2020 verjähren könnten.
Dies erklärt sie in ihrer Antwort (19/10083) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/9570), in der sie auch zu Details einer möglichen
Verjährung Stellung nimmt. Insgesamt waren 2014 rund eine Million
Datensätze mit einem Einkommen von 8,1 Milliarden Euro und einem
Vermögen von 41,6 Milliarden Euro dem Bundeszentralamt für Steuern von
dem EU-Mitgliedstaaten übermittelt worden.

 * 

4. Mögliche Vorteile durch Moscheesteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine stärker eigenständige und verlässliche, vom
Ausland unabhängige Finanzierung von Dachverbänden von
Moscheegemeinden und Moscheevereinen könne möglicherweise auch durch
eine Moscheesteuer erfolgen. Diese Ansicht vertritt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9827) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9555). Voraussetzung für eine solche Steuer sei
jedoch die Erlangung des Körperschaftstatus gemäß Artikel 140 des
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 der Weimarer
Reichsverfassung. Nach Angaben der Bundesregierung fällt die
Anerkennung von Religionsgemeinschaften als Körperschaften des
öffentlichen Rechts nicht in die Zuständigkeit des Bundes. Sie habe
daher keine über die öffentlich zugänglichen Informationen
hinausgehenden Kenntnisse darüber, welche Religionsgemeinschaften im
Einzelnen erhebungsberechtigt seien. Auch die Erhebung von
Kirchensteuern fallen nicht in die Zuständigkeit des Bundes, wird
erläutert.

 * 
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BUNDESTAG/8452: Heute im Bundestag Nr. 595 - 21.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 595

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.28 Uhr

1. Plattform für digitale Hochschulbildung

2. Mittel für strukturschwache Regionen

3. Neue Planstellen im Haushalt 2019

4. Austausch zur Cyber-Politik mit China

5. Förderung von Minderheiten in Europa

6. Einfluss der italienischen Mafia



1. Plattform für digitale Hochschulbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Europäische Kommission arbeitet an der
"Einrichtung einer europäischen Plattform für digitale
Hochschulbildung", führt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10106) aus. So soll der interoperable und
datenschutzgrundverordnungskonforme Austausch von Studentendaten
innerhalb Europas und insbesondere zwischen Europäischen Hochschulen
ermöglichen werden. Gleichwohl befinde sich das Projekt in einem sehr
frühen Stadium, weshalb man noch nicht von der tatsächlichen
Einrichtung so einer Plattform sprechen könnte. Aus Sicht der
Bundesregierung ist die Relevanz des Themas jedoch dennoch groß. Eine
Herstellung einer solchen Funktion stelle im hochschulübergreifenden
administrativen Raum eine wesentliche Erfolgsbedingung für
Studentenmobilität allgemein und damit auch für gemeinsame
Studienprogramme dar.

Der Zeitraum 2019 bis 2020 sei von der Europäischen Kommission als
Definitions-, Entwicklungs- und Testphase festgelegt worden, mit Start
der neuen Erasmus+-Programmgeneration ab 2021 sollen Funktionen
anwendbar sein, um sukzessive bis zum Jahr 2025 eine Verbindung
bestehender Anwendungen realisieren zu können. Mit Beginn der
kommenden Erasmus+-Programmgeneration (2021 bis 2027) sollen digitale
Komponenten der European Student Card Initiative und des Netzwerkes
Erasmus Without Paper (EWP) schrittweise verpflichtend werden. Die
Laufzeit des Projektes OpenU umfasst 36 Monate (Februar 2019 bis
Februar 2022).

Durch die Digitalisierung biete sich die Möglichkeit, aus bestehenden
Daten durch die Verknüpfung mit anderen Daten völlig neues Wissen zu
erzeugen. Open Science und insbesondere Open Data seien dafür wichtige
Ansätze. Aus Sicht der Bundesregierung seien international
einheitliche Datenstandards, die dem FAIR-Prinzip folgen, sowie
individuelle Lösungen, die international anschlussfähig sind, zentrale
Elemente. FAIR-Prinzip beinhaltet, dass Daten auffindbar (findable),
zugreifbar (accessible), interoperabel und wiederverwendbar (reusable)
sein müssen.

Die Ziele des interoperablen und datenschutzgrundverordnungskonformen
Austausch im Hochschulbereich würden auch explizit im Rahmen der
jüngst veröffentlichten Digitalisierungsstrategie des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) weiterverfolgt.

 * 

2. Mittel für strukturschwache Regionen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Bund etatisiert Mittel für Länder und Kommunen
nur in Ausnahmefällen, etwa im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW). Im
Bundeshaushalt etatisiert seien über die GRW hinaus Mittel für
zahlreiche Förderprogramme des Bundes zugunsten strukturschwacher
Länder und Kommunen, heißt es in der Antwort (19/10126) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9582) der Grünen-Fraktion.

In der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" werde gegenwärtig
ein Vorschlag für ein gesamtdeutsches Fördersystem zugunsten
strukturschwacher Regionen erarbeitet, in dem die wesentlichen
Förderprogramme des Bundes zur Stärkung von Wachstum, Innovationen und
Standortbedingungen in den Regionen zusammengefasst würden.

 * 

3. Neue Planstellen im Haushalt 2019

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Bundeshaushalt 2019 beinhaltet nach Angaben der
Bundesregierung 275.682 Planstellen und Stellen sowie 180.093
Planstellen für Berufs- und Zeitsoldaten. Wie aus der Antwort
(19/10122) der Bundesregierung auf ein Kleine Anfrage (19/9319) der
FDP-Fraktion weiter hervorgeht, wurden mit dem Bundeshaushalt 2019
insgesamt 8.557 neue Planstellen und Stellen geschaffen. Von den neuen
Planstellen und Stellen wurden 4.484 im parlamentarischen Verfahren
aufgenommen.

 * 

4. Austausch zur Cyber-Politik mit China

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Beim Cyberkonsultationsmechanismus zwischen
Deutschland und China im Mai 2018 haben sich beide Seiten über den
Stand der Cyber-Gesetzgebung und die Auswirkung auf die Wirtschaft
informiert. Ferner ging es um den Nutzen und die Notwendigkeit von
geschützten Virtual-Private-Network-Verbindungen (VPN), wie aus der
Antwort (19/10137) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9523) der Grünen-Fraktion hervorgeht.

Die deutsche Seite habe ihr Interesse an einem Austausch zur
Standardisierung und Zertifizierung im Bereich der Digitalisierung
dargestellt. Beide Seiten hätten außerdem über die aktuelle Lage der
Cyber-Kriminalität in beiden Ländern gesprochen.

 * 

5. Förderung von Minderheiten in Europa

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Angehörigen nationaler Minderheiten in Europa
sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/10117) der Grünen-Fraktion. Die
europäische Bürgerinitiative "Minority SafePack" fordere mit elf
konkreten Vorschlägen die Stärkung der Rechte von sprachlichen und
ethnischen Minderheiten. Die Abgeordneten wollen wissen, wie die
Bundesregierung die Vorschläge bewertet.

 * 

6. Einfluss der italienischen Mafia

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der Einfluss der italienischen Mafia auf die
Gesellschaft in Deutschland ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/10130)
der Grünen-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem erfahren, wie viele Mitglieder den Gruppierungen der
italienischen Organisierten Kriminalität (IOK) in Deutschland
zugerechnet werden.

 * 
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BUNDESTAG/8451: Heute im Bundestag Nr. 594 - 21.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 594

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. Weniger Steuern auf Tampons gefordert

2. Zollabfertigung besonders effektiv

3. 50 Finanzfirmen ziehen nach Deutschland

4. Forschung zum Epstein-Barr-Virus

5. Transparenz angestrebt

6. AfD fragt nach Ausbildungsvergütung

7. Umsetzung der Pflegeausbildungsreform



1. Weniger Steuern auf Tampons gefordert

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll für eine geringere Steuer
auf Menstruationsprodukte sorgen. Die Linksfraktion fordert in einem
Antrag (19/10280), dass Menstruationsprodukte in die Liste der
Gegenstände aufgenommen werden, für die die Umsatzsteuer auf sieben
Prozent ermäßigt wird. Außerdem soll sichergestellt werden, dass
Menstruationsprodukte in öffentlichen Einrichtungen und öffentlichen
Gesundheitsstellen kostenlos zur Verfügung gestellt werden.

In der Begründung des Antrags heißt es, einkommensabhängige Steuern
wie die Umsatzsteuer seien sozial ungerecht. Die Steuerbelastung wirke
umso stärker, je niedriger das Einkommen sei. Wer ohnehin weniger Geld
zur Verfügung habe, gebe es vor allem für den täglichen Bedarf aus.
Mit wachsendem Einkommen sinke der Anteil des Einkommens, der für
alltägliche Konsumausgaben verwandt werde. "Frauen trifft diese
Ungerechtigkeit in mehrfacher Weise. Sie erhalten ohnehin im Schnitt
21 Prozent weniger Gehalt als Männer (Gender Pay Gap), für viele
Produkte und Dienstleistungen müssen Frauen dagegen mehr bezahlen
(Gender Pricing)." Eine besonders offensichtliche Ungerechtigkeit
stelle die aktuelle Besteuerung von Menstruationsprodukten wie Tampons
und Binden dar, da diese mit dem generellen Mehrwertsteuersatz von 19
Prozent besteuert würden.

 * 

2. Zollabfertigung besonders effektiv

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat keine Kenntnisse über
angeblich lange Bearbeitungszeiten beim Zoll, wie die Hamburger
Wirtschaft beklagt haben soll. Deutschland verfüge weltweit über die
effizienteste Zollabfertigung und habe 2018 den ersten Platz im
sogenannten "Logistics Performance Index" belegt, erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9826) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9447) unter Berufung auf einem Bericht der Weltbank.
Die Werte würden alle zwei Jahre anhand einer groß angelegten Studie
ermittelt, die Logistik-Strukturen in 160 Staaten vergleiche. Aus
diesem Bericht gehe ebenfalls hervor, dass Deutschland im
internationalen Vergleich zu den Zollverwaltungen zähle, die
regelmäßig am schnellsten abfertigen würden, erklärt die
Bundesregierung.

 * 

3. 50 Finanzfirmen ziehen nach Deutschland

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Über 50 Unternehmen des regulierten Finanzsektors
würden nach einem Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union
Geschäftsverlagerungen nach Deutschland planen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10085) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8313) mit. Aus Sicht der Bundesregierung werde
die Verlagerung entsprechender Geschäftsaktivitäten nach Deutschland
mittelfristig nicht nur zur Schaffung hochqualifizierter Arbeitsplätze
im deutschen Finanzsektor führen, sondern auch zu einer weiteren
Stärkung der am Finanzstandort Deutschland vorhandenen Kompetenzen.
Außerdem werde eine Ausweitung des der deutschen Realwirtschaft zur
Verfügung stehenden Angebots an Finanzdienstleistungen erwartet.
Konkret hat die Bundesregierung Erkenntnisse, dass die Kreditinstitute
Goldman Sachs und JP Morgan Frankfurt als Zielort für ihre EU-Zentrale
gewählt hätten.

 * 

4. Forschung zum Epstein-Barr-Virus

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Schätzungsweise mehr als 90 Prozent der
Weltbevölkerung sind mit dem Epstein-Barr Virus (EBV) infiziert. In
den meisten Fällen bleibt die Infektion jedoch symptomfrei, wie aus
der Antwort (19/10123) der Bundesregierung auf eine Kleinen Anfrage
(19/9367) der FDP-Fraktion hervorgeht.

Das EBV gehört zur Gruppe der stark verbreiteten Herpes-Viren. In den
meisten Fällen hält die Immunabwehr das Virus dauerhaft unter
Kontrolle. Die durch EBV hervorgerufenen Lymphome (Lymphdrüsentumore)
nach einer Organtransplantation seien in ihrer Pathogenese relativ gut
verstanden.

Für die EBV-assoziierten Hals-Nasen-Rachen-Tumore sowie Magentumore
sei die Entwicklung der Krankheit hingegen weitgehend unverstanden. Es
sei unklar, wie das Virus in die Tumorzellen gelange. Ferner sei die
Rolle des Virus als Beitrag zur Entstehung von Autoimmunerkrankungen
wie der Multiplen Sklerose gänzlich unbekannt.

Weltweit werden den Angaben zufolge 1,8 Prozent aller Krebstodesfälle
auf eine EBV-Infektion zurückgeführt. Zahlreiche Institute in
Deutschland forschen zum Thema EBV.

 * 

5. Transparenz angestrebt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln möglichst transparent und für die
Bürger nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/10128) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9735) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 

6. AfD fragt nach Ausbildungsvergütung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Ausbildungsvergütung der Heilmittelerbringer ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/10133) der AfD-Fraktion. Die
Bundesregierung habe unlängst auf ein Gesamtkonzept und die Bildung
einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe verwiesen. Die Abgeordneten wollen von
der Bundesregierung nun wissen, welche Lösungsansätze konkret verfolgt
werden.

 * 

7. Umsetzung der Pflegeausbildungsreform

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Pflegeausbildungsreform ist Thema einer Kleinen
Anfrage (19/10111) der Grünen-Fraktion. Ab 2020 solle eine
generalistische Pflegefachausbildung zur Ausübung professioneller
Pflege befähigen. Zahlreiche Einrichtungen fühlten sich jedoch weder
gut über die damit einhergehenden Änderungen informiert, noch
ausreichend vorbereitet.

Die Abgeordneten wollen nun Details zur Vorbereitung und Umsetzung der
Pflegeberufereform erfahren.

 * 
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BUNDESTAG/8450: Heute im Bundestag Nr. 593 - 21.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 593

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.46 Uhr

1. Häusliche Gewalt in Lateinamerika

2. Aufbau von Krankenversicherungen

3. Linke fragt nach Bildungsinitiativen

4. Prioritätensetzung im Bereich Verkehr

5. Schließzeiten der Türen bei S-Bahnen

6. Bahnstrecke Niebüll-Westerland

7. Rüstungsexportstopp nach Saudi-Arabien



1. Häusliche Gewalt in Lateinamerika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung unterstützt die Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen in Lateinamerika durch Einzelprojekte, aber auch
durch öffentlichkeitswirksame Maßnahmen wie die Verleihung des
Deutsch-Französischen Preises für Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit an die brasilianische Menschenrechtsverteidigerin
Maria da Penha, die selbst Opfer häuslicher Gewalt wurde und sich in
Brasilien nach langen Jahren erfolgreich für die Anerkennung des
Straftatbestands der häuslichen Gewalt eingesetzt hat. Im Rahmen der
bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) habe sie
außerdem Ecuador im Jahr 2017 eine Million Euro für die Maßnahme
"Prävention der Gewalt gegen Frauen" (PreViMujer) zugesagt, schreibt
die Bundesregierung in einer Antwort (19/9682) auf eine Kleine Anfrage
(19/9264) der FDP-Fraktion. In diesem Rahmen sei Ende 2018 die
Sensibilisierungs- und Aufklärungskampagne "Mujeres Sin Violencia:
¡Así Gana Ecuador!" - "Frauen frei von Gewalt: So gewinnt Ecuador!"
gestartet. Die Kampagne nutze die Vorbild-Funktion und Prominenz von
zum Beispiel Sportlerinnen und Sportlern, um für das Thema zu
sensibilisieren.

 * 

2. Aufbau von Krankenversicherungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) berät laut Bundesregierung Partnerländer bei
Aufbau und Reformen zur sozialen Absicherung im Krankheitsfall. Im
Fokus stehe dabei die Kooperation mit staatlichen Partnerinstitutionen
und ihren nationalen staatlichen Krankenversicherungsinitiativen,
heißt es in einer Antwort (19/9501) auf eine Kleine Anfrage (19/8774)
der Fraktion Die Linke. Die unterstützten öffentlichen
Absicherungssysteme seien so ausgerichtet, dass vor allem arme
Bevölkerungsschichten Zugang bekämen. Dieser Zugang werde aus
staatlichen Mitteln der Partnerländer subventioniert oder komplett
finanziert. Die GIZ selbst schließe keine Versicherungen mit Patienten
ab.

Das Konzept Krankenversicherung solle "Out of Pocket"-Zahlungen
vermeiden, heißt es in der Antwort weiter. Durch regelmäßige
Vorauszahlung eines geringeren Betrages könne die abgesicherte Person
bei Bedarf auf vertraglich vereinbarte Leistungen zurückgreifen, was
sich auch auf solche Leistungen beziehe, die sehr hohe Ausgaben nach
sich ziehen würden. Das Vorgehen sei Bestandteil des Konzeptes
"Universal Health Coverage" (UHC), welches besage, dass öffentliche
("gepoolte") Mittel zur Absicherung der Bevölkerung genutzt werden
sollen, um Verarmungsrisiken zu minimieren.

 * 

3. Linke fragt nach Bildungsinitiativen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der deutsche Beitrag zur Bewältigung der globalen
Bildungskrise steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9792) der
Linksfraktion. Unter anderem interessiert die Abgeordneten, wie hoch
die öffentlichen Bildungsausgaben in der Entwicklungszusammenarbeit im
Jahr 2018 in Bereichen wie Grund- und Primärbildung sowie Aus- und
Weiterbildung waren und wie sie sich auf die ärmsten Länder
beziehungsweise Schwellenländer verteilt haben. Außerdem wollen sie
wissen, mit welchem finanziellen Volumen die Sonderinitiative
"Ausbildung und Beschäftigung" von Bundesentwicklungsminister Gerd
Müller (CSU) jeweils in den ersten fünf Jahren nach Beginn
ausgestattet werden soll und ob dafür bilaterale und multilaterale
Projekte für Grundbildung reduziert oder ausgesetzt werden sollen.

 * 

4. Prioritätensetzung im Bereich Verkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Bilanz der Verkehrspolitik der
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren interessiert sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/9586)
wollen die Abgeordneten einen "Überblick über die seit 2009 erfolgten
bundespolitischen Prioritätensetzungen im Bereich Verkehr" erhalten.
Gefragt wird unter anderem nach den erfolgten Investitionen in den
Schienenverkehr, in die Bundesfernstraßen, in die
Luftfahrtinfrastruktur und in die Infrastruktur der
Bundeswasserstraßen. Thematisiert werden auch der Bau von Radwegen,
die Lkw-Maut und Autobahnprojekte in öffentlich-privater
Partnerschaften (ÖPP).

 * 

5. Schließzeiten der Türen bei S-Bahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Öffnungs- und Schließzeiten der Türen bei
S-Bahnen interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In
einer Kleinen Anfrage (19/9585) wollen die Abgeordneten von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob die
Sicherheitsmanagementsysteme einzelner S-Bahnnetze eine Türöffnung bei
Geschwindigkeiten von unter 3 km/h erlauben. Gefragt wird auch, welche
Maßnahmen geeignet sind, um den Fahrgastwechsel bei den S-Bahnen in
Deutschland zu beschleunigen.

 * 

6. Bahnstrecke Niebüll-Westerland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie sich die Auslastung der Bahnstrecke
Niebüll-Westerland in den vergangenen zehn Jahren entwickelt hat,
möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/9584) von der Bundesregierung wissen. Gefragt wird auch, in
welchem Stadium sich die Planungen für einen Ausbau der Strecke
befinden.

 * 

7. Rüstungsexportstopp nach Saudi-Arabien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke interessiert sich in einer
Kleinen Anfrage (19/9807) für Detail zum Rüstungsexportstopp nach
Saudi-Arabien. Die Abgeordneten fragen zu Hintergründen der
Entscheidung und erkundigen sich nach eventuellen Ausnahmen.

 * 
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BUNDESTAG/8449: Heute im Bundestag Nr. 592 - 21.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 592

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.52 Uhr

1. Koordinierungsstab für Cyber-Außenpolitik

2. Beziehungen zu Venezuela

3. Öffentlichkeitsarbeit des Goethe-Instituts

4. Aufarbeitung des MH17-Abschusses

5. Rolle des EU-Lagezentrums INTCEN

6. Straftaten mit Sexualbezug im Ausland

7. Menschenrechtslage in Indonesien



1. Koordinierungsstab für Cyber-Außenpolitik

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Koordinierungsstab für Cyber-Außenpolitik und
Cyber-Sicherheit ist mit dem Ziel eingerichtet worden, alle im
Auswärtigen Amt wahrgenommenen Aufgaben im Bereich Cyber-Außenpolitik
zu koordinieren und eine kohärente Cyber-Außenpolitik zu konzipieren.
Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/9029) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8442). Der Koordinierungsstab habe
sich seit 2011 engagiert in den Bereichen Völkerrecht des Netzes,
Normen für verantwortliches Staatenverhalten im Cyberraum,
vertrauensbildende Maßnahmen innerhalb der OSZE, Stärkung der
EU-Zusammenarbeit in Fragen der Cyber-Sicherheit sowie Bewahrung der
Freiheit des Internets und Menschenrechtsschutz. "Hinzugekommen sind
Fragen nach den künftigen Auswirkungen von künstlicher Intelligenz und
maschinellem Lernen auf die Cyber-Sicherheit und nach Regelungen und
Rahmenbedingungen zum Einsatz von künstlicher Intelligenz in Einklang
mit ethischen Grundsätzen." Der Koordinierungsstab wirke zudem an dem
innerstaatlichen und europäischen Ausbau von Cyber-Abwehrfähigkeiten
in Einklang mit Völkerrecht und außenpolitischen Interessen sowie bei
der Koordinierung von Reaktionen der Bundesregierung auf
Cyberzwischenfälle mit.

 * 

2. Beziehungen zu Venezuela

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die "politische Anerkennung" von Juan Guaidó als
Interimspräsidenten Venezuelas durch die Bundesregierung soll ihn "als
Vorsitzenden der letzten verbleibenden demokratisch legitimierten
Staatsgewalt Venezuelas, der Nationalversammlung" stärken.
"Verfassungsmäßige Aufgabe von Juan Guaidó als Übergangspräsident in
Venezuela ist es, möglichst rasch freie und faire
Präsidentschaftswahlen zu organisieren", heißt es in der Antwort
(19/9130) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8495).

Darin begründet die Bundesregierung unter anderem auch, aus welchen
Gründen sie die Präsidentschaftswahl vom Mai 2018 in Venezuela als
"illegitime und undemokratische Wahl" bezeichnet hat: "Der Wahlprozess
war seit seiner verfassungswidrigen Einberufung durch die (von der
Bundesregierung und der Europäischen Union nicht anerkannte)
sogenannte verfassungsgebende Versammlung von Unregelmäßigkeiten und
Manipulationen geprägt: einseitige Festlegung des Wahltermins durch
die Regierung, Ausschluss der wichtigsten Oppositionsparteien durch
verwaltungstechnische Schikanen, Ausschluss der aussichtsreichsten
Kandidaten der Opposition (soweit nicht ohnehin schon seit längerer
Zeit in Haft oder im Exil) und Wählernötigung." Präsident Nicolás
Maduro verfüge über eine dominante Stellung in den staatlichen Medien
und nutzte staatliche Gelder sowohl für den Wahlkampf als auch zur
sozialen Kontrolle der Bevölkerung durch die Verteilung staatlicher
Lebensmittelpakete.

 * 

3. Öffentlichkeitsarbeit des Goethe-Instituts

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstützt ausdrücklich das
Ziel des Goethe-Instituts, die Öffentlichkeit über das gesamte
Spektrum seiner Aktivitäten zu informieren. "Dies schließt das
Sprachangebot des Goethe-Instituts im In- und Ausland ein", heißt es
in der Antwort (19/9165) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8585). Aus Sicht der Bundesregierung bestehe für das
Goethe-Institut keine Veranlassung oder Verpflichtung, über Angebote
anderer Anbieter von Sprachkursen im In- oder Ausland zu informieren.

 * 

4. Aufarbeitung des MH17-Abschusses

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Aufarbeitung des Abschusses des
Malaysia-Airlines-Flug MH17 über der Ukraine im Sommer 2014 stellt die
FDP-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9074). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie der genaue
technische und strafrechtliche Ermittlungsstand im Zusammenhang mit
dem Abschuss ist und welche Kenntnisse ihr über Spionage, sowohl
seitens der Ukraine als auch Russland, gegen Mitglieder des
Ermittlerteams ("MH17 Joint Investigation Team") vorliegen. Erfragt
wird zudem der Stand der Vorbereitungen über den Strafprozess in
Schiphol, dem Abflugflughafen der MH17-Maschine.

 * 

5. Rolle des EU-Lagezentrums INTCEN

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die "Attribuierung von 'böswilligen
Cyberaktivitäten' durch das geheimdienstliche EU-Lagezentrum INTCEN"
geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9086). Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie sie "böswillige
Cyberaktivitäten" definiert und inwiefern dabei auch zwischen
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren unterschieden wird.
Außerdem fragen die Abgeordneten, welche Akteure und Einrichtungen der
EU aus Sicht der Bundesregierung bei der Attribuierung "böswilliger
Cyberaktivitäten" Erkenntnisse beisteuern sollten und mit welchen
Einschränkungen dies auch für das geheimdienstliche EU-Lagezentrum
INTCEN gelten sollte.

 * 

6. Straftaten mit Sexualbezug im Ausland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Straftaten mit Sexualbezug im Ausland erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9097). Unter
anderem wollen die Abgeordneten erfahren, wie viele Fälle von im
Ausland begangenen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
und/oder die persönliche Freiheit durch deutsche Staatsangehörige der
Bundesregierung bekannt sind und wie viele Ermittlungsverfahren durch
deutsche Strafverfolgungsbehörden eingeleitet worden sind. Außerdem
soll die Bundesregierung mitteilen, ob sich solche Straftaten
bestimmten Ländern, Städten oder Regionen besonders häufig zuordnen
lassen und welche Erkenntnisse die Bundesregierung insbesondere über
den Menschenhandel im Zusammenhang mit Sextourismus weltweit hat.

 * 

7. Menschenrechtslage in Indonesien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Menschenrechtssituation und der Schutz der
indigenen Bevölkerung in den indonesischen Provinzen Papua und
Westpapua stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/9087). Die Bundesregierung soll unter
anderem mitteilen, welche Kenntnisse sie über die Anzahl und das
Gewaltmuster sowie die strafrechtliche Verfolgung außergerichtlicher
Tötungen, Fällen von Folter und Fällen von Verhaftungen bei
friedlichen Demonstrationen und Versammlungen in diesen Provinzen hat
und was sie unternimmt, um eine friedliche Bearbeitung des
Westpapua-Konflikts zu ermöglichen.

 * 
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BUNDESTAG/8448: Heute im Bundestag Nr. 591 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 591

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.00 Uhr

1. Europa der Innovation

2. Plattform Lernende Systeme

3. Zahlen zur Arbeitslosenversicherung

4. Kein Anspruch auf Hilfe zum Berufseinstieg

5. Medianeinkommen in Brandenburg

6. Altersabsicherung von Schutzsuchenden



1. Europa der Innovation

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Forschung und Innovation sind wichtige Treiber für
die Zukunftsfähigkeit Europas, unterstreicht die FDP in ihrem Antrag
(19/10301). Am 7. Juni 2018 hat die Europäische Kommission ihren
Vorschlag für das neunte EU-Rahmenprogramm für Forschung und
Innovation mit dem Titel "Horizont Europa" für die Jahre 2021 bis 2027
vorgelegt. Während der siebenjährigen Laufzeit des Programms sollen
rund 100 Milliarden Euro zur Verfügung stehen, wobei das EU-Parlament
im Dezember 2018 eine Aufstockung auf 120 Milliarden Euro gefordert
hatte. Der Vorschlag sieht vor, dass sich "Horizont Europe" in drei
Pfeiler gliedern soll: "Offene Wissenschaft", "Globale
Herausforderungen und industrielle Wettbewerbsfähigkeit" sowie "Offene
Innovation". Hinzu kommt ein eigener Bereich zur Stärkung des
Europäischen Forschungsraums.

Die FDP fordert in ihrem Antrag die Stärkung des Förderschwerpunkts
Forschung und Innovation im kommenden mehrjährigen Finanzrahmen für
die Jahre 2021 bis 2027 im Vergleich zum aktuellen mehrjährigen
Finanzrahmen für die Jahre 2014 bis 2020 anzugleichen. Ferner schlägt
die Fraktion eine angemessene Ausstattung des Programms "Horizont
Europa" durch Umschichtungen innerhalb des mehrjährigen Finanzrahmens
vor. Zudem soll "Horizont Europa", mit Schwerpunkten in der
Biotechnologie, Gentechnologie, Gesundheitstechnologie, Chemie,
Energietechnik, Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT),
Mobilität und Nanotechnologie weiter entwickelt werden. So soll Europa
zum modernsten und innovativsten Raum werden.

 * 

2. Plattform Lernende Systeme

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Plattform Lernende Systeme - Die Plattform für
Künstliche Intelligenz soll Künstliche Intelligenz (KI) in der Breite
abbilden und eine inhaltliche thematische Weiterentwicklung im Bereich
KI ermöglichen. Dabei dient die Plattform dem wissenschaftlichen,
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Austausch, welcher sich nicht
mit einzelnen Parametern für eine Erfolgsbewertung messen lässt. Die
Plattform Lernende Systeme verfügt über ein Budget von rund 6,6
Millionen Euro über einen Förderzeitraum von fünf Jahren. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10101). Im Übrigen verweist
die Bundesregierung auf die Antwort (19/7626).

 * 

3. Zahlen zur Arbeitslosenversicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Gesamteinnahmen der Bundesagentur für Arbeit
(BA) betrugen im Jahr 2018 rund 39,3 Milliarden Euro. Darunter fallen
die Beiträge aus der Arbeitslosenversicherung,
Verwaltungskostenerstattungen, Einnahmen aus der
Winterbeschäftigungsumlage und der Insolvenzgeld-Umlage sowie weitere
Erstattungen und Verwaltungseinnahmen. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9668) auf eine Kleine Anfrage
(19/8949) der AfD-Fraktion. Die Ausgaben beliefen sich demnach auf
33,1 Milliarden Euro. Die Ausgaben für Arbeitslosengeld bei
Arbeitslosigkeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III)
betrugen im Jahr 2018 rund 13,8 Milliarden Euro.

 * 

4. Kein Anspruch auf Hilfe zum Berufseinstieg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant nicht, einen
Rechtsanspruch auf eine Berufseinstiegsbegleitung im SGB III (Drittes
Buch Sozialgesetzbuch) einzuführen. Das schreibt sie in ihrer Antwort
(19/9679) auf eine Kleine Anfrage (19/9072) der Fraktion Die Linke.
Zur Begründung schreibt sie: "Unter Berücksichtigung der Förderinhalte
der Berufseinstiegsbegleitung muss grundsätzlich zu erwarten sein,
dass die individuellen Voraussetzungen zur Aufnahme einer
Berufsausbildung geschaffen werden können. Die
Berufsberatungsfachkraft der Agentur für Arbeit entscheidet deshalb im
Rahmen des bestehenden Ermessens in Absprache mit der Lehrkraft
darüber, wer einen entsprechenden Bedarf hat und in die Maßnahme
aufgenommen werden soll."

 * 

5. Medianeinkommen in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Brandenburg von 2.149 Euro im Jahr 2012 auf
2.493 Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das geht aus der Antwort (19/9713)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9140) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

6. Altersabsicherung von Schutzsuchenden

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Ende des Jahres 2017 mussten Beschäftigte einen
Bruttojahresverdienst von 24.289 Euro erzielen, um nach 45
Beitragsjahren eine Nettorente oberhalb des Grundsicherungsbedarfs zu
erreichen. Monatlich entspricht das 2.024 Euro. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9712) auf eine Kleine Anfrage
(19/9085) der AfD-Fraktion. Von den rund 32 Millionen
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hätten demnach 11,3
Millionen einen Bruttomonatslohn bis zu 2.050 Euro erzielt. Die
Bundesregierung betont jedoch, dass es sich dabei um alle
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten handele, unabhängig von der
Arbeitszeit und dass sich aus den Zahlen keine Rückschlüsse zum
Einkommen über die Einkünfte aus der gesamtes Erwerbskarriere ziehen
ließen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1860: Regierungspressekonferenz vom 20. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 20. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 20. Mai 2019



Themen: Zusammenarbeit mit österreichischen Nachrichtendiensten,
Neuwahlen in Österreich, UN-Migrationspakt, Tweet des US-amerikanischen
Präsidenten zum Iran, neuer Staatspräsident der Ukraine, Huawei,
Tabaksteuer, Handelsembargo der USA gegen Kuba, Beschlagnahmung der
"Sea-Watch 3" durch italienische Behörden, geplante Lateinamerikakonferenz
im Auswärtigen Amt


Sprecher: SRSin Fietz, Schmidt (BMI), Breul (AA), Einhorn (BMWi),
Kolberg (BMF)

Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: An das Innenministerium und an Frau Fietz: Es gab Berichte, dass die
Geheimdienstzusammenarbeit mit der ÖVP/FPÖ-Regierung in den letzten Monaten
ein bisschen gelitten hat, weil man bei bestimmten Sachverhalten bei den
europäischen Diensten - das betrifft auch die deutschen - Sorge hatte, dass
möglicherweise Informationen an Russland weitergegeben werden könnten. Da
hätte ich ganz gerne eine Kommentierung, ob es zutreffend ist, dass man
gegenüber dieser noch bestehenden Regierung Misstrauen hatte.

SRSin Fietz: Sie wissen, dass wir mit den österreichischen Partnern eng
zusammenarbeiten. Von Misstrauen in diesem Bereich kann ich Ihnen nichts
berichten.

Schmidt: Ich kann vielleicht noch ergänzen, dass wir auch schon in der
Vergangenheit dazu ausgeführt haben, dass wir im Moment eine enge und
vertrauensvolle Zusammenarbeit sowohl der Nachrichtendienste als auch der
Innenministerien sehen und keinerlei Anhaltspunkte dafür haben, das anders
zu kommentieren.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung grundsätzlich die Ereignisse in den
letzten Tagen in Österreich?

SRSin Fietz: Die Bundesregierung hat die Entscheidung des österreichischen
Bundeskanzlers Kurz, als Konsequenz aus den jüngsten Ereignissen Neuwahlen
anzustreben, zur Kenntnis genommen. Die Entscheidung von Bundeskanzler Kurz
ist nachvollziehbar.

Frage: Können Sie noch ein bisschen klarer machen, welche Entscheidung Sie
meinen? Für den deutschen beziehungsweise ausländischen Beobachter ist es
jetzt etwas verwirrend, zu erkennen, was er eigentlich entschieden hat. Er
hat vorgezogene Neuwahlen angekündigt, aber das Bündnis mit der FPÖ ja
nicht aufgekündigt.

SRSin Fietz: Ich beziehe mich auf die Entscheidung des Bundeskanzlers,
Neuwahlen anzustreben.

Frage: Eine Frage ans Auswärtige Amt und ans Kanzleramt: Der "Tagesspiegel"
hatte nach diesem Widerspruchsverfahren berichtet, dass die Verhandlungen
bei den Vereinten Nationen über den UN-Migrationspakt nicht ganz so
transparent gewesen sind, wie das lange Zeit insbesondere vom Auswärtigen
Amt dargestellt wurde, unter anderem mit der Formulierung: Die
Verhandlungen konnten von der Öffentlichkeit vor Ort verfolgt werden und
wahrgenommen werden.

Nun weisen diese Dokumente darauf hin, dass doch - was ja nicht völlig
überraschend ist, aber bisher so nicht geäußert wurde - eine ganze Reihe
von Sitzungen, Verhandlungen, auch über wichtige Detailfragen, hinter
verschlossenen Türen stattgefunden hat. Meine Frage sowohl ans Auswärtige
Amt wie auch an Frau Fietz ist darum: Würden Sie vor diesem Hintergrund
sagen, dass die Informationen der Bundesregierung zum Migrationspakt und
zum Zustandekommen des Migrationspakts zumindest unvollständig waren, was
diese nicht öffentlichen Teile der Verhandlungen angeht?

Breul: Dazu kann ich gerne etwas sagen. Wir können, ehrlich gesagt,
zwischen dem, was wir früher gesagt haben, und dem, was wir auf eine 
IFG-Anfrage hin dargelegt haben, keinen Widerspruch erkennen.

Der Verhandlungsprozess zum Globalen Migrationspakt war für die
Öffentlichkeit transparent, auch wenn Sitzungen der Regierungsvertreter
teilweise geschlossene Sitzungen waren. Die insgesamt sechs
Verhandlungsrunden von Februar bis Juli 2018 beinhalteten öffentliche und
nicht öffentliche Sitzungen.

Die Textfassungen wurden dann vom Erstentwurf im Februar 2018 bis zur
Schlussfassung 2018 jeweils ins Internet eingestellt. Die Entwicklung und
Veränderung der inhaltlichen Positionen konnte somit von allen
Interessierten verglichen und nachverfolgt werden.

Sie deuteten es in Ihrer Frage schon an: Wie es in so komplexen
internationalen Verhandlungen üblich ist, gibt es immer Gespräche am Rande
von Verhandlungen. Es gab auch in diesem Fall die sogenannten 
Co-Fazilitatoren, die immer wieder informelle Dialoge abgehalten haben, in
deren Rahmen Vorschläge und Petita präsentiert und diskutiert wurden. Das
ist aus unserer Sicht ganz normales technisches Handwerk der Diplomatie in
den internationalen Beziehungen bei solchen großen Verhandlungen, ändert
jedoch nichts an der Tatsache, dass dieser Vorgang transparent war.

SRSin Fietz: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Noch eine Nachfrage, Herr Breul: Sie sagen, es gab am Rande
Gespräche; dann haben Sie gerade den Begriff "Dialoge" benutzt. Nach
Ausweis der Dokumente, die jetzt vorgelegt wurden, waren das ja nicht
Dialoge am Rande, sondern ganz reguläre, auch offensichtlich in der Sache
harte, dezidierte Verhandlungen zwischen diversen Verhandlungspartnern.
Erstens: Der Begriff "Dialog" scheint mir da nicht zu passen.

Zweitens: Wäre es denn dann nicht doch richtiger und für die Öffentlichkeit
auch informativer gewesen, wenn man beispielsweise im Februar seitens des
Auswärtigen Amtes nicht nur gesagt hätte: "Die Verhandlungen waren für die
Öffentlichkeit zu verfolgen", sondern stattdessen ergänzt hätte: "soweit es
sich nicht um Sitzungen gehandelt hat, die hinter verschlossenen Türen
stattgefunden haben und in denen um Details und wichtige Einzelpunkte
gerungen wurde"? Wäre das nicht eine transparentere und auch ehrlichere
Darstellung des Zustandekommens gewesen?

Breul: Ich habe, ehrlich gesagt, nicht mehr alle Äußerungen zu diesem
Vorgang vor mir liegen. Wir haben uns hier ja auch öfter darüber
unterhalten.

Meiner Erinnerung nach ist es mitnichten so, dass wir zu irgendeinem
Zeitpunkt verschwiegen hätten, dass es auch Gespräche in Kleineren Gruppen
gab - ich habe das jetzt "Dialoge" genannt; man kann auch "nicht förmliche
Sitzungen" sagen -, bei denen die Leute zusammensaßen, die entweder
besonders konträre Positionen hatten oder die gemeinsame Positionen hatten,
aber nicht genau deckungsgleiche Formulierungen.

Ich kann da keinen Widerspruch zu dem erkennen, was wir in der ganzen Zeit
schon zu diesem Thema kommuniziert haben.

Zusatzfrage: Ein letzter Versuch: Sie sagen, es gab da Diskussionen in
Kleineren Gruppen über bestimmte Fragen. Aber wenn es ausweislich der jetzt
vorgelegten Dokumente um ganz konkrete, schwergewichtige Fragen ging,
beispielsweise um das Ansinnen, dass irreguläre Migration mit regulärer
Migration gleichgestellt werden sollte, gibt es da doch einen massiven
Unterschied in den Auffassungen.

Wenn Sie sagen, es war ein transparenter Prozess, hätte man dann nicht die
Öffentlichkeit schon damals darauf hinweisen müssen, dass man mit sehr
unterschiedlichen Positionen aufeinander zugegangen ist und dann einen
Kompromiss herausgeholt hat, statt so zu tun, als sei das quasi von Anfang
bis Ende ein großer Sieg für die migrationsempfangenden Staaten?

Breul: Da möchte ich jetzt ausdrücklich widersprechen. Ich kann mich sehr
gut erinnern, als ich hier zum ersten Mal zu diesem Thema vorgetragen habe,
als es hier in diesem Saal noch niemanden interessierte, dass wir schon
immer erwähnt haben, dass dieser Text ein Kompromiss ist zwischen
Herkunftsstaaten, Empfangsstaaten und Transitstaaten und dass man darum
gerungen hat. Das sieht man ja allein daran, dass es sechs
Verhandlungsrunden gab. Zwischen diesen Verhandlungsrunden wurde der Text
immer veröffentlicht, und es war nachvollziehbar, in welche Richtung das
geht.

Ich kann mich nicht erinnern, hier jemals den Eindruck erweckt zu haben,
dass das eine große "Konsenssoße" gewesen sei, sondern das war ein Ringen,
und es war ein transparentes Ringen.

Frage: Herr Breul, der amerikanische Präsident Donald Trump hat Iran mit
Auslöschung gedroht. Gibt es da eine Reaktion von Ihrem Ministerium?

Breul: Zunächst einmal möchte ich klar sagen, dass wir den Raketenangriff
auf die internationale Zone in Bagdad in aller Deutlichkeit verurteilen.
Alle Seiten sind aufgefordert, größtmögliche Zurückhaltung zu üben und die
Situation nicht weiter anzuheizen. Das haben wir hier wiederholt auch schon
vorgetragen, ebenso der Minister am Wochenende bei diversen
Medienauftritten.

Wir halten nichts von gegenseitigen Drohungen und verbaler Eskalation, die
eventuell dazu führen könnte, dass man, auch ohne diese Intention zu haben,
in eine noch größere Eskalation hineinkommt. Nehmen Sie das daher als
unsere Linie. Ich glaube, es ist gute Praxis, dass wir von dieser Bank aus
einzelne Tweets nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Sie haben in der Vergangenheit in vergleichbaren Fällen -
Stichwort Iran/Israel - immer verurteilt, wenn es zu solchen
Auslöschungsfantasien kommt. Wieso sind Sie in diesem Fall so "sanft" oder
sehen keinen Anlass, das zu verurteilen?

Breul: Lassen Sie mich noch mal den Versuch wagen, ob Sie damit zufrieden
sind: Wir sind gegen verschärfende Rhetorik.

Frage: Ich möchte auch Frau Fietz die Frage stellen, ob der US-Präsident,
auch wenn das "nur" ein Tweet war, damit nicht eine Grenze überschritten
hat. Denn das Wort "Vernichtung" - der Kollege hat es eben gerade gesagt -
ist ja eigentlich eine Rhetorik, die wir sonst von anderen Ländern kennen.

SRSin Fietz: Die Bundesregierung hat die Äußerung zur Kenntnis genommen,
aber sie kommentiert die Aussage nicht.

Frage: Der Kollege hat ja schon erwähnt, dass es in anderen Fällen sehr
wohl eine Verurteilung gibt. Kann die Bundesregierung noch mal darlegen,
aus welchem Grund sie in diesem Fall auf eine offizielle Stellungnahme
verzichtet? Wie gesagt, bei Iran/Israel ging das immer relativ schnell und
umfassend, und die Rhetorik ähnelt sich ja doch sehr.

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen mit Blick auf Israel dazu die Position der
Bundesregierung darlegen, die so klar wie eindeutig ist: Wenn Vertreter des
Iran das Existenzrecht des Staates Israel verneinen oder gar zur
Vernichtung Israels aufrufen, ist das für die Bundesregierung völlig
inakzeptabel und verurteilungswürdig. Das sagen wir dann auch.

Im aktuellen Fall kann ich mich nur dem anschließen, was der Kollege aus
dem Auswärtigen Amt gesagt hat: dass wir eine Verschärfung der Rhetorik
verurteilen und nicht daran interessiert sind, die Lage weiter zuzuspitzen.

Zusatzfrage: Noch eine Nachfrage: Im konkreten Fall des Irans wurde ja nie
die Auslöschung Israels thematisiert, sondern es wurde immer auf - das kann
man werten, wie man will - die Vernichtung des zionistischen Regimes, also
auf einen Regimebegriff, referiert, wohingegen jetzt explizit auf die
Auslöschung eines entsprechend bevölkerten Landes verwiesen wurde. Aber die
Bundesregierung will sich dazu in keiner Form äußern?

SRSin Fietz: Ich kann da nichts weiter hinzufügen.

Frage: Frau Fietz, noch mal: Wieso sehen Sie kein Bedürfnis, das zu
verurteilen? Wir haben hier eine Atommacht, eine Weltmacht, die einem 
80-Millionen-Volk im Nahen Osten, das eine Regionalmacht ist, mit Auslöschung
droht. Wieso sehen Sie da kein Bedürfnis, das zu verurteilen?

Ich sehe in den beiden Fällen jetzt nicht den Unterschied zwischen Israel
und Iran. In dem einen Fall wird ein Volk bedroht, und man verurteilt das.
Aber bei dem anderen Volk, das bedroht wird, sagt man: Na ja, okay, ist ja
eigentlich nur bedauernswert.

SRSin Fietz: Ich will das an dieser Stelle gar nicht bewerten, sondern ich
sage nur: Die Bundesregierung hat die Äußerungen aus den USA zur Kenntnis
genommen, und sie kommentiert diese nicht.

Frage: Frau Fietz, ich möchte fragen, wie die Bundesregierung den Schritt
des neuen ukrainischen Präsidenten Selensky bewertet, das Parlament
aufzulösen, und wann man einen Besuch von Herrn Selensky in Deutschland
erwarten kann.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich noch mal ganz grundsätzlich sagen, weil ja
heute auch die Amtseinführung ist, dass die Bundeskanzlerin Herrn Selensky
zur Einführung in das Amt des Staatspräsidenten der Ukraine gratuliert.
Nach den demokratischen Wahlen geht er mit einem starken Mandat ins Amt,
wofür wir ihm Mut und eine glückliche Hand wünschen.

Die Beziehungen zwischen unseren beiden Staaten sind eng, und die
Bundeskanzlerin unterstreicht, dass Deutschland auch in Zukunft der Ukraine
auf dem Weg der Reformen und in ihrem Recht auf Souveränität und
territoriale Integrität tatkräftig zur Seite stehen wird. Dies gilt auch im
Rahmen des Normandie-Formats, bei dem wir zusammen mit unserem Partner
Frankreich weiter um die dringend erforderlichen Fortschritte ringen.

Wir hatten Ihnen bereits mitgeteilt, dass es zeitnah einen Besuch des
ukrainischen Präsidenten in Berlin geben soll. Die Kanzlerin freut sich
darauf, ihn auch persönlich kennenzulernen. Ein genauer Termin dafür steht
allerdings noch nicht fest. Wir werden ihn wie gewohnt in der Vorwoche, auf
jeden Fall rechtzeitig, veröffentlichen.

Zusatzfrage: Hat die Bundeskanzlerin auch mit Herrn Selensky telefoniert?

SRSin Fietz: Ja, sie hat mit ihm telefoniert. Zum einen hatten wir am
Ostermontag, 22. April, schriftlich zur Wahl gratuliert. Am 23. April hat
die Bundeskanzlerin mit Herrn Selensky telefoniert und ihm noch mal zu
seinem Wahlerfolg gratuliert. Da hat sie auch schon betont, das Ergebnis
der demokratischen Wahlen gebe ihm ein starkes Mandat. Beide würdigten in
diesem Telefonat die engen Beziehungen zwischen der Ukraine und
Deutschland.

Zusatzfrage: Aber heute oder gestern haben die beiden nicht telefoniert?

SRSin Fietz: Davon kann ich Ihnen nichts berichten.

Vorsitzende Wefers: Es gab noch die Frage zur Parlamentsauflösung.

SRSin Fietz: Wir haben diese Ankündigung heute Morgen zur Kenntnis
genommen, haben aber im Moment bei dieser sehr frischen innenpolitischen
Entwicklung in der Ukraine noch keinen Anlass gesehen, diese von hier aus
zu kommentieren.

Frage: Jetzt will ich genau zu derselben Sache auch das Auswärtige Amt noch
mal befragen. Vielleicht können Sie auch noch sagen, warum niemand aus der
Bundesregierung oder auch nicht der Bundespräsident an der Amtseinführung
teilgenommen hat. Einige Länder haben offizielle Vertreter dorthin
geschickt. Angesichts der - zumindest vorherigen - Enge der bilateralen
Beziehungen zwischen Deutschland und der Ukraine hätte es auf der Hand
gelegen, dass man so etwas möglicherweise macht. Warum hat man sich also
dagegen entschieden?

Breul: Ich glaube, das war keine Entscheidung dagegen. Das war der Tatsache
geschuldet, dass diese Terminansetzung sehr kurzfristig erfolgte. Ohne dass
ich hier über den Terminkalender der Bundeskanzlerin oder des
Bundespräsidenten Auskunft geben könnte, glaube ich schon zu wissen, dass
Terminkalender sich in der Regel nicht wenige Tage vorher füllen, sondern
eher Wochen oder Monate im Vorhinein.

Zudem möchte ich noch mal klarstellen, dass wir sehr hochrangig vertreten
sind. Bundespräsident a. D. Wulff nimmt teil. Ich darf um Verständnis für
die Gepflogenheiten des Protokolls werben. Danach ist ein ehemaliges
Staatsoberhaupt nach dem aktuellen Staatsoberhaupt mit das Höchste, was man
bekommen kann. Daher möchte ich zurückweisen, dass wir nicht hochrangig
präsent seien. Wir sind sehr hochrangig präsent.

Wir sind froh, dass Bundespräsident a. D. Wulff für diese Veranstaltung zur
Verfügung steht, und werden selbstverständlich so schnell wie möglich auch
auf aktiver politischer Ebene den Kontakt zum neuen Präsidenten und dann
gegebenenfalls zur neuen Regierung in der Ukraine suchen.

Zusatzfrage: Hatten Sie erwartet, dass die Parlamentsauflösung kommt und
dass sie so schnell kommt?

Breul: Ehrlich gesagt, möchte ich da nicht tiefer in das Prozedere der Rada
eintauchen. Die Neuwahlen standen ohnehin an; die regulären Wahlen stehen
in wenigen Monaten an. Man hat sich jetzt für diesen Weg entschieden, um
das politische Mandat des neuen Präsidenten dann auch entsprechend mit
einer Parlamentswahl zu unterlegen, wie auch immer das ukrainische Volk
sich entscheidet.

Das ist, glaube ich, eine Entscheidung, die das ukrainische Parlament
treffen kann und die jetzt im ersten Schritt auf den ersten Blick logisch
erscheint.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich nur kurz noch ergänzen: Dass der Terminplan
der Kanzlerin schon sehr voll war, ist durchaus richtig. Wir hatten Ihnen
ja angekündigt, dass die Kanzlerin heute Morgen bei dem bereits lange für
heute geplanten Besuch bei der Bundeswehr in Munster ist.

Frage: Das ist jetzt vor allem eine Frage ans Wirtschaftsministerium,
später aber auch ans Außenministerium. Es zeigen sich jetzt die Folgen des
amerikanischen Verbots für IT- und Telekommunikationsfirmen, weiter mit
Huawei zusammenzuarbeiten; auch Infineon hat seine Zusammenarbeit
eingestellt, ebenso einige amerikanische Konzerne.

Wie besorgt sind Sie, dass das eine ähnliche Auswirkung hat wie beim Iran,
wo deutsche Firmen jetzt in Zugzwang geraten und ihre Zusammenarbeit mit
China oder chinesischen Firmen, in diesem Fall Huawei, einstellen müssen?

Einhorn: Der Fall, den Sie ansprechen, der heute auch in den Medien war,
ist erst mal eine interne unternehmerische Entscheidung, die wir hier
zunächst mal nicht kommentieren. Wir sind dabei, zu prüfen, welche
Auswirkungen das eventuell für deutsche Unternehmen hat.

An unseren eigenen Sicherheitsvorkehrungen und dem Sicherheitskatalog, den
die BNetzA zuletzt mit den Partnern und dem BSI abgestimmt hat, ändert sich
erst mal nichts. An unserer Einschätzung, was den Ausbau der deutschen
Infrastruktur angeht, ändert sich zunächst auch nichts.

Zusatzfrage: Sind irgendwelche Hilfen angedacht, ähnlich wie im Falle Iran,
wo man versucht hat, mit diesem Special Purpose Vehicle Wege zu finden, um
deutschen Firmen weiter eine Zusammenarbeit mit Huawei zu ermöglichen?

Einhorn: Nein. Also, wie gesagt: Wir prüfen das jetzt erst einmal. Bisher
sehe ich da noch keinen direkten Zusammenhang oder keine Notwendigkeit, da
jetzt etwas zu unternehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Finanzministerium: Es gab einen Bericht
im "Spiegel", dass der Finanzminister im Koalitionsausschuss vorgeschlagen
hat, die Tabaksteuer ab nächstem Jahr zu erhöhen. Können Sie diesen Bericht
bestätigen?

Kolberg: Wie immer äußern wir uns nicht zu Spekulationen in den Medien. Von
daher kann ich hier keine Neuigkeiten verkünden.

Zusatzfrage: Okay. Dann stelle ich die Frage anders. Ich nehme den
"Spiegel" weg.

Gibt es im Finanzministerium Pläne für eine Erhöhung der Tabaksteuer? Wie
könnten sie aussehen?

Kolberg: Ich verweise auf meine Äußerung von vor 20 Sekunden.

Zusatz: Die bezog sich allerdings auf Medienberichte. Jetzt frage ich ja - -
 -

Kolberg: Sie haben jetzt den Bezug herausgenommen. Aber trotzdem geht es
genau darum. Deswegen habe ich hier keine Neuigkeiten für Sie.

Zusatzfrage: Okay. Sie können ausschließen, dass es Pläne im
Finanzministerium zur Erhöhung der Tabaksteuer gibt?

Kolberg: Ich habe mich eben geäußert und habe dem nichts hinzuzufügen.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich nur ganz grundsätzlich sagen: Priorität haben
für die Bundesregierung aus dem Bereich Steuern jetzt erst einmal die
Reform der Grundsteuer und der Einstieg in die Abschaffung des
Solidaritätszuschlags. Die Tabaksteuer findet sich nicht im
Koalitionsvertrag. Aber wenn es dazu Gesprächsbedarf in der Koalition gibt,
wird die Koalition natürlich darüber reden.

Zusatzfrage: Frau Fietz, würden Sie eigentlich sagen, dass die Erhöhung der
Tabaksteuer dem Prinzip widerspricht, dass diese Bundesregierung eine
Erhöhung von Steuern abgelehnt hat?

SRSin Fietz: Ich kann dazu nur ganz grundsätzlich sagen, dass die
Tabaksteuer eine klassische Lenkungssteuer ist, zu deren Wirksamkeit und
Ausgestaltung ein regelmäßiger Prüfprozess stattfindet. Das würde dann auch
im Falle, dass man darüber diskutieren wollte, in Betracht genommen und in
die Diskussion einfließen.

Frage: Darf ich das so verstehen, dass eine sogenannte Lenkungssteuer nicht
von dem grundsätzlichen Ausschluss, Steuern nicht zu erhöhen, betroffen
wäre?

SRSin Fietz: Ich kann nicht mehr dazu sagen als das, was ich gerade gesagt
habe, dass die Tabaksteuer nun einmal eine klassische Lenkungssteuer ist
und dass man Wirksamkeit und Ausgestaltung regelmäßig prüfen muss.

Vorsitzende Wefers: Gibt es weitere Fragen zur Tabaksteuer? - Das scheint
mir nicht der Fall zu sein.

Frage: Die USA haben ja seit diesem Monat das Embargo gegen Kuba mit der
Aktivierung des dritten Titels des Helms-Burton-Gesetzes nochmals
verschärft, was auch direkt deutsche Unternehmen und Investitionen ins
Visier nimmt. Mich würde interessieren: Wie bewertet denn die
Bundesregierung aus völkerrechtlicher Perspektive diese Aktivierung des
Helms-Burton-Gesetzes gegen Kuba und auch in Kuba tätige deutsche
Unternehmen? - Das war der erste Teil.

Der zweite Teil der Frage geht vermutlich ans Wirtschaftsministerium. Was
plant die Bundesregierung, um deutsche Unternehmen vor diesen
extraterritorialen Gesetzen der USA zu schützen?

Breul: Ich muss Sie leider enttäuschen. Das muss ich Ihnen nachreichen. Da
das schon ein paar Wochen zurückliegt, habe ich heute keine aktuelle
Unterlage dabei. Das machen wir entweder im Nachgang oder am Mittwoch.

Zusatzfrage: Aber das Wirtschaftsministerium war ja noch angefragt.

Einhorn: Genau. Aktuell zu Kuba kann ich Ihnen auch nichts sagen. Das
können wir eventuell nachreichen. Klar ist aber, dass wir generell sagen,
dass wir extraterritoriale Wirkungen von nationalen Gesetzen ablehnen.

Zusatzfrage: Die EU-Kommission hat es ja schon entsprechend verurteilt.
Spanien hat ebenfalls schon einige Gesetze erlassen, um spanische
Unternehmen zu schützen. Dementsprechende Planungen zum Schutz deutscher
Unternehmen gibt es also nicht?

Einhorn: Wie gesagt: Das kann ich Ihnen gerade nicht mitteilen. Wir hören
nach und reichen die Antwort gegebenenfalls nach.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Die italienischen Behörden haben
die "Sea-Watch 3" beschlagnahmt. Wie bewerten Sie die Beschlagnahme? Was
bedeutet das für die Situation der Flüchtlinge im Mittelmeer?

Breul: Zunächst einmal sind wir erleichtert, dass alle Personen, die sich
auf der "Sea-Watch" befanden, gerettet wurden und in Sicherheit an Land
sind. Die Kommission hat jetzt die weitere Koordinierung aufgenommen.

Was die Verteilung der Geretteten auf die Länder der Europäischen Union
angeht: Aktuell wie in der Vergangenheit gilt, dass die Bundesregierung
bereit ist, sich solidarisch an einer europäischen Lösung zu beteiligen. Es
bleibt weiter dringend - das möchte ich hinzufügen -, dass wir in Europa zu
einem geregelten und transparenten Verfahren bei der Ausschiffung von
Geretteten kommen.

Zu der Beschlagnahmung kann ich Ihnen im Grunde genommen nicht viel sagen.
Das ist ein Verfahren in einem EU-Mitgliedsland, zu dem wir nicht Stellung
nehmen können. Wir hoffen jetzt natürlich auf eine rasche Klärung. Wie Sie
wissen, fährt das Schiff ja nicht unter deutscher, sondern unter
niederländischer Flagge.

Zusatzfrage: Wie plant denn Deutschland, die deutsche Regierung, die
prekäre Situation im Mittelmeer zu lösen, vor allem ja auch nach dem Ende
der maritimen Komponente von "Sophia". Gibt es Pläne, wie Sie da auf
europäischer Ebene vorgehen wollen? Sehen Sie irgendein Licht am Horizont?

Breul: Von Licht am Horizont kann ich Ihnen heute leider nicht berichten.
Nichtsdestotrotz lassen wir in unseren Bemühungen nicht nach, da einen
europäischen Mechanismus zu finden, um aus dieser Lage herauszukommen, dass
wir jedes Mal ad hoc eine Lösung finden. Da, wie gesagt, kann ich Ihnen
noch nicht vom Licht am Ende des Tunnels berichten.

Wie Sie wissen, ist einer unserer Prioritäten natürlich auch, das
Schleusertum zu bekämpfen, um die Leute in ihrem schmutzigen Geschäft zu
stoppen, die Menschen bewusst in diese Notlage auf dem Mittelmeer bringen.
Wir sind weiter engagiert dabei, insbesondere auf libyscher Seite,
Verbesserungen in Flüchtlingslagern zu erreichen, aber natürlich auch bei
der Seenotrettung durch die libysche Küstenwache.

Frage: Noch einmal zum konkreten Fall an das Auswärtige Amt, vielleicht
auch ergänzend ans Innenministerium. Auch wenn es natürlich ein Verfahren
vor den italienischen Behörden ist: Versuchen Sie in dem Fall auf
diplomatischen Kanälen zur italienischen Regierung zu sprechen, um eine
glimpfliche Lösung zu finden?

Die zweite Frage an beide, da das ja nicht der erste Fall ist: Würden Sie
deutschen Flüchtlingshelfern noch empfehlen, im Mittelmeer Rettungsaktionen
zu starten?

Schmidt: Ich kann vielleicht noch einmal bekräftigen, was der Kollege eben
schon ausgeführt hat, dass wir auf allen Ebenen, in allen europäischen
Gremien, versuchen, mit Nachdruck auf eine zügige europäische Lösung
hinzuwirken. Das haben wir, glaube ich, mehrfach deutlich gemacht.

Wir haben an dieser Stelle auch schon gesagt, dass die Bundesregierung sich
insgesamt gegen eine pauschale Kriminalisierung der Tätigkeit privater
Seenotretterinnen und Seenotretter wendet. Aber da bitte ich um Ihr
Verständnis, dass wir Verfahren, die ein niederländisches Schiff auf
italienischem Boden oder in italienischem Gewässer betreffen, nicht weiter
kommentieren.

Wie sollten wir eine Empfehlung, sich humanitär zu engagieren, nicht geben?
Natürlich ist das klar. Aber deutlich ist auch: Jeder, der dieses tut, muss
die entsprechenden Risiken für sich selber abschätzen. Eine pauschale
Kriminalisierung von Personen, die sich in diesem Bereich organisieren,
lehnen wir aber ganz klar ab.

Frage: Herr Breul, Sie haben gerade davon gesprochen, dass Sie sich für
Verbesserungen in Libyen einsetzen wollen. Wie sieht das konkret aus? Warum
- das wäre jetzt vielleicht eine grundsätzliche Frage an Frau Fietz -
halten Sie nach wie vor an einer Zusammenarbeit mit Libyen fest, wenn es
darum geht, die Menschen daran zu hindern, nach Europa zu kommen?

SRSin Fietz: Ganz grundsätzlich gesprochen setzt sich die Bundesregierung
gemeinsam mit der EU und dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen
und der Internationalen Organisation für Migration beständig dafür ein, die
humanitäre Situation von Flüchtlingen und Migranten in Libyen zu
verbessern, die freiwillige Rückkehr und Reintegration von Migranten in
ihre Heimatländer zu fördern und sichere, legale Wege für schutzbedürftige
Flüchtlinge zu stärken.

Insbesondere unterstützt sie zum Beispiel das vom Flüchtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen betriebene Transitzentrum für besonders schutzbedürftige
Flüchtlinge in Tripolis. Von dort werden diese Schutzbedürftigen evakuiert
und dann im Wege des Resettlements in Sicherheit und Schutz in andere
Staaten gebracht.

Deutschland hat in der Vergangenheit bereits ein Kontingent von 300
Personen zur Verfügung gestellt. Bei ihrem Besuch in Niamey zu Anfang des
Monats hat die Bundeskanzlerin die Bereitschaft erklärt, weitere
schutzbedürftige Flüchtlinge aufzunehmen.

Ich denke, das ist eine Grundlage dafür, wie wir in Libyen vor Ort helfen
wollen, was natürlich auch voraussetzt, dass wir mit Libyen in irgendeiner
Form weiter zusammenarbeiten.

Breul: Ich kann noch hinzufügen - das wird, denke ich, für Sie nichts Neues
sein -, dass die Situation im Lande natürlich sehr schwierig ist. Es ist
ein Land im Kriegszustand, ein Land, in dem die Zentralregierung überhaupt
nur einen gewissen Teil des Landes kontrollieren kann. Wir arbeiten vor Ort
mit den UN-Organisationen zusammen, mit der IOM und dem UNHCR, und
versuchen zu unterstützen. Aber selbstverständlich hat das für ein Land in
einer solchen Situation für uns Grenzen, das will ich nicht verhehlen.

Ich will, weil das, obwohl das eigentlich im Bereich des BMI liegt, auch
ein Aspekt ist, der, wie ich finde, Erwähnung finden sollte, noch
dazusagen, dass sich Deutschland gemeinsam mit Frankreich mit insgesamt 10
200 Plätzen an dem größten Resettlementprogramm der EU in Libyen beteiligt

Schmidt: Ich darf an der Stelle zum Resettlementprogramm, auf das der
Kollege völlig richtig hingewiesen hat, noch ergänzen, dass wir mit den 10
200 Plätzen, die wir angeboten haben, schon seit Langem in substanziellem
Umfang der humanitären Verpflichtung nachkommen, Schutzbedürftige im Wege
des Resettlements und im Wege humanitärer Aufnahmeprogramme aufzunehmen.

Dieses Resettlement zielt darauf ab, besonders schutzbedürftigen Menschen,
die aus ihrer Heimat in einen Drittstaat geflohen sind, aber dort keine
dauerhafte Lebensperspektive haben, eine neue Perspektive in einem
Aufnahmestaat, in diesem Falle in Deutschland, zu eröffnen. Es ist ein
wichtiger Baustein des Gesamtansatzes der Migrationspolitik, der von allen
Beteiligten in der Region gefahren wird. Legale, geordnete Zugangswege
treten an die Stelle irregulärer Einreisen, mit denen die betroffenen
Personen ihr Leben riskieren. Das ist ein wichtiger Punkt. Das Resettlement
ist unter dem Aspekt der humanitären Verantwortung und einer
internationalen Verantwortlichkeit zur Entlastung stark betroffener
Erstaufnahmestaaten aus unserer Sicht von großer Bedeutung.

SRSin Fietz: Lassen Sie mich mit Blick auf die Seenotretter noch kurz
ergänzen - das ist hier schon öfter betont worden -, dass auf See natürlich
jeder das Recht und die Pflicht hat, Menschen aus Not zu retten. Die
Bundesregierung beteiligt sich deshalb ausdrücklich nicht an einer
Stigmatisierung privater Seenotretter. Das humanitäre Engagement für die
Rettung von Menschenleben auf See verdient Respekt.

Klar ist allerdings, dass dieses Engagement im Einklang mit geltendem Recht
stehen muss. Es muss auch deutlich werden, dass die Seenotrettung kein
Instrument sein kann, mit dem man Migration steuern könnte.

Generell appelliert die Bundesregierung an alle Seenotretter, sich nicht
selbst in Gefahr zu bringen und dem falschen Eindruck entgegenzutreten,
dass eine Rettung stets gewährleistet werden könne. Sonst werden nur noch
mehr Menschen die lebensgefährliche Überfahrt wagen. Nutznießer wären in
diesem Falle in erster Linie kriminelle Schleuser.

Frage: Sie haben das Resettlementprogramm und die 10 200 Plätze
angesprochen. Wie viele Personen hat Deutschland bisher im Rahmen dieses
Resettlementprogramms aufgenommen?

Schmidt: Eine Übersicht über die Kontingente 2018 und 2019:

6000 Personen durch humanitäre Aufnahme aus der Türkei im Rahmen des 
Eins-zu-eins-Mechanismus der EU-Türkei-Erklärung. Davon sind bisher 3197
Personen aufgenommen. Das Programm läuft weiter mit durchschnittlich etwa
250 Aufnahmen monatlich.

Eben angesprochen wurden auch die weiteren 300 Resettlementaufnahmen von
Schutzsuchenden aus Libyen durch einen "Emergency-Transit"-Mechanismus. Die
Auswahl erfolgte 2018. Davon sind bisher 276 Personen in Deutschland
eingereist. Soweit diese Personen in Einzelfällen, zum Beispiel aus
medizinischen Gründen, noch nicht einreisen konnten, werden Sie zu seinem
späteren Zeitpunkt nach Deutschland kommen.

Neu sind 300 weitere Resettlementaufnahmen von Schutzsuchenden aus Libyen,
die in enger Einbindung mit dem UNHCR jetzt vorgenommen werden. Einen
konkreten Zeitplan gibt es dazu allerdings noch nicht.

Weitere rund 2900 Resettlementaufnahmen aus Ägypten, Äthiopien, Jordanien,
Libyen sind 2019 in Vorbereitung. Wir werden wahrscheinlich im Juni mit dem
Beginn der ersten Mission dazu auch Fortschritte in diesem Bereich sehen.

Daneben darf ich auf 500 Plätze durch ein Landesaufnahmeprogramm des
Bundeslandes Schleswig-Holstein verweisen sowie auf das neue Pilotprojekt
"Neustart im Team", das wir vor Kurzem vorgestellt haben. Auf Bundesebene
werden mit Hilfe privater Sponsoren weitere 500 Plätze zur Verfügung
gestellt.

Zusatzfrage: Mich hat die explizite Zahl zu Libyen interessiert. Wie viele
sind für Libyen vorgesehen? Ich habe verstanden, dass bis jetzt zugesagt
worden ist, dass man 300 im Rahmen des Resettlementprogramms nach
Deutschland holt. Wie viele sind davon für Libyen vorgesehen?

Schmidt: Es gab bisher 300 Resettlementaufnahmen aus Libyen - 276 sind
schon hier -, und es gibt jetzt eine weitere Zusage über 300 Plätze für
Resettlementaufnahmen aus Libyen.

Frage: Für den 28. Mai plant das Auswärtige Amt die große
Lateinamerikakonferenz. Welche Relevanz hat dabei das Thema Venezuela? Ist
das Teil der Agenda?

Breul: Das kann ich Ihnen aus dem Stehgreif, ehrlich gesagt, nicht
beantworten. Die Agenda wird sicherlich auch von aktuellen politischen
Entwicklungen mitgeprägt werden. Von daher möchte ich Sie dazu noch um ein
bisschen Geduld bitten. Aber darüber können wir gern noch einmal reden.

Zusatzfrage: Explizit nicht eingeladen wurde der venezolanische
Außenminister. Damit verzichtet man ja auf eine Möglichkeit. Alle anderen
lateinamerikanischen Außenminister wurden eingeladen. Was ist die
Motivation des Auswärtigen Amtes dafür, gerade den venezolanischen
Außenminister nicht einzuladen?

Breul: Wir haben derzeit keine politischen Kontakte mit dem Maduro-Regime.

Montag, 20. Mai 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 20. Mai 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-20-mai-2019-1613218
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FINANZEN/2228: Scholz wird zur Gefahr für den Wohlstand von morgen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Mai 2019

DÜRR: Scholz wird zur Gefahr für den Wohlstand von morgen



Zu den Äußerungen von Bundesfinanzminister Scholz zu Steuersenkungen
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Bundesfinanzminister Scholz trägt einmal mehr seine politische
Kurzsichtigkeit zur Schau. Damit wird er angesichts des Abschwungs
zur Gefahr für den Wohlstand von morgen. Das ist völlig
unverantwortlich. Statt Unternehmen und Bürger zu entlasten, legt
Scholz einfach die Hände in den Schoß. Doch gerade jetzt muss die
deutsche Wirtschaft gestärkt werden, damit es nicht zu einer
Rezession kommt. Dafür müssen endlich die Steuern gesenkt werden. Die
FDP-Fraktion fordert konkret die vollständige Abschaffung des Soli
bis 2020. Zudem brauchen wir eine umfassende
Unternehmenssteuerreform, um die Wettbewerbsfähigkeit unserer
Wirtschaft zu verbessern. Die Große Koalition darf nicht länger von
der Substanz leben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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INNEN/4757: Seehofers Vorschläge sind purer Aktionismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Mai 2019

KUHLE: Seehofers Vorschläge sind purer Aktionismus



Zum 7-Punkte-Plan von Bundesinnenminister Seehofer erklärt der
innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Vorschläge von Bundesinnenminister Seehofer zu den dringenden
Sicherheitsproblemen in unserem Land sind purer Aktionismus. Er will
dem Handel mit Drogen und Waffen im Darknet mit einem neuen
Straftatbestand begegnen, obwohl derartiges Verhalten bereits
strafbar ist. Sein Vorschlag, kriminellen Clans mit einem Aktionsplan
entgegenzutreten, kommt viel zu spät. Hier hatten die Innenminister
der Union fast 14 Jahre lang Zeit, aktiv zu werden. Um Kriminelle
dingfest zu machen, muss die Polizei besser ausgestattet und das
geltende Recht angewendet werden. Da Familienclans nicht vor
Ländergrenzen Halt machen, dürfen sich Polizei und Gerichte durch den
Föderalismus nicht selbst behindern. Im Rahmen einer
Föderalismusreform gehört die gesamte Sicherheitsarchitektur von Bund
und Ländern auf den Prüfstand. Zudem brauchen wir ein echtes
europäisches Kriminalamt, damit Organisierte Kriminalität,
Terrorismus und Online-Kriminalität in Europa grenzüberschreitend
besser bekämpft werden können."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4767: "Tschüss Kohle" erst in zehn Jahren? Deiche bauen reicht nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Mai 2019

"Tschüss Kohle" erst in zehn Jahren? Deiche bauen reicht nicht!



SPD und Grüne haben ihre Vereinbarung mit der Volksinitiative "Tschüss
Kohle" öffentlich gemacht. Kernpunkt ist der Ausstieg aus der
kohlebasierten Wärmeproduktion für die stadteigene Erzeugung und das
zentrale Fernwärmenetz bis 2030. "Das ist einfach nicht genug und es
ist zu spät", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wenn der
Kohleausstieg angeblich selbst im reichen Hamburg nicht bis 2025
möglich ist, wo Erzeugung und Netz der Stadt gehören, wo soll dann
überhaupt noch das Pariser Klimaschutzabkommen eingehalten werden?"

Dass das Kohleheizkraftwerk Wedel bis 2024 oder gar 2025 weiterlaufen
soll, sei ein Unding, so Jersch: "Vattenfall hat Hamburg in die Falle
gelockt. Der Kohleausstieg wurde hinausgezögert und die Stadt muss nun
für einen vermutlich hohen zweistelligen Millionenbetrag nachrüsten -
für gerade mal drei Jahre Restlaufzeit. Das ist unverantwortliches
Amateurtheater aus der Umweltbehörde."

Jersch dankt den Akteur_innen von "Tschüss Kohle" für ihren langen
Atem bei den Verhandlungen mit der Regierungskoalition: "Das Drängen
der Bevölkerung auf einen schnellen Wandel in der Klimapolitik werden
auch Senat, SPD und Grüne irgendwann nicht mehr ignorieren können.
Immer nur Deiche bauen geht nicht."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2386: Bundeswehr in Schulen (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Bundeswehr in Schulen



11.4.2019 - Der Landtag hat in einer Aktuellen Stunde über Besuche der
Bundeswehr in Schulen diskutiert. Der Debatte lag ein Antrag von CDU
und FDP zugrunde ("NordrheinWestfalen steht zu unserer
Parlamentsarmee", 17/5695). Die Fraktionen bezogen sich auf einen
Beschluss der Berliner SPD, die Bundeswehr von Besuchen in Schulen
auszuschließen. Zudem habe die NRW-Vorsitzende der Gewerkschaft GEW
die Landesregierung aufgefordert, die Kooperationsvereinbarung mit der
Bundeswehr zu kündigen. Der Beschluss aus Berlin habe ihn
"verständnislos und betroffen" gemacht, sagte Dietmar Panske
(CDU). Franziska Müller-Rech (FDP) stellte fest, dass die
Bundeswehr an Schulen einen wichtigen Beitrag zur politischen Bildung
leiste. Andreas Bialas (SPD) sagte: "Es wäre Unsinn, nicht auf
die Profis zurückzugreifen." Den Jugendlichen in der Oberstufe sei der
Diskurs mit der Bundeswehr durchaus zuzutrauen, betonte Sigrid
Beer (Grüne). Helmut Seifen (AfD) nannte die Bundeswehr
einen "wichtigen Akteur im politischen Feld". Schulministerin
Yvonne Gebauer (FDP) bezeichnete die Kooperation als
"Erfolgsmodell".

 * 

Quelle:

Landtag intern 4 - 50. Jahrgang, 16.04.2019, S. 4

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf
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RHEINLAND-PFALZ/5151: Kita-Novelle - Bildungsministerin Hubig bestätigt Kritikpunkte der CDU (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.05.2018

Interview in RZ und TV zur Kita-Novelle

Simone Huth-Haage: Frau Hubig bestätigt die Kritikpunkte der
CDU-Landtagsfraktion



Zum heute in der Rhein-Zeitung und im Trierischen Volksfreund
erschienen Interview mit Bildungsministerin Hubig und den
Oberbürgermeistern von Bad Dürkheim und Trier zur Kita-Novelle erklärt
die familienpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Simone
Huth-Haage:

"Nun wird zugegeben, dass als Blaupause des Gesetzes eine Großstadt,
nämlich Trier, gedient hat. Die Regelung des neuen Kita-Gesetzes wurde
also an der Situation von Städten ausgerichtet. Der ländliche Raum mit
kleinen Kindertagesstätten, einer geringeren Auslastung und oft
weniger Ganztagsplätzen stand für die Landesregierung nicht im Fokus.
Zudem gibt sie zu, dass es zu Verschlechterungen vor Ort kommen kann.
Ein ganzer Jugendamtsbezirk muss sogar nach Aussage der Ministerin mit
weniger Personal rechnen! Zudem rudert sie zurück: Nun soll es nicht
mehr heißen, keine Kita stelle sich schlechter, sondern, fast kein
Jugendamtsbezirk. Das bedeutet konkret, dass es innerhalb der
Jugendamtsbezirke möglicherweise Gewinner aber ganz sicher viele
Verlierer der Kita-Novelle geben wird.

Trotz der zur Schau gestellten parteipolitischen Solidarität, wissen
die beiden SPD-Kommunalpolitiker, dass das Gesetz Sprengraft enthält.
Denn sonst würde Herr Glogger (Bad Dürkheim) nicht einräumen, dass er
sehr wohl einen Investitionsbedarf in den Kitas sieht, wenn die Zahl
der Kinder, die ein Mittagessen in Anspruch nehmen, ansteigt. Dieser
Anstieg ist aber zwangsläufig, wenn man die Bedarfe der Eltern
betrachtet und die Einführung eines sehr begrüßenswerten Anspruchs auf
Mittagsbetreuung. Dann stehen auch Trier und Bad Dürkheim jeweils
schnell vor einem sechsstelligen Investitionsbedarf. Dass Herr Leibe
(Trier) in dieser Situation noch immer großes Vertrauen in die
Landesregierung setzt, kann nur seinen Erfahrungen aus
Baden-Württemberg geschuldet sein. In Rheinland-Pfalz hat die
Landesregierung ihren Kredit bei den Kommunen längst verspielt. Zu
häufig bleibt sie Mittel schuldig und musste erst durch Klagen an ihre
Finanzierungsverpflichtungen gegenüber den Kommunen erinnert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





RECHT/709: Transparenzregister - Gesetzesinitiative gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Transparenzregister: Gesetzesinitiative gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche



Bundesfinanzminister Olaf Scholz bringt ein Bündel von Maßnahmen zur
Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Geldwäsche auf den Weg. Durch
die Einführung öffentlich zugänglicher Transparenzregister werden
künftig die Hintermänner von Briefkastenfirmen leichter aufgedeckt.

"Bundesfinanzminister Olaf Scholz bringt mit seiner Gesetzesinitiative
zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten
EU-Geldwäscherichtlinie ein Bündel von Maßnahmen gegen
Steuerhinterziehung und Geldwäsche auf den Weg.

Das Transparenzregister wird künftig für die gesamte Öffentlichkeit
zugänglich sein. Damit können die Hintermänner von Briefkastenfirmen,
die für die Verschleierung illegaler Geldströme genutzt werden,
leichter aufgedeckt werden. Banken, Vermögensverwalterinnen und
Vermögensverwalter oder Immobilienmaklerinnen und Immobilienmakler
müssen festgestellte Unstimmigkeiten in Bezug auf das
Transparenzregister künftig melden, sowie bei der Begründung einer
neuen Geschäftsbeziehung einen Registernachweis beibringen.

Zudem werden neben Banken und Maklerinnen und Makler auch Anbieter von
elektronischen Geldbörsen und Internetplattformen, die den Umtausch
von virtuellen Währungen wie zum Beispiel Bitcoin in gesetzliche
Währungen organisieren, zur Abgabe von Verdachtsmeldungen
verpflichtet. Dies ist ein wichtiger Schritt zur besseren Bekämpfung
von Geldwäsche."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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SCHULE/768: Nordrhein-Westfalen - Stärkung der Informatik bleibt ein reines Lippenbekenntnis (GI)


Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - Pressemitteilung vom 21. Mai
2019

Digitale Bankrotterklärung in NRW: 

Angekündigte Stärkung der Informatik in Schulen bleibt ein reines
Lippenbekenntnis

Die Landesregierung verspielt ihre Chance zur Stärkung des Digitalstandorts
Nordrhein-Westfalen: Informatik muss zum Pflichtfach in allen Schultypen
werden.



Bonn, 21. Mai 2019 - Heute beschäftigt sich der Ausschuss für Schule und
Bildung im nordrhein-westfälischen Landtag in Düsseldorf mit dem Entwurf
der Vierten Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung
Sekundarstufe I (APO-S I). Dieser sieht Informatik lediglich als Wahlfach
im Gymnasium vor. Im Koalitionsvertrag hatte die Landesregierung
angekündigt, den Informatikunterricht in allen Schulformen zu stärken und
die Vermittlung von Fähigkeiten im Programmieren als elementaren
Bestandteil im Bildungssystem verankern.

In der geänderten Stundentafel heißt es, dass zwei im
naturwissenschaftlichen Bereich nicht gebundene Unterrichtsstunden für die
Stärkung der informatischen Bildung eingesetzt werden können. Damit werden
aber nicht alle Schülerinnen und Schüler erreicht. Die Fächer Biologie,
Physik und Chemie hingegen müssen demnach, mit jeweils mindestens sieben
Stunden unterrichtet werden. Zwar ist an vielen Stellen die fachbezogene
Nutzung digitaler Medien vorgesehen, eine Einbeziehung von
Informatikkompetenzen in die Lehrpläne der Fächer ist jedoch nahezu nicht
erfolgt. Das Land NRW setzt auf einen rein fächerintegrierten Ansatz.
Andere Bundesländer wie Baden-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen haben neben der fächerintegrierten Verwendung digitaler Medien
zusätzlich ein eigenes Pflichtfach Informatik eingerichtet, um die dringend
benötigten Kompetenzen zu vermitteln.

Prof. Dr. Torsten Brinda, Sprecher des Fachbereichs "Didaktik der
Informatik/Informatik und Ausbildung" der Gesellschaft für Informatik: "Was
in NRW derzeit am Gymnasium passiert, ist ein echtes Problem im Hinblick
auf die Ausgestaltung des digitalen Wandels und die Zukunftschancen junger
Menschen. Ohne ein Pflichtfach Informatik hätten die für das Verstehen und
Mitgestalten des digitalen Wandels dringend benötigten
Informatikkompetenzen in den Lehrplänen etablierter Pflichtfächer verankert
werden müssen, damit alle Schülerinnen und Schüler im Land diese erwerben
können. Nun liegen die Lehrplanentwürfe vor und das ist nicht erfolgt. Den
anderen Fächern kann man diesbezüglich jedoch keinen Vorwurf machen, da
deren Lehrkräfte, sofern sie nicht zufällig selbst Informatik als zweites
Fach unterrichten, gar nicht dafür ausgebildet sind. Die vom Landtag NRW
2017 beschlossene und von der derzeitigen Landesregierung angekündigte
Stärkung von Informatikunterricht bleibt somit ein reines Lippenbekenntnis.
Wenn es NRW mit der in der Digitalstrategie NRW angekündigten nationalen
Führungsrolle im Bereich der Digitalisierung ernst meint, sollte es auch so
handeln, sonst wird es zum digitalen Pflegefall."

Unter www.informatiknrw.de fordert ein breites Bündnis von Digitalexperten
und -verbänden die Aufnahme von Informatik als Pflichtfach in die
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe
I (APO-S I) in Nordrhein-Westfalen und fordert die Landesregierung sowie
die Landtagsabgeordneten auf, den Anforderungen der zunehmenden digitalen
Vernetzung endlich im Schulcurriculum Rechnung zu tragen. Bereits über
1.000 Einzelpersonen und Institutionen unterstützen diese Forderungen.
Die Stellungnahme von Prof. Dr. Torsten Brinda im Ausschuss für Schule und
Bildung im nordrhein-westfälischen Landtag zum Entwurf der Vierten
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe
I (APO-S I) ist zu finden unter:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-1499.pdf


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste Fachgesellschaft
für Informatik im deutschsprachigen Raum. 2019 feiert die GI ihr
50-jähriges Gründungsjubiläum. Seit 1969 vertritt sie die Interessen der
Informatikerinnen und Informatiker in Wissenschaft, Wirtschaft,
öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und Politik. Mit 14 Fachbereichen,
über 30 aktiven Regionalgruppen und unzähligen Fachgruppen ist die GI
Plattform und Sprachrohr für alle Disziplinen in der Informatik. Weitere
Informationen finden Sie unter www.gi.de.

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)
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MELDUNG/656: Klöckner - Kitas sind Orte der gelebten Ernährungsbildung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 105 vom 21.05.2019

Klöckner: Kitas sind Orte der gelebten Ernährungsbildung

Bundesministerin verdoppelt finanzielle Förderung der Vernetzungsstellen
Kita- und Schulverpflegung - immer mehr Kinder nehmen Mahlzeiten in
Kindertageseinrichtungen ein



Am heutigen Tag der Kitaverpflegung hat die Bundesministerin für Ernährung
und Landwirtschaft, Julia Klöckner, in Montabaur die kommunale
Kindertagesstätte Himmelfeld besucht. In ihrer dortigen Rede machte sie auf
die Bedeutung einer ausgewogenen Verpflegung in Kindertageseinrichtungen
aufmerksam.

"Eine ausgewogene Ernährung gerade unserer Kleinsten ist der Schlüssel für
ein gesundes Leben. Denn Übergewicht wird häufig ein Leben lang mit sich
getragen, von Kindesbeinen an. Die aktuellen Zahlen geben daher Anlass zur
Besorgnis: In Deutschland sind über 15 Prozent der drei bis 17-Jährigen
übergewichtig - etwa ein Drittel davon sogar fettleibig. Das begünstigt
Herz-Kreislauferkrankungen oder auch Diabetes.

Umso wichtiger ist es, Ernährungskompetenz so früh wie möglich zu
vermitteln. Denn was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr - oder
Klärchen und Klara. Ernährungsbildung bereits in der Kita und Grundschule,
das ist entscheidend. Genauso, wie eine ausgewogene Verpflegung in diesen
Einrichtungen. Immer mehr Kinder nehmen hier regelmäßig ihre Mahlzeiten
ein. Mit meinem Ministerium setze ich mich daher für eine flächendeckende
Anwendung des Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung
ein. Diesen Standard erklären und verbreiten die Vernetzungsstellen
Kita- und Schulverpflegung. Sie unterstützen ganz praktisch dabei, ein
gutes Essen für Kinder möglich und attraktiv zu machen. Eine gute Sache,
weshalb ich die finanzielle Förderung meines Ministeriums für die Jahre
2019 und 2020 auf zwei Millionen Euro jährlich verdoppelt habe."

Ausgewogene Kinderernährung ist zentrales Anliegen von Bundesministerin
Julia Klöckner:

Anders als Erwachsene können Kinder - vor allem kleine Kinder - noch nicht
selbst einschätzen, was für sie gesund und ausgewogen ist. Sie sind daher
besonders schutzbedürftig - dafür trägt auch der Staat Verantwortung. Julia
Klöckner wird deshalb den Zusatz von Zucker in Tee für Säuglinge und
Kleinkinder verbieten. Auch bei Beikost wie Getreidebreien setzt sie sich
auf EU-Ebene dafür ein, dass so wenig Zucker wie möglich zugesetzt werden
darf. Außerdem hat die Ministerin im Februar dieses Jahres das Institut für
Kinderernährung am Max-Rubner-Institut in Karlsruhe eröffnet, das ein
präventives Ernährungskonzept für Kinder und Jugendliche erarbeitet.
Erstmals wird hier unter Einbeziehung verschiedener wissenschaftlicher
Disziplinen erforscht, welche Ernährung Kinder wirklich brauchen und wie
man sie dafür begeistert. Es handelt sich um ein Leuchtturmprojekt im
Bereich der Forschung zu Kinderernährung - in Deutschland und Europa.

Hintergrund - "Tag der Kitaverpflegung":

Mit dem bundesweiten Tag der Schulverpflegung wird am heutigen 21. Mai
erstmals bundesweit auf die Bedeutung der Verpflegung in
Kindertageseinrichtungen aufmerksam gemacht und für eine weitere
Verbreitung der DGE-Qualitätsstandards geworben. Das hat eine hohe
Relevanz, denn im März 2019 wurden knapp 2,8 Millionen Kinder von null bis
sechs Jahren deutschlandweit in Kindertageseinrichtungen betreut, die
Tendenz ist weiter steigend. Ebenfalls ansteigend ist die Anzahl der
Mahlzeiten, die von den Kindern in den Einrichtungen täglich eingenommen
werden. Damit diese möglich gesund und ausgewogen ausfallen, hat das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) den 
DGE-Qualitätsstandard entwickeln lassen, der nunmehr in zwölf Bundesländern von
so genannten Vernetzungsstellen Schulverpflegung verbreitet wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 105 vom 21.05.2019
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DEMOSKOPIE/812: Europawahl - Jeder Vierte erwartet Wahlerfolg von EU-Gegnern (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Jeder Vierte glaubt an Wahlerfolg von EU-Skeptikern

- Deutsche sehen Wahl von nicht-etablierten Parteien besonders kritisch

- Europaweit wenig Unterstützung für traditionelle Parteien

- Große Unzufriedenheit mit der Demokratie in der EU

- Geringes Interesse an der Europawahl 2019



Hamburg, 21. Mai 2019. In wenigen Tagen wählt Europa ein neues
EU-Parlament. Laut einer aktuellen Umfrage des Markt- und
Meinungsforschungsinstituts Ipsos glaubt fast jeder vierte EU-Bürger (23%),
dass antieuropäische Kräfte im eigenen Land an Zuspruch gewinnen werden.
Etwa ebenso viele Befragte (24%) sind gegenteiliger Auffassung, eine
Mehrheit von 53 Prozent ist in dieser Frage unentschlossen. In Italien
rechnen besonders viele Wählerinnen und Wähler (42%) mit einem Erfolg
europakritischer Parteien, in Spanien hingegen besonders wenige (13%). Im
Vergleich zu anderen EU-Mitgliedsstaaten bewegt sich Deutschland bei dieser
Frage im Mittelfeld (24%).

Deutsche sehen Wahl von nicht-etablierten Parteien besonders
kritisch

Mehr als jeder dritte (35%) Europäer vertritt aber auch die Ansicht, dass
es bei Europawahlen zu riskant ist, politische Parteien zu wählen, die
radikale Veränderungen planen und bisher noch nicht an der Macht waren -
nur 21 Prozent der Befragten sind anderer Meinung. In Deutschland wird die
Wahl solcher Parteien besonders kritisch gesehen: Beinahe vier von zehn
(39%) Bundesbürgern stimmen dem zu, nur jeder sechste Deutsche (17%)
widerspricht dieser These, 44 Prozent haben keine Meinung dazu.

Wenig Unterstützung für traditionelle Parteien

Doch auch die traditionellen Parteien genießen im Vorfeld der EU-Wahlen nur
wenig Rückhalt: Europaweit ist nicht einmal jeder sechste Befragte (16%)
der Überzeugung, dass sich die Wählerinnen und Wähler in Zeiten wie diesen
an Parteien halten sollten, die bereits an der Macht waren. In Deutschland
liegt dieser Wert nur unwesentlich höher (17%). Mehr als jeder Dritte (35%)
ist dagegen anderer Ansicht - sowohl in Deutschland als auch im
EU-Durchschnitt.

Große Unzufriedenheit mit der Demokratie

Mögliche Ursache für den geringen Zuspruch: Viele Wählerinnen und Wähler
sind unzufrieden mit der Art und Weise, wie Demokratie in der EU
funktioniert. Rund ein Drittel aller europäischen Befragten (31%) gibt an,
mit der gegenwärtigen Funktionsweise der EU unzufrieden zu sein. Nicht
einmal drei von zehn EU-Bürgern (29%) sind zufrieden, vier von zehn
Personen (40%) äußern sich neutral oder wissen es nicht. Am gravierendsten
ist die Unzufriedenheit unter Franzosen (41%) und Briten (39%), am
EU-freundlichsten sind die Befragten aus Polen.

Osteuropäer noch unzufriedener mit eigenem System als mit EU

Trotz des geringen Zuspruchs ist die Unzufriedenheit der Befragten mit dem
politischen System im eigenen Land häufig noch größer - insbesondere in den
osteuropäischen Mitgliedsstaaten. In Ungarn (30% vs. 16%) und Polen (46%
vs. 24%) äußern sich sogar doppelt so viele Befragte positiv über die
Demokratie in der EU im Vergleich zu der im eigenen Land. In anderen
EU-Staaten wie Frankreich, Belgien, Schweden und Deutschland präferieren
die Bürger allerdings das politische System im eigenen Land.

Geringes Interesse und große Wissenslücken

Viele EU-Bürger geben außerdem zu, kaum oder gar kein Interesse an
Europawahlen zu haben. Aktuell interessiert sich nur jeder zweite Europäer
(50%) für die bevorstehende EU-Wahl, auf fast genauso viele Befragte (44%)
trifft dies nicht zu. In Italien (65%), Polen (63%) und Ungarn (56%) ist
das Interesse noch am größten, für Franzosen (44%), Belgier (41%) und
Briten (36%) ist der Wahlausgang am wenigsten relevant. Auch in Deutschland
überwiegt der Anteil derer, die sich kaum oder gar nicht für die Europawahl
interessieren (45% vs. 48%).

Darüber hinaus sind sich viele EU-Bürger gar nicht bewusst, dass sie
europäische Politik mit ihrer Stimme beeinflussen können. Nur jeder zweite
Wahlberechtigte (51%) weiß, dass die Mitglieder des Europäischen Parlaments
direkt von den Bürgern des jeweiligen Mitgliedsstaats gewählt werden, den
sie vertreten. In Deutschland wissen sogar nur vier von zehn Personen
(43%), dass sie die Zusammensetzung des EU-Parlaments maßgeblich
mitbeeinflussen können.

Dr. Robert Grimm, Leiter der Ipsos Sozial- und Politikforschung, zu den
Studienergebnissen: »Es ist ein Paradox dieser Wahl: Der enge
Zusammenschluss der europäischen Staaten war noch nie so wichtig wie heute,
damit immense Herausforderungen wie Klimawandel, Immigration und
Protektionismus gemeinschaftlich bewältigt werden können. Trotzdem ist das
Interesse an der Europawahl gering und selbst in Ländern wie Frankreich,
Belgien und Deutschland gibt es einen beachtlichen Anteil von
Euroskeptikern. Wichtige Gründe dafür dürften die noch immer mangelnde
Bürgernähe und Transparenz der europäischen Institutionen sein. Die Wähler
haben wenig Vertrauen in die Demokratie in der EU und zweifeln daran, dass
sie europäische Politik mit ihrer Stimme beeinflussen können. Die EU muss
in Zukunft die Distanz zu den Bürgern überwinden und institutionelle
Reformen vorantreiben, um erfolgreich zu sein.«


Methode:

Die Ergebnisse stammen aus der Global Advisor-Studie »The European Project:
2019 European Elections«, die zwischen dem 22. März und 05. April 2019 in
28 Ländern durchgeführt wurde - darunter die EU-Staaten Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien, Spanien, Belgien, Schweden, Polen und
Ungarn. Bei der Online-Befragung wurden insgesamt 19.531 Personen im Alter
von 18 bis 74 Jahren in China, Israel, Kanada, Malaysia, Südafrika, den USA
und der Türkei interviewt. In Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien,
Chile, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Indien, Italien, Japan,
Mexiko, Peru, Polen, Russland, Saudi-Arabien, Serbien, Südkorea, Spanien,
Schweden, und Ungarn waren die Befragten 16-74 Jahre alt.

Etwa 1000 Personen-Befragungen wurden in Australien, Brasilien,
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, Spanien,
Great Britain, und den USA durchgeführt. Etwa 500 Personen befragten wir in
Argentinien, Belgien, Chile, Indien, Kolumbien, Mexico, Malaysia,
Niederlande, Peru, Polen, Russland, Serbien, Südafrika, Südkorea, Schweden,
Ungarn und der Türkei.

Es wurde eine Gewichtung der Daten vorgenommen, um die demografischen
Merkmale auszugleichen und damit sicherzustellen, dass die Stichprobe die
aktuellen offiziellen Strukturdaten der erwachsenen Bevölkerung eines jeden
Landes widerspiegelt. In 17 der 28 untersuchten Ländern ist die
Internetdichte groß genug, um die Stichproben als repräsentativ für die
nationale Bevölkerung anzusehen.

Brasilien, Chile, Kolumbien, Indien, Malaysia, Mexiko, Peru, Russland,
Serbien, Südafrika und die Türkei haben eine niedrigere Internetdichte;
diese Stichproben sollten nicht als bevölkerungsrepräsentativ angesehen
werden. Sie repräsentieren stattdessen den wohlhabenderen Teil der
Bevölkerung, die aufstrebende Mittelklasse. Diese stellt allerdings eine
wesentliche soziale Gruppe dar, wenn es darum geht, diese Länder verstehen
zu lernen.

Wenn die Ergebnisse sich nicht auf 100 aufsummieren, liegt das an Rundungen
durch die computerbasierte Zählung, erlaubte Mehrfachnennungen oder dem
Ausschluss von "weiß nicht/keine Angabe" Nennungen.

Über Ipsos:

Ipsos ist ein unabhängiges und innovatives Markt- und
Meinungsforschungsinstitut. In einer sich immer schneller verändernden Welt
ist es unsere Aufgabe, unsere Kunden mit präzisen und umsetzbaren Analysen
bei ihrer Veränderung zu unterstützen. Dabei orientieren wir uns an den
»4S«: Security, Simplicity, Speed und Substance. Um unseren Kunden
bestmöglichen Service zu bieten, haben wir die große Bandbreite unserer
Expertise in 18 Service Lines zusammengefasst. Und das in 89 Ländern auf
allen Kontinenten. In Deutschland beschäftigen wir über 750 Mitarbeiter in
Hamburg, Mölln, München, Nürnberg, Frankfurt und Berlin.


Auszug aus dem Fragebogen:



Frage 1: Bei den nächsten Europawahlen werden in meinem Land
anti-europäische Bewegungen gewinnen.

Stimme stark zu

Stimme eher zu

Neutral

Stimme eher nicht zu

Stimme absolut nicht zu

Weiß nicht

Frage 2: Es ist bei Europawahlen zu riskant, politische Parteien zu wählen,
die radikale Veränderungen planen und bisher noch nicht an der Macht waren.

Stimme stark zu

Stimme eher zu

Neutral

Stimme eher nicht zu

Stimme absolut nicht zu

Weiß nicht

Frage 3: In Zeiten wie den heutigen sollten sich die Wähler bei
Europawahlen an die Parteien halten, die bisher an der Macht waren.

Stimme stark zu

Stimme eher zu

Neutral

Stimme eher nicht zu

Stimme absolut nicht zu

Weiß nicht

Frage 4a: Wie zufrieden bzw. unzufrieden sind Sie insgesamt mit der
Funktionsweise der Demokratie in der EU?

Sehr zufrieden

Ziemlich zufrieden

Weder zufrieden noch unzufrieden

Ziemlich unzufrieden

Sehr unzufrieden

Weiß nicht

Frage 4b: Wie zufrieden bzw. unzufrieden sind Sie insgesamt mit der
Funktionsweise der Demokratie im eigenen Land?

Sehr zufrieden

Ziemlich zufrieden

Weder zufrieden noch unzufrieden

Ziemlich unzufrieden

Sehr unzufrieden

Weiß nicht

Frage 5: Wie interessiert sind Sie, falls überhaupt, an den anstehenden
Europawahlen?

Sehr interessiert

Ziemlich interessiert

Nicht sehr interessiert

Überhaupt nicht interessiert

Weiß nicht

Frage 6: Bitte geben Sie an, ob die folgende Angabe Ihrer Meinung nach
richtig oder falsch ist: Die Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP)
werden direkt von den Bürgern des jeweiligen Mitgliedsstaats gewählt, den
sie vertreten.

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH
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MENSCHENRECHTE/358: 70 Jahre Grundgesetz - Menschenrechte in den Mittelpunkt stellen (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 21. Mai 2019

70 Jahre Grundgesetz - Menschenrechte in den Mittelpunkt stellen



Berlin. Das Grundgesetz wird am 23. Mai 2019 70 Jahre alt. Aus diesem
Anlass erklärt Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts für
Menschenrechte:

"Ein wesentlicher Grund für die Erfolgsgeschichte des Grundgesetzes ist
die zentrale Stellung, die die Grund- und Menschenrechte dort einnehmen.
Wer das Erfolgsmodell Grundgesetz fortsetzen will, muss daher die Achtung
der Grund- und Menschenrechte in den Mittelpunkt stellen.

Menschenrechte als Maßstab und Grenze staatlichen Handelns sind in
Deutschland in politischen Debatten stets präsent. Das ist jedoch nicht
genug. Menschenrechte müssen bereits bei der Formulierung von
Gesetzesentwürfen und bei ihrer Verabschiedung ernst genommen werden.
Wenn Gesetzesvorschläge menschenrechtliche Grenzen offensichtlich
überschreiten und nachträglich zurückgerudert wird, so ist das nicht
hinnehmbar. Denn hierdurch werden die Menschenrechte schleichend
untergraben.

Eine Verfassung muss gelebt werden. Ihr Erfolg bemisst sich nicht an
feierlichen Bekenntnissen, sondern im politischen Alltag. Wenn Menschen
ausgegrenzt und ihnen die gleichen Menschenrechte abgesprochen werden,
müssen Politiker, Kunst- und Medienschaffende, Wirtschaft,
Zivilgesellschaft und Wissenschaft klar dagegen Stellung beziehen. Das ist
Ausdruck einer Kultur der Menschenrechte, ohne die die grundgesetzliche
Ordnung nicht funktionieren kann.

Zu Recht hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wiederholt
betont, dass Politiker eine besondere Verantwortung dafür tragen, keinen
Hass zu schüren und ihm aktiv entgegenzutreten. Es braucht
Prinzipientreue gegen die populistische Versuchung, Menschen zu
Sündenböcken zu machen und Feindbilder zu erfinden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin
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HERRSCHAFT/1829: Europa - sich selbst erfüllende Prophetie der Schreihälse ... (SB)




Die Europäische Union repräsentiert einen Alptraum, keinen
Traum. Und deshalb bin ich sehr froh, dass an diesem sonnigen
Montagmorgen in Mailand Freunde gekommen sind, um neuen Saft, neues
Blut, neue Hoffnung, neue Träume zu bringen. Am Tisch sind keine
Extremisten und Rückwärtsgewandte. Diese ermüdende kleine Debatte
Rechts-Links, Faschisten-Kommunisten, darauf habe ich keine Lust und
darauf haben auch die 500 Millionen Einwohner Europas keine
Lust.

Matteo Salvini beim Treffen der Vertreter rechter Parteien [1]

Wenige Tage vor den Wahlen zum Europaparlament kreisen die
Diskussionen insbesondere um das Abschneiden der rechten Parteien und
deren Vorhaben, durch Erfolge an den Urnen und einen Zusammenschluß im
EU-Parlament die zweitstärkste Fraktion zu bilden. Eine Internationale
der Nationalisten mutet zunächst wie ein Widerspruch in sich an.
Gleiches ließe sich gegen die Kandidatur für ein Gremium einwenden,
das die Rechte im Grunde für überflüssig erklärt, weil die EU kein
Staat sei, der eines Parlaments bedürfe, und sie ihr die Legitimität
und Tauglichkeit überstaatlicher Weisungskompetenz abspricht. Für die
rechten Parteien ist Parlamentarismus jedoch letztendlich kein
Selbstzweck oder Wert an sich, sondern ein vorübergehendes Mittel auf
dem Weg zur Machtübernahme. Daher machen sie davon Gebrauch, soweit es
ihrem Vorteil dient, setzen aber zugleich auf seinen Zusammenbruch
oder seine Zerschlagung, um sich in dem Scherbenhaufen als dominanter
gesellschaftlicher Ordnungsfaktor durchzusetzen.

Der programmatische Entwurf der "Europäischen Allianz der Völker und
Nationen" sieht einen Schulterschluß in übergreifenden Fragen wie
insbesondere der Flüchtlingsabwehr vor, während Themengebiete, bei
denen sich die einzelnen Länder unterscheiden, auf nationaler Ebene
gestaltet werden sollen. Mittels dieser Faustformel werden die
offenkundigen Differenzen zwischen den beteiligten rechten Parteien
kaschiert und für nachrangig erklärt, da in einem "Europa der
Vaterländer" die nationale Identität unter vordringlichem Schutz
stehe. Damit wird unter den Tisch gekehrt, daß Salvini beim Versuch,
Geflüchtete auf andere Länder weiterzuverteilen, zwangsläufig bei der
polnischen PiS und der ungarischen Fidesz auf taube Ohren stieß. Den
Polen wiederum sind die guten Beziehungen zu Wladimir Putin, die
Salvini, Marine le Pen und die FPÖ pflegen, ein Dorn im Auge. Le Pen
bedient sich der Ressentiments ihrer Landsleute gegenüber Italien und
setzt auf Protektionismus, den die AfD ebenso ablehnt wie Salvinis
Umgang mit den Staatsschulden.

Aus diesen und weiteren inhaltlichen Kontroversen zu schlußfolgern,
daß die rechte Allianz an ihren inneren Widersprüchen scheitern und im
Streit enden müsse, griffe indessen zu kurz. Die rechten Parteien
bündeln den Protest und fokussieren sich auf eine Ablehnung der EU,
der sie eine radikale Reform oder gar Umwälzung verpassen wollen, die
sie nicht näher ausführen. Sie kommen vorerst ohne jeden konstruktiven
Zukunftsentwurf samt entsprechender Agenda aus und werden sich im
EU-Parlament darauf konzentrieren, bei wichtigen Abstimmungen Weichen
zu stellen oder Entscheidungen zu blockieren. Zu diesem Zweck wollen
sie die bislang auf verschiedene Fraktionen verteilten Kräfte
zusammenzuführen und so ihren beträchtlichen Stimmenanteil bündeln wie
auch eine Reihe einflußreicher Positionen in den Kommissionen
besetzen.

Bei ihrer zentralen Botschaft, sie seien die einzig relevante Stimme
gegen den "Alptraum" der EU, da sie den Menschen Gehör schenkten und
ihren Protest verkörperten, kommt ihnen die eklatante Schwäche linker
EU-Kritik entgegen. Radikale Kritik an der Europäischen Union als
einem Entwurf der maßgeblichen Kapitalfraktionen und führenden
Nationalstaaten blieb nicht nur eine Minderheitsposition unter Linken,
sondern wurde im Zuge der populären Forderung, man müsse die EU und
die Eurozone verteidigen, um sie von innen zu reformieren, zunehmend
marginalisiert. Das an Griechenland statuierte Exempel unter
Zuhilfenahme Syrizas geriet zum zentralen Schlachtfeld des EU-Regimes,
auf dem der Widerstand auf breiter Front niedergeschlagen wurde. Wer
sich heute anschickt, die EU von links zu kritisieren, muß damit
rechnen, augenblicklich als Steigbügelhalter der Rechten, wenn nicht
gar deren Gesinnungsgenosse diskreditiert zu werden.

Übrig blieb der Chor ratloser bis verzweifelter Protagonisten einer
europäischen Einigung, die zwar viele Schwächen aufweise, die es aber
um so mehr zu beheben gelte. Zahllose Menschen vor allem im Osten und
Süden der EU, aber zunehmend auch in den Kernländern, können dieser
vagen Perspektive längst nichts mehr abgewinnen. Die anstehenden
Wahlen blieben ein substanzloser Akt mit geringer Beteiligung,
sprängen die rechten Parteien mit ihren brachialen Versprechen nicht
in die Bresche. "Italiener zuerst!", ruft Salvini seinen Landsleuten
zu, und entsprechend verfahren die Rechten in den anderen Ländern.
Schutz der Außengrenzen, Zurückdrängung der "illegalen Migration" und
Verteidigung der "Festung Europa" - Hetze gegen geflohene Menschen
paart sich mit dem Schüren von Ängsten gegen die Islamisierung. Gegen
das Establishment im eigenen Land und in Brüssel, dessen Bevormundung
man nicht länger hinnehme, wir sind die Stimme des Volkes, spielt die
Rechte die Klaviatur des Opfers, das sich zum Führer aller
Entwürdigten erhebe, um deren Schicksal zu wenden.

Matteo Salvini, dem das derzeit unter all diesen Akteuren am
erfolgreichsten gelingt, war der Gastgeber und unangefochtene
Platzhirsch des Treffens in Mailand, zu dem Vertreter rechter Parteien
aus zwölf europäischen Ländern zusammengekommen waren. Marine Le Pen
vom französischen Rassemblement National, Jörg Meuthen für die AfD und
Geert Wilders, der Vorsitzende der niederländischen Partij voor de
Vrijheid, dazu die Chefs der Dänischen Volkspartei und der Wahren
Finnen, sowie von der krisengeschüttelten FPÖ lediglich der
EU-Abgeordnete Georg Mayer gaben den mehr oder minder prominenten
Rahmen ab. Daß anstelle der angekündigten 100.000 begeisterten
Anhänger der Lega Medienberichten zufolge nur einige Tausend gekommen
waren, um dem pompös inszenierten Spektakel beizuwohnen, tat der
verkündeten "historischen Wende" (Le Pen) und "neuen Ära" (Meuthen)
keinen Abbruch. Indessen waren Tausende Antifaschisten, darunter
selbst Mitglieder des Koalitionspartners Fünf-Sterne-Bewegung, zur
Stelle, um gegen den Aufmarsch der Rechten zu protestieren.

Marine Le Pen nannte das Treffen einen Augenblick, "auf den wir lange
gewartet haben und der jetzt unter dem Himmel Italiens wahr wird".
Wilders erklärte, Europa brauche "mehr Salvinis", die "harte Linie
gegen Migranten" sei beispielhaft. Und Meuthen verkündete, "arrogante
Technokraten" hätten Europa zerstört. Der allseits hofierte Salvini
legte sich ins Zeug und kündigte an, er wolle den Kontinent von der
"illegalen Besatzung" durch Brüssel befreien. Er bekräftigte seinen
ausländerfeindlichen Kurs und versicherte, solange er Innenminister
sei, werde das vor Lampedusa mit 47 geretteten Flüchtlingen an Bord
wartende Rettungsschiff Sea-Watch 3 keinen italienischen Hafen
anlaufen. Dennoch konnten die Geretteten noch am selben Tag auf der
Insel an Land gehen, was offenbar Luigi di Maio, ebenfalls
stellvertretender Ministerpräsident, aber von der
Fünf-Sterne-Bewegung, veranlaßt hatte. [2]

Wermutstropfen im vorab eingeschenkten Siegespokal der rechten Allianz
war wie erwartet die Abwesenheit von Viktor Orbáns Fidesz aus Ungarn,
der als Leitfigur der Rechten in Ostmitteleuropa außerordentlich
wichtig für den Zusammenschluß wäre. Er hatte Salvinis Vorhaben
bereits eine Absage erteilt, da die Europäische Volkspartei die Fidesz
nicht ausgeschlossen, sondern nur suspendiert hat, weshalb er seine
Position innerhalb der immer noch stärksten europäischen Fraktion
halten möchte. Das hindert den italienischen Innenminister jedoch
nicht daran, alles auf einen Durchmarsch der Lega zu setzen, die nach
jüngsten Umfragen mit gut 31 Prozent stärkste Partei Italiens wie auch
stärkste Einzelpartei im nächsten Europaparlament werden könnte. Dabei
punktet die Lega inzwischen auch im Süden des Landes und macht selbst
der Linken Schritt für Schritt ihre einstigen Hochburgen streitig.

Salvini behauptet zu wissen, was das Volk will, und verspricht den so
adressierten abgehängten oder von Verlustängsten heimgesuchten
Landsleuten, es den Eliten zu zeigen. Spätestens seit der
Regierungszeit des ehemaligen EU-Kommissars Mario Monti, der als
Technokrat wie eine personifizierte Marionette Brüssels ab 2011 den
Spar- und Reformdruck exekutierte, ist der Ruf der EU in Italien in
den Keller gerutscht. Gepaart mit fehlender Solidarität der
europäischen Nachbarn in der Migrationspolitik resultierte daraus eine
Mixtur, die Salvini für sich zu nutzen weiß. Mit seiner sogenannten
"Politik der geschlossenen Häfen" hat er dafür gesorgt, daß die
Migration deutlich zurückgegangen ist, und den Italienern damit das
geliefert, was er versprochen hat.

Zugleich ist Salvini als Machtmensch ein starker Anführer, der in
einer extrem zersplitterten Parteienlandschaft einen Angelpunkt
bietet. Giuseppe Conte bleibt als Ministerpräsident blaß, Luigi di
Maio gilt nicht gerade als Entscheidungsträger. Seine
Fünf-Sterne-Bewegung hat nach einem Jahr in der Koalition in Umfragen
ein Drittel der Stimmen eingebüßt und wird von der Lega an die Wand
gedrückt. Viele Menschen arbeiten unter prekären Verhältnissen,
schwarz oder verlassen das Land gleich ganz. Jeder fünfte zwischen 15
und 34 ist arbeitslos. Auch damit für sie Jobs frei werden, hat die
Regierung die Rentenreform von 2011 wieder zurückgenommen. Zusammen
mit dem Grundeinkommen kostet die Absenkung des Renteneintrittsalters
viele Milliarden, die den rekordverdächtigen Schuldenberg Italiens
weiter anwachsen lassen. Im Herbst muß Rom konkrete Zahlen zur
Neuverschuldung vorlegen, doch bis dahin trotzt Salvinis Lega allen
Auflagen aus Brüssel, um ihre sozialen Versprechen zu erfüllen.

All das macht ihn zum Leitwolf der europäischen Rechten, deren Rudel
ihm folgt. In einem Land, in dem Faschismus per Verfassung verboten
ist, schreckt die Lega nicht davor zurück, mehr oder weniger offene
Allianzen mit der extremen Rechten einzugehen. Daß die
neofaschistischen Parteien derzeit wenig Stimmen bekommen, könnte man
so interpretieren, daß Matteo Salvini sich anschickt, sie überflüssig
zu machen.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/italien-vor-der-europawahl-allianz-der-populisten.724.de.htm

[2] www.jungewelt.de/artikel/355188.mailand-aufmarsch-in-mailand.html
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OFFENER BRIEF/056: Aussöhnung nicht ohne Herero und Nama möglich (Zimmerer, Odenthal, Henschel, Kaleck)


Offener Brief an Merkel

Aussöhnung über den ersten deutschen Genozid kann es nicht ohne Dialog
mit Herero und Nama geben

von Prof. Dr. Jürgen Zimmerer, 10. Mai 2019



Die Weigerung der deutschen Regierung, mit allen selbstgewählten Vertretern
der Herero und Nama zu sprechen, erhöht die Wahrscheinlichkeit einer
Radikalisierung des Konflikts bis hin zur gewaltsamen Auseinandersetzung.
Genozid ist ein Verbrechen, dessen Aufarbeitung nur durch eine Haltung der
Demut seitens der Vertreter und Nachkommen der Verantwortlichen gelingen
kann, und der Bereitschaft, den Anliegen und Forderungen der Opfer Gehör zu
schenken.

Die Haltung der deutschen Bundesregierung, nur mit der namibischen
Regierung zu verhandeln, mag vom Völkerrecht gedeckt sein, obwohl es auch
hiergegen berechtigte Einwände gibt, sie trägt jedoch zu einer Verhärtung
der Fronten und zu einer Radikalisierung bei. Die Verweigerung des Dialogs
mit allen Herero und Nama führt fast zwangsläufig dazu, die
kompromissbereiteren Stimmen in den Hintergrund zu drängen und die Position
derjenigen zu stärken, die auf einen juristischen Sieg setzen, und wenig
bereit sind, sich vorher zu verständigen.

Was geschieht, wenn die enormen Erwartungen auf eine Heilung historischen
Unrechts durch das internationale Recht enttäuscht werden? Was passiert,
wenn dann Forderungen nach Selbstjustiz, nach Landbesetzung, die schon
vereinzelt zu hören sind, in die Praxis umgesetzt werden, und sei es von
wenigen? Die Bundesregierung trüge eine Mitschuld.

Aus Sorge darum habe ich mit drei Kollegen, die wir alle vier Ende März in
Namibia der Week of Justice beiwohnten, und die Dynamiken aus erster Hand
erfahren durften, an Bundeskanzlerin Merkel, an Außenminister Maas und an
Staatsministerin Müntefering geschrieben, unsere Sorge geschildert und
unsere Hilfe angeboten. Wenn die deutsche Regierung den Dialog mit Herero
und Nama nicht in angemessenen Umgang führen könnte, die deutsche
Zivilgesellschaft könnte hier helfen. Als Geste des Goodwills würde dies
sicherlich verstanden.

Da wir keine Antwort erhielten, veröffentlichten wir unseren Brief als
Offenen Brief.

 * 

Offener Brief 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, liebe Frau Dr. Merkel

Sehr geehrter Herr Bundesminister des Äußeren, lieber Herr Maas

Sehr geehrte Frau Staatsministerin, liebe Frau Müntefering,


wir wenden uns heute mit diesem Schreiben an Sie, da wir gerade mit großer
Sorge aus Namibia zurückgekehrt sind. Das Goethe-Institut, die Akademie der
Künste Berlin und das European Center for Constitutional and Human Rights
(ECCHR) haben dort zusammen mit lokalen Partnern wie der Ovaherereo
Genocide Foundation (OGF), der Nama Traditional Leaders Association (NTLA)
und dem Nama Genocide Technical Committee (NGTC) eine Woche zu Colonial
(In)Justice durchgeführt.

Diese transnationale Veranstaltungsreihe war uns wichtig, da aus unserer
Sicht die Frage wie Deutschland mit dem Genozid an den Herero und Nama und
anderen Gruppen in Namibia heute umgeht, nicht alleine eine Angelegenheit
staatlichen Handelns und Verhandelns ist und sein kann, sondern ebenso die
Verantwortung der Zivilgesellschaft und ihrer Akteure betrifft und wir die
Forderung nach Anerkennung des Völkermords, Entschuldigung und Reparationen
unterstützen.

Die Veranstaltungen brachten Akteure aus allen Bereichen, Historiker,
Sozialwissenschaftler, Künstler, Rechtsanwälte, Mediatoren und die
Stakeholder in einem intensiven Austausch zusammen. Der Komplexität des
Themas "Genozid an den Herero und Nama" kann man sich nur annähern, in dem
die Perspektiven möglichst aller Betroffenen und Beteiligten gehört und in
einen Dialog mit einander gebracht werden. Dies ist in dem Symposium beim
Goethe-Institut in Windhoek und danach in Swakopmund (ohne Beteiligung des
Goethe-Instituts) gelungen.

Unsere Gespräche vor Ort haben deutlich gemacht, dass es vielfältige
positive Anknüpfungspunkte gibt und diese die Möglichkeit einer
Verständigung über die bisherigen staatlichen Kanäle hinaus versprechen.
Gleichzeitig beobachten wir jedoch auch Tendenzen, die zu großer Sorge
Anlass geben. Eine Verständigung, die für die Betroffenen akzeptabel ist,
wird nur unter Beteiligung der Vertreter der Opfergruppen gelingen. Die
bereits jetzt bestehenden Frustrationen unter Teilen der Vertreter der
Opfergruppen verstärken sich und werden verbal mit zunehmender Schärfe
artikuliert. Damit drohen mögliche Lösungsräume immer weiter eingeschränkt
zu werden. Vielmehr wird ein Raum geschaffen, der zu unkalkulierbaren
Friktionen führen kann.

Koloniales Unrecht wird nicht (nur) durch einen Verhandlungsprozess und
einen möglichen Vertrag zwischen den Staaten (selbst wenn man beste
Absichten unterstellt) beendet und es wird auch nicht zu einer gerechten
und von allen akzeptierbaren Lösung führen, wenn die Betroffenen diesen
Prozess als Wiederholung kolonialer Traumata erleben. Dass Teile der
Betroffenen den juristischen Weg eingeschlagen haben, kann als Ausdruck
ihrer Not verstanden werden, als gleichberechtigte Gesprächs- und
Verhandlungspartner akzeptiert zu werden. Dies haben wir letzte Woche vor
Ort in den Gesprächen mit den Betroffenen von den Herero und Nama aus
Namibia, aber auch aus der Diaspora u.a. Botswana, Südafrika und den USA in
aller Deutlichkeit erlebt.

Wir sind uns bewusst, dass sich auch der Diskurs in Namibia zu diesen
Themen verändern muss. Wir wissen auch, dass die Bundesregierung keine
direkten Einwirkungsmöglichkeiten darauf hat, wie die Regierung von Namibia
diesen Prozess gestaltet.

Wir sind jedoch der festen Überzeugung, dass die Bundesrepublik Deutschland
in dieser Situation mehr tun muss, als auf staatliche Verhandlungen zu
setzen, oder gerichtliche Verfahren und deren Ausgang abzuwarten.
Transparenz und Partizipation sind dabei entscheidende Faktoren, um der
Gravität des Themas gerecht zu werden. Dafür gilt es, auch kulturelle,
wissenschaftliche und soziale Strukturen zu nutzen oder zu entwickeln, in
denen die aktuellen Verwerfungen verhandelbar bleiben. Dazu kann
beispielsweise ein "Lebendiges Archiv" als Kulturinstitution in Namibia
gehören, über das wir bereits nachdenken.

Ziel muss es sein, den Raum für nachhaltige und von allen Beteiligten
akzeptable Lösungen zu schaffen. Nach 115 Jahren der Tatenlosigkeit müssen
wir es besser wissen und besser handeln können.

Wir alle wissen, dass sich Gerechtigkeit nicht nur vom Ergebnis der
Verhandlungen her ergibt, sondern auch von der Art und Weise, wie es zu
diesem Ergebnis kommt. Es ist daher nicht überraschend, dass die bisherigen
Bemühungen, von Staat zu Staat zu verhandeln, das Risiko der Nicht-
Akzeptanz zu verstärken drohen. Eine Verhandlungslösung zwischen den
Staaten, sollte sie denn gefunden werden, die dann aber nicht von den
Betroffenen akzeptiert wird, birgt gravierende Risiken für alle.

Was daher jetzt dringend gebraucht wird, ist ein dialogischer,
transparenter und partizipativer Prozess, der die Betroffenen zu
Beteiligten macht. Dazu können auch Interventionen gehören, die die
zivilgesellschaftlichen Kräfte in Namibia selbst stärken.

Wir wissen, dass Sie von der Kraft dialogischer Prozesse und
Lösungsfindungen überzeugt sind. Die Fragen, die hier verhandelt werden,
betreffen uns in unserer Menschlichkeit und müssen daher entsprechend
behandelt werden. Das Unrecht von damals kann nicht wieder gut gemacht
werden, aber wir heutigen stehen vor der Entscheidung wie wir uns
verhalten. Bei allen Zwängen gibt es eine Wahl sich so zu verhalten, dass
die Humanität wiederhergestellt wird.

Bitte nehmen Sie unsere tiefe Sorge über die Brisanz der derzeitigen
Situation zur Kenntnis. Noch gibt es die Möglichkeit für eine
Verständigung. Der von Ihnen und damit von der Bundesrepublik Deutschland
betriebene Ansatz wird das Problem weiter verschärfen und Handlungsoptionen
zunehmend einschränken. Es braucht einen neuen Ansatz, der jede Möglichkeit
zur Verständigung und zum Dialog nutzt. Selbstverständlich stehen wir dafür
für Gespräche bereit. Es geht darum, einen Prozess zu initiieren, den die
Betroffenen als gerecht wahrnehmen, da er sie als Gleiche akzeptiert und
sie an der Findung einer Lösung beteiligt.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Jürgen Zimmerer (Professor für Globalgeschichte, Leiter der
Forschungsstelle "Hamburgs (post-)koloniales Erbe", Universität Hamburg)

Dr. Johannes Odenthal (Programmdirektor der Akademie der Künste)

Dr. Thomas R. Henschel (Mediator)

Wolfgang Kaleck (Generalsekretär des European Center for Constitutional and
Human Rights, ECCHR)

 * 

Quelle:

Prof. Dr. Jürgen Zimmerer

Dr. Johannes Odenthal

Dr. Thomas R. Henschel

Wolfgang Kaleck
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MELDUNG/320: Deutliche Zunahme von Angriffen auf Schulen in der Ostukraine (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - New York/Kiew/Köln
Dienstag, 21. Mai 2019

UNICEF: Deutliche Zunahme von Angriffen auf Schulen in der
Ostukraine



In der Ostukraine haben die Angriffe auf Schulen in den ersten vier Monaten
dieses Jahres deutlich zugenommen. Laut UNICEF waren im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum vier Mal so viele Schulen von bewaffneten Angriffen
betroffen.

Von Januar bis April 2019 wurden insgesamt zwölf Angriffe auf Schulen
dokumentiert, im gleichen Zeitraum des Vorjahres gab es drei solcher
Vorfälle. Der alarmierende Anstieg erinnert an 2017 als in der Ostukraine
insgesamt 40 Mal Bildungseinrichtungen ins Kreuzfeuer der Gewalt gerieten.
Die Angriffe bringen Schüler und Lehrer in Lebensgefahr und führen zu
schweren Traumatisierungen.

"Durch den Konflikt in der Ostukraine tragen Schulkinder dauerhafte
seelische und körperliche Narben davon", sagte Henrietta Fore,
UNICEF-Exekutivdirektorin. "Bombardierungen und Schießereien unterbrechen
den Schulalltag und zwingen Kinder dazu, in den Kellern der Schulen oder
unterirdischen Bunkern Schutz zu suchen. Dadurch sind viele Kinder zu
verängstigt, um zu lernen."

Seit 2014 wurden 750 Bildungseinrichtungen zerstört oder beschädigt
Seit dem Beginn des Konflikts Anfang 2014 wurden mehr als 750
Bildungseinrichtungen auf beiden Seiten der so genannten Kontaktlinie bei
bewaffneten Auseinandersetzungen beschädigt oder zerstört. Viele Schulen
befinden sich in der Nähe von Militärstandorten, Stützpunkten, Lagern oder
Kontrollposten. Sie sind dadurch in großer Gefahr, ins Kreuzfeuer von
Kämpfen zu geraten. Auch Minen und explosive Kampfmittelrückstände
gefährden die Sicherheit der Kinder. Die dauerhafte Anspannung führt zu
Traumatisierungen und emotionalem Stress.

"Zerstörte Klassenräume, in denen Sandsäcke Kinder vor Querschlägern
schützen sollen, sind keine Orte an denen Kinder lernen können. Alle
Konfliktparteien müssen Kinder und Schulen schützen", so Fore.

UNICEF fordert ein sofortiges Ende der Kämpfe und die jederzeitige
Sicherstellung des Schutzes von Kindern. Zudem ruft UNICEF alle Staaten,
einschließlich die Ukraine, nachdrücklich dazu auf, die "Erklärung zum
Schutz von Schulen in bewaffneten Konflikten" zu unterzeichnen.

Mit der sogenannten Safe Schools Declaration verpflichten sich Regierungen,
Schüler, Lehrer und Bildungseinrichtungen vor vorsätzlichen und
willkürlichen Angriffen während bewaffneter Konflikte zu schützen.
Deutschland hat die Erklärung im Mai 2018 unterzeichnet. Vom 27. bis 28.
Mai findet auf Einladung der spanischen Regierung auf Mallorca die dritte
internationale "Safe Schools"-Konferenz statt, bei der die teilnehmenden
Staaten ihre Fortschritte bei der Umsetzung der Erklärung vorstellen.

UNICEF arbeitet in der gesamten Ostukraine mit zahlreichen Partnern
zusammen, um Hunderttausenden vom Konflikt betroffenen Kindern,
Jugendlichen und ihren Angehörigen den Zugang zu psychosozialer
Unterstützung zu ermöglichen und über die Risiken von Minen zu informieren.
Darüber hinaus unterstützt UNICEF Bildungseinrichtungen, damit beschädigte
Schulen und Kindergärten wieder instandgesetzt und Unterrichtsmaterialien
aber auch Möbel und Sportausrüstung ersetzt werden können.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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GEWERKSCHAFT/1825: Bankenangebot - Erneuter Schlag ins Gesicht (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. Mai 2019

Tarifverhandlungen:

ver.di zum Bankenangebot: Erneuter Schlag ins Gesicht



Auch die vierte Verhandlungsrunde für die Beschäftigten bei privaten
und öffentlichen Banken ist ergebnislos zu Ende gegangen. Noch in der
Nacht hatte die Arbeitgeberseite der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ein neues Angebot gemacht: Drei
Jahre lang im Durchschnitt je 1,16 Prozent. ver.di-Verhandlungsführer
Christoph Meister: "Das ist kein Gehaltsangebot, das ist ein Schlag
ins Gesicht für alle Beschäftigten!"

Konkret boten die Arbeitgeber 1,7 Prozent zum 1. August 2019, 1,2
Prozent zum 1. August 2020 und 1,2 Prozent zum 1. August 2021 an.
Dies würde bei den angebotenen 36 Monaten Laufzeit mit sechs
Nullmonaten eine durchschnittliche Gehaltssteigerung von 1,16 Prozent
bei einer Inflationsrate von 2,0 Prozent im April 2019 bedeuten. "Das
ist eine erneute Frechheit. Damit wird die Absicht der Arbeitgeber
klar, die seit 2016 darauf abzielen, die tariflichen Vergütungen Jahr
für Jahr zu entwerten," so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Meister.
Ein neuer Verhandlungstermin wurde nicht vereinbart.

ver.di fordert in der Tarifrunde für die rund 200.000 Beschäftigten
bei privaten und öffentlichen Banken sechs Prozent mehr Gehalt bei
einer Laufzeit von zwölf Monaten. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. Für Auszubildende fordert die
Gewerkschaft eine Erhöhung der Vergütung um 100 Euro. Des Weiteren
will ver.di in der Tarifrunde neben einer deutlichen Gehaltserhöhung
vor allem über Arbeitsbelastung und Weiterbildung verhandeln.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/371: Deutschland im Wirtschaftskrieg, Teil 2 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 21. Mai 2019

german-foreign-policy.com

Deutschland im Wirtschaftskrieg (II)



BERLIN/BEIJING/WASHINGTON - Mit Infineon gerät der erste deutsche Konzern
im US-Wirtschaftskrieg gegen China zwischen die Fronten. Am gestrigen
Montag hat die Trump-Administration begonnen, ihren erst am Mittwoch
verkündeten Boykott gegen den chinesischen Telekomkonzern Huawei mit aller
Gewalt umzusetzen. Ziel ist es, das Unternehmen - eines der bedeutendsten
des Landes - zu ruinieren, um die Volksrepublik am weiteren Aufstieg zu
hindern. Infineon muss nun die Lieferung in den Vereinigten Staaten
produzierter Bauteile an Huawei beenden. Ein ernster Konflikt mit Beijing
wäre für den Konzern fatal: Er erwirtschaftet zur Zeit ein Viertel seines
Umsatzes in China - deutlich mehr als in jedem anderem Land - und führt
dort zentrale Zukunftsprojekte durch. Beobachter warnen, die
Trump-Administration könne die deutsche Industrie zur Entscheidung zwischen
den USA und China zwingen - ähnlich wie im Fall des Iran. Die Dax-Konzerne
machen etwa 22 Prozent ihres Umsatzes in den Vereinigten Staaten, 16
Prozent in der Volksrepublik. Als denkbar gilt freilich auch, dass der
US-Wirtschaftskrieg nach hinten losgeht.

US-Boykott

Die Trump-Administration setzt den Boykott gegen den chinesischen
Telekomkonzern Huawei, den sie am vergangenen Mittwoch fast ohne
Vorwarnzeit verkündet hat, in vollem Umfang durch. Am gestrigen Montag
teilten nicht nur große US-Chiphersteller wie Intel und Qualcomm mit, sie
würden sich dem Boykott fügen. Auch Google hat angekündigt, sich zu
beteiligen und Huawei ab sofort keine neuen Lizenzen für das Betriebssystem
Android mehr zu erteilen. Dieser Schlag trifft den chinesischen Konzern
besonders hart: Hat er Halbleiter und andere unverzichtbare US-Bauteile in
großen Mengen gelagert, so dass er noch mehrere Monate, womöglich sogar
noch ein Jahr trotz Boykott produzieren kann, so darf er nun neue
Smartphones nicht mehr mit beliebten Google-Apps ausrüsten. Sogar bereits
verkaufte Geräte werden nur noch eingeschränkt mit Updates auf den
aktuellen Stand gebracht. Damit verlieren Huawei-Smartphones, die zuletzt
in Tests Spitzenergebnisse erzielten, mit einem Schlag für einen Großteil
der Kundschaft außerhalb Chinas massiv an Attraktivität. Mit schweren
Verlusten ist zu rechnen: Huawei verkaufte zuletzt rund die Hälfte seiner
Smartphones jenseits der Volksrepublik.

Va banque

Die Folgen des Boykotts sind nicht absehbar. Die Trump-Administration zielt
ganz offen darauf ab, den wohl populärsten und für die technologische
Entwicklung Chinas womöglich wichtigsten Konzern in den Zusammenbruch zu
treiben; zahlreiche Experten sprechen von einem "nuklearen Schlag".[1] Klar
scheint, dass Huawei zumindest mit herben Verlusten zu rechnen hat.
Allerdings hat der Konzern, die US-Aggression vorausahnend, seit Jahren
umfassend Vorbereitungen getroffen, um aus den USA importierte Bauteile
sowie US-Software durch neue Eigenproduktion ersetzen zu können. Gelingt
dies, dann könnte - dem stimmen auch zahlreiche US-Fachleute besorgt zu -
der Schuss nach hinten losgehen. So kann als sicher gelten, dass nicht nur
Huawei, sondern auch andere chinesische Firmen ihre Bemühungen, von
US-Chips unabhängig zu werden, jetzt verdoppeln werden. Der
US-Halbleiterriese Qualcomm erzielte zuletzt zwei Drittel seines Umsatzes
in China; mittel- und langfristig muss er, sollten chinesische Unternehmen
künftig gleichwertige Chips bauen können, dramatische Einbrüche befürchten.
Google wiederum ist bei Smartphone-Betriebssystemen, nimmt man Apples
iPhone aus, mit Android quasi Monopolist. Allerdings sind knapp die Hälfte
aller Android-Smartphones Produkte chinesischer Hersteller (Huawei, Xiaomi,
vivo, OPPO).[2] Gelingt es ihnen, ein alternatives Betriebssystem zu
etablieren, dann hat Google beinahe die Hälfte seines Marktanteils
verspielt.

Geschäftsschwerpunkt China

Das Vabanquespiel der Trump-Administration im Wirtschaftskrieg gegen China
ist für die deutsche Industrie auch in anderer Hinsicht überaus gefährlich.
Dies zeigt etwa das Beispiel des Dax-Unternehmens Infineon aus Neubiberg
bei München. Der Chipsproduzent schloss sich dem Boykott gestern partiell
an: Sämtliche Bauteile, die Infineon in seinen US-Werken herstellt, werden
ab sofort nicht mehr an Huawei geliefert.[3] Allerdings legt der Konzern
größten Wert auf die Feststellung, der Boykott, den er in den Vereinigten
Staaten einhalten müsse, gelte nicht für seine Fabriken außerhalb der USA.
Hintergrund ist, dass die Volksrepublik längst der größte Absatzmarkt des
Unternehmens ist: Infineon setzt dort 25 Prozent seiner Produkte ab, mehr
als in jedem anderen Land einschließlich Deutschlands (15 Prozent). Der
Anteil der Vereinigten Staaten am Infineon-Umsatz beläuft sich lediglich
auf neun Prozent.[4] Hinzu kommt, dass Infineon zentrale Zukunftsprojekte
in der Volksrepublik gestartet hat. So hat das Unternehmen ein Joint
Venture mit Chinas größtem Autohersteller SAIC gestartet - zur Produktion
von Leistungshalbleitern für Elektroautos.[5] Darüber hinaus kooperiert es
mit dem Onlinegiganten Alibaba in puncto Anwendungen für das Internet der
Dinge ("Internet of Things", IoT).[6]

Geschäftsschwerpunkt USA

Hart getroffen wird etwa auch die Deutsche Telekom, die ihren
Geschäftsschwerpunkt - anders als Infineon - nicht in China, sondern in den
Vereinigten Staaten hat: Dort erzielt sie dank ihrer Tochterfirma T-Mobile
USA 48 Prozent ihres Konzernumsatzes, deutlich mehr als in der
Bundesrepublik (29 Prozent).[7] Hinzu kommt, dass T-Mobile USA dabei ist,
mit dem Rivalen Sprint zu fusionieren. Am gestrigen Montag erteilte die
zuständige US-Behörde FCC ("Federal Communications Commission") die
Erlaubnis dazu. Gerüchte besagen, dafür habe die Deutsche Telekom zusagen
müssen, beim Aufbau des 5G-Netzes in Deutschland auf Huawei-Produkte zu
verzichten.[8] Träfe das zu, dann käme es den Konzern, der bei der
aktuellen Versteigerung der deutschen 5G-Lizenzen bereits annähernd zwei
Milliarden Euro ausgegeben hat, teuer zu stehen: Huawei liefert nach
einhelliger Auffassung von Experten bessere Qualität zu niedrigeren Preisen
als die Konkurrenz; ohne seine Beteiligung dürfte der Aufbau des deutschen
5G-Netzes sich um mindestens zwei Jahre verzögern. Allerdings zielt der
Huawei-Boykott der Trump-Administration darauf ab, die daraus
resultierenden Schäden zu minimieren: Wird der chinesische Konzern schwer
geschädigt oder gar in den Kollaps getrieben, dann blieben auch
konkurrierende Staaten beim 5G-Ausbau klar zurück; europäische Staaten, vor
allem aber auch die USA könnten aufholen.

Vor der Entscheidung?

Kommentatoren warnen, die deutsche Wirtschaft könne insgesamt in eine
Situation geraten, in der sie - wie aktuell Infineon und die Deutsche
Telekom - zwischen den USA und China wählen müsse. Die Politik der
Trump-Administration erinnere an ihr "Vorgehen gegen Iran": "Mit
Wirtschaftssanktionen hat der amerikanische Präsident den Handel mit dem
Land so gut wie unmöglich gemacht", heißt es etwa in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung.[9] Nun sei die Entscheidung zwischen Iran und den USA
der deutschen Wirtschaft zwar vergleichsweise "leicht gefallen". China sei
für sie allerdings mittlerweile ebenso "unverzichtbar" wie die USA.
Tatsächlich machen etwa die Dax-Konzerne zwar 22 Prozent ihres Umsatzes in
den Vereinigten Staaten, inzwischen aber auch stolze 16 Prozent in der
Volksrepublik (21 Prozent in Deutschland), wobei ihr Umsatz in China
deutlich stärker wächst als ihr Umsatz in den USA.[10] Möglicherweise lege
es Washington gerade darauf an, die deutsche Wirtschaft zur Entscheidung zu
zwingen, urteilt der Kommentator: Es sei "töricht, die Gefahr einer
amerikanischen 'Entweder-Oder-Politik' ... zu verkennen". Ganz unabhängig
davon müsse man konstatieren: "Noch weiß niemand, welchen Preis Trump
bereit ist zu zahlen, um Chinas Aufstieg zu bremsen."




Mehr zum Thema:

Deutschland im Wirtschaftskrieg

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7940/
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UNTERNEHMEN/2777: Uniper-Hauptversammlung - Neue Recherche zeigt größte Investoren und Geldgeber (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Uniper-Hauptversammlung:

Neue Recherche zeigt größte Investoren und Geldgeber

- 11,2 Mrd. Euro erhielt Uniper seit Paris-Abkommen von Banken

- Konzern investiert Geld nach wie vor nicht im Sinne von Paris-Zielen

- Zunehmender Fokus auf Gas schafft neue Gefahren



Düsseldorf, 21.5.2019 - Einen Tag vor der Uniper-Hauptversammlung zeigt eine
Finanzrecherche die wichtigsten europäischen Investoren und Geldgeber von
Europas größten Kohleunternehmen, zu denen auch Uniper gehört.

Uniper erhielt seit der Unterzeichnung des Pariser Klimaschutzabkommens
11,2 Mrd. Euro an Krediten und Investmentdienstleistungen, allen voran von
der Deutschen Bank [1] und der niederländischen ING mit je rund 800 Mio.
Euro, knapp gefolgt von Commerzbank, Bayern LB und UniCredit mit je rund
790 Mio. Euro. Die größten Aktieninvestoren neben dem Großaktionär Fortum
waren zuletzt die US-Unternehmen Elliott Management (rd. 1,5 Mrd. Euro),
Knight Vinke (415 Mio. Euro) und Blackrock (379 Mio. Euro). Insgesamt
erhielt Uniper, unabhängig von Fortum, Aktieninvestitionen in Höhe von 3,2
Mrd. Euro.

Herausgeber der Studie "Fool's Gold" sind neben urgewald die NGOs Europe
Beyond Coal, BankTrack, Freunde der Erde Frankreich, Instituto
Internacional de Derecho y Medioambiente, Re:Common und Development YES -
Open-Pit Mines NO. Europas größte Kohlekraftwerksbetreiber [2] stehen
demnach trotz der nötigen Energiewende nach wie vor für eine Erzeugung auf
Basis fossiler Brennstoffe, vor allem Kohle. Fool's Gold zeigt die acht
führenden europäischen Geldgeber und Investoren seit Verabschiedung des
Paris-Abkommens im Dezember 2015. Laut der Analyse haben diese
Finanzinstitutionen [3] Europas Kohlegiganten mit fast 16 Milliarden Euro
unterstützt.

Studien-Autorin Kaarina Kolle, Koordinatorin für Finanz- und Energiethemen
beim Netzwerk Europe Beyond Coal, sagt: "Unipers Geldgeber und Investoren
gehen mit ihrer Unterstützung ein wachsendes finanzielles Risiko ein. Kohle
wird in den nächsten Jahren absehbar durch politische Maßnahmen wie 
CO2-Preise aus dem Markt gedrängt. Nationale Beschlüsse zum Kohleausstieg wie
in den Niederlanden bringen Kohlefirmen zusätzlich in Bedrängnis.
Finanzinstitutionen sollten aber schon zuliebe ihrer Klima-Glaubwürdigkeit
aufhören fossile Geschäftsmodelle zu fördern."

Uniper plant einen Verkauf seiner französischen Kohlemeiler an das
tschechische Unternehmen EPH Energy, das in ganz Europa Kohlefirmen
aufkauft. Katrin Ganswindt, Kohle-Campaignerin bei urgewald, kommentiert:
"Uniper versucht auf billige Art und Weise seine Kohlelast zu reduzieren.
Der Verkauf an die 'Bad Bank' EPH ist keine Lösung für die Klimakrise.
Uniper muss dafür sorgen, dass die eigenen Kohlekraftwerke geschlossen
werden."

Unipers neuer führender Anteilseigner Fortum setzt auf Gas als
Energieträger der Zukunft. Dabei taugt auch dieser Brennstoff nur als
kurzzeitige Brückentechnologie, nach 2040 allenfalls als Reserve. Regine
Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, sagt: "Kostspielige
Gaskraftwerke und -pipelines drohen die Investitionsruinen von morgen zu
werden. Gas ist anders als oft behauptet kein klimaschonender Brennstoff.
Seine Förderung und Transport setzen extrem klimaschädliches Methan frei
und verschlingen gewaltige Energiemengen."


[1] Hinweis: In der Studie wird die Deutsche Bank im Ranking lediglich als
Investor, nicht als Kreditgeber behandelt, da bei einer europaweiten
Betrachtung von Kohlekonzernen andere Kreditgeber führend sind. Mit Blick
nur auf Uniper ist sie die führende Bank bei Krediten und 
Investment-Dienstleistungen, wie hier erwähnt.

[2] Neben Uniper zusammen mit seinem finnischen Großaktionär Fortum
gehörten die Unternehmen RWE, PGE, EPH, ČEZ und Enel/Endesa zur Auswahl für
die Recherche.

[3] Untersuchte Investoren: Norwegens Pensionsfonds, Crédit Agricole,
Deutsche Bank, Standard Life Aberdeen; Untersuchte Banken: UniCredit,
Santander, Barclays und BNP Paribas


Weitere Informationen:

Neue Studie "Fool's Gold - The financial institutions bankrolling Europe's
most coal-dependent utilities"

https://urgewald.org/sites/default/files/foolsgold_final%20-%2005-20-2019_2.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:
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MELDUNG/611: Schweiz - Ein Erfolg an der Urne, aber weiterhin zu viele Schusswaffen-Opfer (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ein Erfolg 
an der Urne - aber weiterhin zu viele Schusswaffen-Opfer

Von Reto Thumiger, 20. Mai 2019



Bern - 20.05.2019. Die Schweizer Stimmbevölkerung hat sich deutlich
für ein strengeres Waffengesetz entschieden. Damit kann die Schweiz
wichtige EU-Richtlinien umsetzen. Die Gesellschaft Schweiz ohne Armee
(GSoA) zeigte sich erfreut über dieses Resultat, fordert jedoch
weitere Massnahmen, um die Sicherheit der Menschen in der Schweiz zu
gewährleisten.

In der Schweiz sterben jedes Jahr mehr als 200 Menschen durch
Schusswaffen. Das sind beinahe so viele wie im Strassenverkehr. Immer
wieder hat sich gezeigt, dass Einschränkungen im Zugang zu Waffen
wirksame Mittel sind, um diese Opfer zu verhindern. Das heute
angenommene Gesetz ist deshalb ein Schritt in die richtige Richtung.
Es braucht jedoch weitere Massnahmen, insbesondere um Affektsuizide
mit Schusswaffen zu verhindern. Die GSoA fordert deshalb, dass die
Sturmgewehre der Armee in jedem Fall im Zeughaus aufbewahrt werden
müssen und das auch Sportschützen ihre Waffen im Normalfall gesichert
im Schiessstand lagern sollen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SOZIALRECHT/075: Afghanischer Flüchtling erhält Berufsausbildungsbeihilfe (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 21. Mai 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Afghanischer Flüchtling erhält Berufsausbildungsbeihilfe



Leipzig/Berlin (DAV). Die Bundesagentur für Arbeit muss einem
afghanischen Flüchtling Berufsausbildungsbeihilfe gewähren, auch wenn
dessen Asylantrag abgelehnt wurde. Eine Voraussetzung dabei ist, dass
er seinen Unterhalt maßgeblich mit seinem Lohn bestreitet. Das Gericht
weist ausdrücklich darauf hin, dass die Bleibeperspektive auch nach
Ablehnung des Asylantrags positiv sein könnte. Es gebe eine Tendenz,
gut ausgebildeten und integrierten Personen einen Aufenthalt in
Deutschland zu ermöglichen. Die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Eilentscheidung des
Sozialgerichts Leipzig vom 6. Dezember 2018 (AZ: S 1 AL 232/18 ER).

Der Afghane lebt seit Herbst 2015 in Deutschland und macht seit August
2018 eine reguläre betriebliche Berufsausbildung zum
Einzelhandelskaufmann. Dafür erhält er rund 700 Euro brutto monatlich
im ersten Lehrjahr. Dies reicht jedoch nicht zur Deckung aller
Lebenshaltungskosten einschließlich Unterkunft. Auf Aufforderung der
Ausländerbehörde beantragte der Mann ergänzende
Berufsausbildungsbeihilfe von monatlich 113 Euro bei der Bundesagentur
für Arbeit. Diese lehnte den Antrag jedoch mit Verweis auf die
unsichere Bleibeperspektive des Flüchtlings ab. Er verfüge nach
Ablehnung seines Asylantrags lediglich über eine befristete
Aufenthaltsgestattung.

Der Mann beantragte einstweiligen Rechtsschutz zur Gewährung der
Berufsausbildungsbeihilfe. Mit Erfolg. Das Gericht nahm aufgrund der
offenen Rechtslage eine Folgenabwägung vor. Für die Gewährung spreche,
dass er den größten Teil seines Existenzminimums bereits selbst
sichere. Ohne die Aufstockung durch Berufsausbildungsbeihilfe sei das
Existenzminimum des Antragstellers gefährdet. So lange er eine
Berufsausbildung absolviere, habe er weder Anspruch auf Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz noch einen anderweitigen
Grundsicherungsanspruch. Zwar seien nach der gesetzlichen
Sonderregelung für die Ausbildungsförderung von Ausländern nur solche
förderungsfähig, bei denen ein gesicherter und dauerhafter Aufenthalt
zu erwarten sei. Es sei aber unsicher, zu welchem Zeitpunkt eine
derartige "gute Bleibeperspektive" anzunehmen sei. Das Gericht bezog
sich ausdrücklich auf die gesetzlichen Änderungen im Aufenthaltsrecht
und deren noch nicht abschließende Klärung. Es gebe eine Tendenz des
Gesetzgebers zugunsten gut integrierter erwerbstätiger Ausländer. Dies
müsse das Gericht berücksichtigen.

Auch nach Auskunft der IHK Leipzig seien in ihrem Bezirk bereits
positive Auswirkungen der Öffnung des Ausbildungsmarkts für
Asylbewerber spürbar. Die Integration in die Ausbildungsbetriebe
funktioniere sehr gut. Auch investierten die Betriebe erheblich in die
Ausbildung. Dies mache eine Übernahme nach erfolgreichem Abschluss
auch angesichts vieler unbesetzter Stellen wahrscheinlich. Im
Verhältnis zum Wert der Ausbildung und den späteren Erwerbsaussichten
einerseits und den ohne Ausbildungsvergütung und Erwerbsarbeit zu
gewährenden Sozialleistungen andererseits wiege der moderate
Förderbetrag gering.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. SozR 02/19 vom 21. Mai 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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KIRCHE/2202: "Unendlich kostbar" - Kirchenvertreter zur Bedeutung der Grundrechte (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 21.05.2019

"Unendlich kostbar"

Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) zur Bedeutung der
Grundrechte



Zum 70. Jahrestag der Verkündung und des Inkrafttretens des Grundgesetzes
haben der EKD-Ratsvorsitzende, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, und
Irmgard Schwaetzer, Präses der Synode der EKD, die Bedeutung der
Grundrechte als Basis der freiheitlichen Demokratie in Deutschland
gewürdigt.

"'Die Würde des Menschen ist unantastbar.': Dieser erste Satz des Artikel 1
ist unendlich kostbar. Entstanden aus der Erfahrung von Leid, Tod und
Verzweiflung, die von deutschem Boden ausgingen, hält er die Menschenwürde
als zentralen Wert fest. Staatliche Gewalt, die diesen Wert nicht schützt,
sondern missachtet, verliert alle Legitimität. Das macht der zweite Satz
unmissverständlich klar", unterstrich Bedford-Strohm die grundlegende
Bedeutung des Artikels 1 des Grundgesetzes. "Dieser Absatz gilt allen
Menschen. Zugleich ist er tief in der jüdisch-christlichen Tradition
verwurzelt: Der Mensch ist zum Bilde Gottes geschaffen, davon erzählt die
biblische Schöpfungsgeschichte. In jedem Menschen begegnet uns also das
Ebenbild Gottes. Wer Menschen aufgrund ihrer Herkunft, ihres Glaubens oder
ihres Geschlechts abwertet, leugnet diese Kostbarkeit des Einzelnen als
Bild Gottes. Die jüdisch-christliche Tradition ernst zu nehmen, heißt also:
sich auf die Seite der Menschenwürde und des Grundgesetzes zu stellen."

Irmgard Schwaetzer betonte, die Religionsfreiheit stehe nicht zufällig zu
Beginn des Grundrechtekatalogs in Artikel 4: "Sie ist ein zentrales
Menschenrecht. Seine Religion frei bekennen und ausüben zu können, gehört
zur Würde des Menschen dazu", so Schwaetzer. In der Demokratie spielten die
Religionen eine wichtige Rolle: "Demokratie kommt ja nicht aus ohne Werte -
ganz im Gegenteil. In den Normen des Grundgesetzes sind diese Werte bereits
verankert. Die Beziehung des Begriffs der Menschenwürde zur
jüdisch-christlichen Tradition zeigt das ganz deutlich. Darauf kann eine
wertebasierte Demokratie gut aufbauen."

Bereits im April hatten sich die Evangelische Kirche in Deutschland und die
Deutsche Bischofskonferenz in einem Gemeinsamen Wort mit dem Titel
"Vertrauen in die Demokratie stärken" zur Lage der Demokratie in
Deutschland geäußert. Das Gemeinsame Wort "Vertrauen in die Demokratie
stärken" ist als Broschüre in der Reihe "Gemeinsame Texte" (Nr. 26)
erschienen und kann unter www.ekd.de heruntergeladen oder bestellt
werden:

https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/gemeinsame_texte_26_demokratie_2019.pdf

Hannover, 21. Mai 2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 47/2019 vom 20.05.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777
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SCHACH-SPHINX/06934: In einen Plan gelockt (SB)


Mit einer fast schon blinden Ergebenheit hatte der Nachziehende im
heutigen Rätsel der Sphinx all sein Gelingen auf seinen Damenturm
gesetzt. Schließlich stand der schwarze Turm auf der c-Linie und
drückte von c2 aus auf die zweite Reihe. Weiß hatte diesen Bemühungen
nichts entgegengesetzt, hatte seinen Gegner gar dazu verlockt, diese
Pläne voranzutreiben. Erst als die schwarzen Ambitionen in die
Endphase übertraten, zeigte sich, daß er in die Falle gegangen war.
Weiß hatte sich auf der d-Linie eine mächtige Batterie aufgebaut, und
nachdem sein Gegenspieler zuletzt mit 1...f7-f6 daranging, die Früchte
seines Fleißes ernten zu wollen, brach mit Urgewalt das Verhängnis
über ihn zusammen. Binnen weniger Züge blieben von der schwarzen
Stellung nur mehr Ruinen übrig. Also, bedenke, Wanderer, der du über
die Schachbretter schreitet, manchen Plänen sollte man mit mehr
Mißtrauen begegnen, wenn nicht, zahlt man die volle Zeche.






[image: SCHACH-SPHINX/06934: In einen Plan gelockt (SB)]



Baumgartner - Titz

Österreich 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1.Dg4xg5! war ein markgefrierender Zug, der die sofortige Kapitulation
erzwang. Ein feiner Gewinnzug, denn die weiße Dame war wegen des
Mattangriffs 1...f6xg5 2.Sf4-g6+ h7xg6 3.Td3-h3# nicht zu nehmen.
Andererseits gewann Weiß bei 1...Le4xd3 mit demselben Springeropfer:
2.Sf4-g6+ h7xg6 3.Dg5-h4#
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LEHRMITTEL/223: Gemeinsam lernen mit Shakespeare - Neues Unterrichtsmaterial vorgestellt (idw)


Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 21.05.2019

Gemeinsam lernen mit Shakespeare: Neues Unterrichtsmaterial
vorgestellt



Lehrerinnen, Wissenschaftlerinnen und Referentinnen aus Belgien,
Deutschland, Schweden und den USA haben sich an der Pädagogischen
Hochschule Karlsruhe über innovative Lehrmethoden und
Unterrichtsmaterialien für sprachlich heterogene Schulklassen informiert.
Ab September stehen die Produkte kostenfrei auf www.cultureshake.eu zur
Verfügung.

Europa ist vielfältig. Sprachlich und kulturell eine bereichernde
Herausforderung - auch für Lehrerinnen und Lehrer. Immer mehr Schülerinnen
und Schüler in der EU wachsen vielsprachig auf, lernen in multilingualen
und multikulturellen Klassen: Während ein Kind mit deutschem Pass
vielleicht einen japanischen Vater hat und in England aufgewachsen ist,
hat das andere einen italienischem Pass und als erste Sprache Arabisch
gelernt, ist später in Frankreich zur Grundschule gegangen und macht nun
in Deutschland Abitur. Doch wie können sie gemeinsam lernen?

Mit Shakespeare, lautet die Antwort des Erasmus+ geförderten
Forschungsprojekts "CultureShake", in dessen Rahmen die Pädagogische
Hochschule Karlsruhe (Projektleitung), der Shakespeare Birthplace Trust
(Großbritannien), die Stiftelsen English School Göteborg (Schweden), die
Universität Primorska (Slowenien) und das Friedrich-Wöhler-Gymnasium
Singen (Deutschland) innovative Lehrmethoden und mehrsprachige
Unterrichtsmaterialien für die Sekundarstufe I entwickelt haben.
Vorgestellt wurden die Materialien nun europaweit bei
Multiplikatoren-Veranstaltungen in Stratford-upon-Avon (Großbritannien),
Göteborg (Schweden), Koper (Slowenien) und an der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe.

In Karlsruhe kamen in der dritten Maiwoche Lehrerinnen,
Wissenschaftlerinnen und Referentinnen aus Belgien, Deutschland, Schweden
und den USA zusammen, um die an deutschen und schwedischen Schulen
getesteten Module kennenzulernen. Etwa ein Methodenkompendium für
Lehrpersonen, die Shakespeare im Fremdsprachenunterricht einführen wollen,
ein Konzept für Peer Teaching-Materialien oder ein Konzept für den
digitalen Schüleraustausch.

Gewinnbringender Austausch

"Es war ein gewinnbringender, intensiver Austausch", bilanziert
"CultureShake"-Projektleiterin Dr. Annette Deschner. "Und alle
Teilnehmerinnen wollen die von uns erarbeiteten Materialien und Ergebnisse
einsetzen, sei es im Schulunterricht, in der Lehrerbildung oder bei der
Entwicklung von digitalen Lernplattformen", freut sich die
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Transdisziplinäre
Sozialwissenschaft der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe.

Ulrike Fuß, Englischlehrerin an der Nordschule Neureut, war "sehr
beeindruckt, auf wie vielfältige und kreative Weise man Jugendlichen
Shakespeare nahebringen kann." Susanne Johannson, Englischlehrerin aus dem
schwedischen Göteborg hat durch das Projekt "Shakespeare auf eine andere
Weise erfahren". Und Jackie Roberts aus Ohio (USA) freut sich über "die
vielen Ideen, die wir mit in die Vereinigten Staaten nehmen können". Alle
entwickelten Lehrmethoden und Unterrichtsmaterialien stehen ab September -
zum Ende des dreijährigen Projekts - auf cultureshake.eu kostenfrei zur
Verfügung.


Über die Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Als bildungswissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und
Habilitationsrecht forscht und lehrt die Pädagogische Hochschule Karlsruhe
zu schulischen und außerschulischen Bildungsprozessen. Ihr
unverwechselbares Profil prägen der Fokus auf MINT, mehrsprachliche
Bildung und Heterogenität sowie eine aktive Lehr-Lern-Kultur. Das
Studienangebot umfasst Lehramtsstudiengänge für Grundschule und
Sekundarstufe I, Bachelor- und Masterstudiengänge für andere
Bildungsfelder sowie professionelle Weiterbildungsangebote. Rund 180 in
der Wissenschaft Tätige betreuen rund 3.600 Studierende.

Weitere Infos auf:

http://www.ph-karlsruhe.de

http://www.cultureshake.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





THERAPIE/072: Hilfe für Jugendliche nach der Erfahrung von Missbrauch (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 20.05.2019

Hilfe für Jugendliche nach der Erfahrung von Missbrauch



Für Jugendliche, die körperliche oder sexuelle Gewalt erlitten haben, gab
es bisher nur wenige wissenschaftlich evaluierte Therapieansätze.
Psychologen der Goethe Universität haben diese Lücke geschlossen, indem
sie eine speziell auf diese Altersgruppe zugeschnittene Psychotherapie
entwickelten. Deren Wirksamkeit ist nun in einer bundesweiten Studie über
vier Jahre nachgewiesen worden.

Etwa vier bis 16 Prozent der Kinder erleben in westlichen Ländern
körperliche Misshandlungen, bei sexuellem Missbrauch liegen diese Zahlen
zwischen fünf und zehn Prozent. Die Betroffenen leiden in der Folge nicht
nur an Einschränkungen in vielen Lebensbereichen, sondern haben auch ein
erhöhtes Risiko, an einer psychischen Störung zu erkranken, insbesondere
an der Posttraumatischen Belastungsstörung. Diese ist mit belastenden
Symptomen verbunden wie wiederkehrenden Erinnerungen, Ängsten,
Schlafstörungen oder Reizbarkeit. Häufig werden Dinge und Situationen
vermieden, die an das traumatische Ereignis erinnern. Eine frühe
Behandlung kann jedoch helfen, Langzeitfolgen zu verhindern.

Das Team um Privatdozentin Dr. Regina Steil, Akademische Oberrätin am
Institut für Psychologie der Goethe-Universität, hatte bereits 2014 eine
entwicklungsangepasste kognitive Verhaltenstherapie entwickelt, die
speziell auf die Situation und Bedürfnisse von Jugendlichen zwischen 14
und 21 Jahren zugeschnitten ist. Sie umfasst 30 bis 36 Sitzungen innerhalb
von vier bis fünf Monaten und unterteilt sich in vier Behandlungsphasen.
Nach einer Kennenlernphase mit dem Therapeuten lernen die Jugendlichen
zunächst, mit ihren Gefühlen umzugehen und Strategien für den Umgang mit
Stress anzuwenden. Erst dann setzen sie sich mit ihren Gedanken und
Gefühlen zum sexuellen Missbrauch und/oder die körperliche Misshandlung
auseinander und gewinnen schrittweise wieder ein Gefühl von Kontrolle und
Sicherheit.

Dass diese neue Form der Psychotherapie die psychische Belastung effektiv
reduziert, ist jetzt im Rahmen einer vom Bundesforschungsministerium
geförderten Studie gezeigt worden. Diese stand unter der Leitung von Prof.
Rita Rosner, Lehrstuhl für Klinische und Biologische Psychologie der
Katholischen Universität Eichstätt und umfasste Behandlungsstandorte in
Berlin (Babette Renneberg), Frankfurt (Regina Steil) und Ingolstadt (Rita
Rosner). Die ersten Ergebnisse wurden in "JAMA Psychiatry", einer
Zeitschrift der "American Medical Association", veröffentlicht. Diese
zählt weltweit zu den renommiertesten psychiatrischen Fachzeitschriften.

In der Studie erhielten die jungen Patientinnen und Patienten nach dem
Zufall aufgeteilt entweder die neue Psychotherapie oder die in Deutschland
derzeit übliche Versorgung. Dieser Kontrollgruppe wurde aber nach
Abschluss der Studie die Möglichkeit gegeben, ebenfalls mit der neuen
Therapie behandelt zu werden. Nach Ende der Therapie bzw. Wartezeit wurden
die beiden Gruppen hinsichtlich ihrer psychischen Belastung verglichen. Es
zeigte sich, dass die Gruppe, die die neue Therapie bekam, deutlich
weniger Symptome einer Posttraumatischen Belastungsstörung aufwies als die
Kontrollgruppe. Aber auch andere psychische Erkrankungen, wie depressive
Symptome oder die Symptome einer Borderline-Persönlichkeitsstörung, gingen
bei der behandelten Gruppe stärker zurück. Auch drei Monate nach
Therapieende konnten diese Unterschiede beobachtet werden. "Die
erfolgreiche Überprüfung der neuen Therapieform stellt einen wichtigen
Schritt in der Verbesserung der Behandlungssituation von traumatisierten
Jugendlichen dar", fasst Dr. Regina Steil die Ergebnisse zusammen.


Originalpublikation:

Rosner R, Rimane E, Frick U, et al.

Effect of developmentally adapted cognitive processing therapy for youth
with symptoms of posttraumatic stress disorder after childhood sexual and
physical abuse: a randomized clinical trial.

JAMA Psychiatry. Published online April 10, 2019.

doi:10.1001/jamapsychiatry.2018.4349

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/346: Debatte - Wie werden wir zukünftig arbeiten? (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 20.05.2019

Debatte: Wie werden wir zukünftig arbeiten?



Sollten Maschinen den Menschen bei der Arbeit ersetzen? Machen smarte
Systeme das Arbeiten einfacher oder die Arbeitenden einsam? Zu einer
interaktiven Debatte über Chancen und Risiken im digitalen Zeitalter hat
das Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) am
Donnerstag, 16. Mai, eingeladen. Rund 50 Angestellte aus unterschiedlichen
Branchen, Studierende und Forschende haben diskutiert, wie sie sich die
Arbeitswelt von morgen vorstellen.

Dortmunder Forschende des Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung, des
Fraunhofer-Instituts für Materialfluss und Logistik und der
Sozialforschungsstelle der TU Dortmund haben eine interaktive Debatte mit
interessierten Praktikern angeregt. Acht Thesen zur Digitalisierung der
Arbeitswelt standen zur Debatte, wie technologische Arbeitslosigkeit, Big
Data und Datenschutz sowie digitale Bildung. Wie im britischen Unterhaus
zeigten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihren Standpunkt durch die Wahl
des Sitzplatzes. Die Stühle auf der einen Seite signalisierten "Ich stimme
zu", die andere Seite zeigte an "Ich sehe das anders". Im Mittelpunkt des
innovativen Formats standen die persönlichen Einstellungen und Meinungen
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Nicht richtig oder falsch: Meinung ist gefragt

Sehr kontrovers fielen die Meinungen zur These aus, ob Maschinen Menschen
bei allen monotonen und anstrengenden Arbeiten ersetzen sollten. Während
die eine Hälfte der Teilnehmenden der These zustimmte, lehnt es die andere
Hälfte ab, dass Maschinen die Arbeit von Menschen übernehmen. "Warum muss
es Menschen geben, die mit 40 Jahren nicht mehr arbeiten können, weil ihr
Job sie körperlich kaputt gemacht hat?", fragte eine Teilnehmerin, die die
These unterstützt. Ein Teilnehmer der Contra-Seite verwies hingegen
darauf, dass die Bewertung, ob Arbeitsaufgaben monoton seien, immer
subjektiv sei: "Während einige beispielsweise den Job von Kassierern für
eintönig halten, ist er für viele Angestellte sehr erfüllend".

Einig war sich die Mehrheit der Teilnehmer hingegen, dass es gut ist, wenn
moderne Systeme bei der Arbeit Vitaldaten über uns sammeln, um uns so vor
möglichen Belastungen zu warnen. Dennoch haben sich rund 65 Prozent der
Teilnehmenden gegen die These ausgesprochen, dass auf der Arbeit
Gesundheitsdaten von uns erfasst werden sollten. "Die Missbrauchsgefahr
ist höher als der Nutzen", so ein Teilnehmer. "Wir geben immer mehr
Verantwortung an die Technik ab", merkte eine weitere Teilnehmerin auf der
Contra-Seite an. Eine Befürworterin der These argumentierte: "Die hohen
Fehlzeiten zeigen, dass viele Personen nicht genug sensibilisiert sind für
Belastungen am Arbeitsplatz. Smarte Anwendungen könnten uns also schon
frühzeitig warnen, dass etwas nicht stimmt."

Eine Frage der (Weiter-)Bildung

Die Mehrheit der Teilnehmenden sprach sich für Programmieren als
Pflichtfach in der Schule aus. "Man sollte Schülerinnen und Schülern alle
Felder aufzeigen und IT-Grundlagen vermitteln, um sie so an Themen
heranzuführen, die vielleicht auf den ersten Blick nichts für sie gewesen
wären", so eine Teilnehmerin. "Außerdem würden so möglicherweise mehr
Frauen Informatik studieren." Diese Ausführungen hatten einen Teilnehmer
während der Debatte bewogen, von der Contra- auf die Pro-Seite zu
wechseln. "Nicht jeder muss Programmierer sein, die Branche ändert sich so
schnell. Besser wäre ein Fach wie theoretische Informatik, um ein
Grundverständnis zu schaffen", so ein weiterer Teilnehmer. Und welches
Fach sollte wegfallen, wenn Informatik Pflichtfach wird? "Religion",
schlug eine Teilnehmerin vor.

Der arbeitende Mensch im Mittelpunkt

Die abschließende Frage, ob wir auch zukünftig weiter versuchen sollten,
noch schlauere KI-Systeme zu entwickeln, bejahte die überwiegende Mehrheit
der Teilnehmenden. "Wenn wir aufhören, uns weiterzuentwickeln, dann hören
wir auch auf zu denken", sagte eine Teilnehmerin. "Wir sind die Nutznießer
der Digitalisierung und nicht die Opfer. Digitalisierung erlaubt, dass wir
uns als Individuen intellektuell und sozial weiterentwickeln können",
fasste IfADo-Forscher Dr. Gerhard Rinkenauer seine Vision zur Arbeitswelt
der Zukunft zusammen. Ein Teilnehmer erwiderte jedoch: "Die Entwicklung
geht so schnell voran. Ich wünsche mir aktuell nicht noch schlauere KI,
sondern Möglichkeiten, nicht abgehängt zu werden."

Der Mensch sollte im Mittelpunkt stehen, egal wie es mit dem technischen
Fortschritt weitergeht. Dieser Wunsch wurde die Debatte über immer wieder
geäußert. "Die KI soll nur reden, wenn wir sie fragen. Herrschen sollen
wir", sagte ein Teilnehmer zur These, ob künstliche Intelligenz uns auf
der Arbeit sagen sollte, was wir tun sollen.

Die Unterhausdebatte fand am Donnerstag, 16. Mai, im "Innovationslabor
Hybride Dienstleistung in der Logistik" am Fraunhofer IML statt.
Veranstaltet wurde die Debatte vom Leibniz-Institut für Arbeitsforschung
an der TU Dortmund (IfADo, Referent Dr. Gerhard Rinkenauer), dem
Fraunhofer-Institut für Materialfluss und Logistik IML (Referent
Dipl.-Inf. Benedikt Mättig), der Sozialforschungsstelle der TU Dortmund
(Referent Dr. Ralf Kopp) im Kontext des "Leistungszentrum Logistik & IT"
und des "Innovationslabors Hybride Dienstleistungen in der Logistik".
Moderiert wurde die Debatte vom Wissenschaftsjournalisten Maximilian
Doeckel.



Das Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) unter
Rechtsträgerschaft der Forschungsgesellschaft für Arbeitsphysiologie und
Arbeitsschutz e.V. erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit
auf lebens- und verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den
Ergebnissen werden Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen
Gestaltung der Arbeitswelt abgeleitet. Zu diesem Zweck beschäftigt das
IfADo rund 220 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das Institut finanziert
sich aus einer institutionellen Förderung von Bund und Land sowie aus
Drittmitteln (2018 insgesamt ca. 14 Mio. Euro). Das IfADo ist Mitglied der
Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbstständige Einrichtungen umfasst.

Weitere Informationen unter:
https://www.ifado.de/blog/2019/05/20/debatte-arbeit-digitalisierung/

- Übersicht zum Stimmungsbild der rund 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
für die jeweiligen Thesen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution670

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/535: Unna - Kurs "Salsa on the Beat - Open Shines" am 25. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Tanzkurs: Salsa on the Beat - Open Shines



Kreisstadt Unna. Open Shines ist der Ausdruck purer Lebensfreude. Der
Tanz bringt den ganzen Körper in Bewegung und durch die rhythmische
Salsa - Musik entsteht ein karibisches Gefühl. Tanzpädagoge Mike
Nabiga vermittelt im VHS Kurs am Samstag, dem 25.5.2019, verschiedene
Schrittvariationen, Drehtechniken und Fußarbeit. Am Ende des Kurses
können die Teilnehmenden viele Figuren und eine Choreographie tanzen.
Da Open Shines kein Paartanz ist, können sich interessierte Personen
einzeln anmelden. Ein Angebot, das Spaß macht, die Fitness stärkt und
die tänzerischen Bewegungsmöglichkeiten erweitert.

Der Kurs findet am Samstag, 25. Mai 2019, in der Zeit von 14 bis 17
Uhr im zib statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 18 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713 oder
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/365: Braunschweig - "Vom Fischer und seiner Frau" für Groß und Klein am 25. Mai 2019


Stadt Braunschweig

Theater im Roten Saal: "Vom Fischer und seiner Frau" 

Braunschweiger Tourneetheater "Feuer und Flamme" feiert 30-jähriges
Bestehen



Braunschweig. Das Braunschweiger freie Tourneetheater "Feuer und
Flamme" feiert sein 30-jähriges Bestehen. Aus diesem Anlass wird das
Stück "Vom Fischer und seiner Frau" von Samstag, 25. Mai, bis Montag,
27. Mai, täglich im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1, aufgeführt.
Das Jubiläumsfest startet am Samstag., 25. Mai, um 17 Uhr. Im
Anschluss an die Aufführung lädt das Theater zum Umtrunk ein.
Jubiläumsgast ist Andy Clapp, der das Publikum mit "Close-Up-Magie"
unterhalten wird. Reservierungen für die Aufführung am 25. Mai beim
Theater "Feuer und Flamme" unter der Telefonnummer 0531/ 5807645 oder
per E-Mail an theater@feuerundflamme.de.

Weitere Vorstellungen finden am Sonntag, 26. Mai, um 15 Uhr für
Familien und am Montag, 27. Mai, um 9 Uhr für Kindertagesstätten und
Grundschulkinder bis zur vierten Klasse statt. Der Eintritt beträgt
fünf Euro pro Person am Samstag und am Sonntag. Am Montag zahlen die
Gruppen vier Euro pro Kind. Weitere Informationen und Anmeldungen für
die Aufführungen am Sonntag und Montag beim städtischen Fachbereich
Kultur und Wissenschaft, unter der Telefonnummer 0531/470-4862.

"Feuer und Flamme" präsentiert das Grimm'sche Märchen "Vom Fischer und
seiner Frau" in einer vielschichtigen Form des Erzähltheaters in
bewegten spannungsvollen Bildern und mit einem Minimum an
Bühnenausstattung für Kinder von fünf bis zehn Jahren und für
Erwachsene.

1989 gründeten Tania Feodora Klinger und Ute von Koerber das Theater
"Feuer und Flamme" mit viel Idealismus, Leidenschaft und dem Ziel ein
Theater zu präsentieren, das Kinder ernst nimmt und ihnen komplexe
Themen zutraut. Es ist ein buntes Repertoire von 29 Produktionen für
Kinder und Erwachsene entstanden. Seit 2015 führt Tania Klinger das
Theater mit Solostücken und Gästen alleine weiter. Ute von Koerber
lebt inzwischen in Potsdam und widmet sich neuen Aufgaben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MELDUNG/501: Kriterien für gute Artenschutzgutachten bei Bauvorhaben vorgelegt (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg:

Gemeinsame Pressemitteilung mit BVDL, BWE-LV BW, LNV und NABU
Baden-Württemberg - 20. Mai 2019

Umwelt-, Windenergie- und Gutachterverbände legen Kriterien für
gute Artenschutzgutachten vor

Für mehr Transparenz und Qualität bei der Planung von Bauvorhaben



Stuttgart. Die baden-württembergischen Landesverbände von BUND, NABU,
LNV, Bundesverband WindEnergie (BWE-LV BW) und dem Berufsverband
Landschaftsökologie (BVDL) haben heute (20.05.) einen gemeinsam
Kriterienkatalog für eine gute gutachterliche Praxis vorgestellt.
Dieser soll dazu beitragen, bei größeren Planungen, wie dem Bau von
Windenergieanlagen oder Straßen, die Qualität der dafür benötigten
Artenschutzgutachten durch mehr Transparenz und einheitliche
Methodenstandards sicherzustellen.

Den Stein ins Rollen brachte 2017 der von NABU, BUND und LNV
vorgestellte "Gutachtencheck", bei dem eine Auswahl von
Artenschutzgutachten als Stichprobe aus verschiedenen
Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen überprüft wurden. Das
Ergebnis: Bei allen untersuchten Gutachten wurden Abweichungen von den
Empfehlungen der Landesanstalt für Umwelt (LUBW) zur Erfassung und
Bewertung von Artenvorkommen festgestellt.

Gemeinsame Richtschnur für künftige Artenschutzgutachten

Für die fünf Verbände steht fest: Qualitativ hochwertige Gutachten
müssen die Basis jeder Planung sein. Der vorliegende Kriterienkatalog
soll für alle künftigen Gutachten eine Richtschnur sein. Er kann dabei
helfen, dass der Arten- und Naturschutz ausreichend berücksichtigt
wird und professionell erstellte Artenschutzgutachten auch halten, was
sie versprechen. Einheitliche Kriterien ermöglichen es, zu bewerten,
ob eine Straße, eine Windenergieanlage oder eine neue Gewerbesiedlung
gebaut werden kann oder nicht.

Der NABU-Landesvorsitzende Johannes Enssle erklärt dazu: "Egal, ob bei
Windenergieanlagen oder im Straßenbau, qualitativ hochwertige
Artenschutzgutachten sind der Schlüssel, um sachgerecht beurteilen zu
können, inwiefern streng geschützte Arten, wie Rotmilan oder
Juchtenkäfer, von einer Baumaßnahme betroffen sind. Nur wenn hier
Klarheit herrscht, können Planungen frühzeitig angepasst werden und
Konflikte mit dem Artenschutz vermieden werden." Christian Oberbeck,
Landesvorsitzender des BWE-LV BW, ergänzt: "Beim Bau von
Windenergieanlagen sind die Gutachten die Grundlage für die
Genehmigung. Wir haben als Windenergiebranche daher ein großes
Interesse an hochwertigen und gerichtsfesten Gutachten, denn sie
verhelfen nicht nur der Natur zu ihrem Recht, sondern geben uns als
Planungsträger auch die notwendige Sicherheit im Verlauf des
Verfahrens."

Einheitliche Vorgaben für Artenschutzgutachten

Für den Bau von Windenergieanlagen gibt es in Baden-Württemberg
Empfehlungen der Landesanstalt für Umwelt (LUBW) zur Erfassung und
Bewertung von Artenvorkommen, wie beispielsweise von Greifvögeln und
Fledermäusen. Eine im Jahr 2017 von den Landesverbänden des NABU, BUND
und LNV untersuchte Stichprobe von acht Artenschutzgutachten ergab,
dass diese Vorgaben nicht immer eingehalten wurden. "Wir haben bei den
untersuchten Gutachten Abweichungen von den staatlichen Empfehlungen
zur Kartierung und Bewertung festgestellt", berichtet der 
LNV-Vorsitzende Gerhard Bronner." Beispielsweise wurden Zählmethoden zur
Kartierung von Vögeln und Fledermäusen nicht einheitlich angewandt
oder Beobachtungsdaten von Naturschutz-Aktiven vor Ort nicht, oder nur
unzureichend, berücksichtigt. Das bedeutet nicht, dass die
Windkraftprojekte schlecht für den Naturschutz waren, sondern dass die
Gutachten nicht ausreichend aussagekräftig waren."

Mit dem Kriterienkatalog für eine gute gutachterliche Praxis starteten
die drei Verbände eine Qualitätsoffensive und holten mit dem BVDL die
Berufsvertretung der Gutachter und mit dem BWE-LV BW die
Windenergiebranche ins Boot. So wollen die fünf Verbände gemeinsam für
mehr Transparenz sorgen und das Vertrauen in die Gutachten und in die
Genehmigungsverfahren wiederherstellen. BVDL-Vorstandsmitglied Hubert
Laufer sagt dazu: "Wir Gutachterinnen und Gutachter haben erkannt,
dass wir einheitliche Qualitätskriterien für die gutachterliche Praxis
brauchen. Nur so können wir eine gemeinsame Grundlage für Transparenz
und Qualität schaffen. Der Kriterienkatalog gibt uns dabei eine gute
Orientierung und wird helfen, die Standards in der Gutachterbranche
weiter zu vereinheitlichen."

BUND-Landesgeschäftsführerin Sylvia Pilarsky-Grosch führt dazu aus:
"Uns alle eint das Ziel, die Energiewende in Baden-Württemberg
voranzubringen. Der Artenschutz spielt dabei für die Akzeptanz und das
Vertrauen in die Planungsverfahren eine entscheidende Rolle. Nicht nur
wir Umweltverbände sind daher auf qualitätsvolle Artenschutzgutachten
angewiesen, auch die Bürgerinnen und Bürger sowie Trägerinnen und
Träger öffentlicher Belange, wie Kommunen, Wasserversorger und
Behörden, brauchen die Gutachten, um sich ein genaues Bild von der
Sachlage machen zu können und qualifizierte Stellungnahmen zu den
Vorhaben abgeben zu können."

Die Verbände sehen die Kooperation als richtigen Weg: "Dass sich nun
fünf Verbände zusammengetan haben, um Kriterien für einen hohen
gutachterlichen Standard auf den Weg zu bringen, ist ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung. Wir leisten damit einen wichtigen
Beitrag, um Konflikte bei Planungsvorhaben von vornherein zu
vermeiden." Der Katalog sei nicht auf die Windenergiebranche
beschränkt, sondern könne problemlos auf andere Planungsbereiche, wie
den Städte- und Straßenbau, übertragen werden. Sie wollen die
Kriterien auch bundesweit vorstellen und in die Diskussion bringen.

Der Weg zum Kriterienkatalog

Als ersten Schritt zur Erarbeitung des Kriterienkatalogs hatte das
Beratungsunternehmen IFOK im Auftrag der Verbände mit verschiedenen
Interessengruppen Interviews geführt. Nach einem speziell entwickelten
Fragenkatalog wurden Ehrenamtliche aus dem Naturschutz,
Verantwortliche der Genehmigungsbehörden, der höheren
Naturschutzbehörden, der Windenergiebranche sowie Gutachterinnen und
Gutachter nach ihren Erfahrungen aus der Praxis befragt. Auf Basis der
Interviewergebnisse erarbeiteten die fünf Verbände einen Entwurf, den
sie auf einem ganztägigen Workshop mit Vertreterinnen und Vertretern
aus Umweltverbänden, Verwaltung, Wirtschaft, Kommunen und Gutachtern
diskutierten und ergänzten.

Inhalte des Kriterienkatalogs

In den Kriterien zur Gutachtenpraxis geht es um die Einhaltung
rechtlicher Vorgaben und landesspezifischer Methodenempfehlungen.
Weiteres Ziel ist mehr Transparenz in der Dokumentation und ein
nachvollziehbarer Umgang mit den selbst erhobenen Daten und mit den
Daten von Dritten, wie beispielsweise örtlichen Artenexperten und
Fachverbänden im Fledermaus- oder Greifvogelschutz. Außerdem werden
Anforderungen zur Qualifikation und Weiterbildung der an der
Gutachtenerstellung beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gestellt. Die Qualitätskriterien sind ein Hilfsmittel für alle, die
Gutachten erstellen und Projekte entwickeln, aber auch für
Ehrenamtliche aus dem Naturschutz sowie Anwohnerinnen und Anwohner.

 * 
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POLITIK/1175: BMBF fördert Forschungsprojekt zum Insektenschutz (BMBF)


BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 20. Mai 2019

Bundesforschungsministerium bringt Insektenschutz voran

BMBF fördert Forschungsprojekt zum Insektenschutz / Karliczek:
"Insektenrückgang besser verstehen und gemeinsam Lösungen zum
Artenerhalt finden"



Der heutige Weltbienentag macht auf die Bedeutung der Bienen und den
dramatischen Rückgang der Wildbienen aufmerksam. Sie stehen
stellvertretend für viele bedrohte Insektenarten. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) engagiert sich
vielfältig für den Erhalt der Insekten. Ganz praktisch mit einem
Bienenhotel, das heute am Standort des BMBF in Berlin eingeweiht wird.
Vor allem aber fördert das BMBF auch Forschungsprojekte zum
Insektenschutz. Ein Beispiel ist das Projekt DINA, das die Ursachen
des Insektenrückgangs in Naturschutzgebieten erforscht.

"Die Honigbienen gehören zu unseren wichtigsten Nutztieren. Wildbienen
und andere Insekten erfüllen auf unserer Erde für den Menschen
überlebenswichtige Aufgaben: sie bestäuben Blüten, sorgen für die
Fruchtbarkeit des Bodens und sichern damit unsere Ernährung. Das
Insektensterben betrifft uns alle. Deshalb hoffen wir, dass viele
unserem Beispiel folgen und Insekten mehr Raum geben, zum Nisten, zur
Nahrungssuche und zur Überwinterung. Wir wollen aber auch die Gründe
für den dramatischen Insektenrückgang besser verstehen. Deshalb
fördern wir das Projekt DINA. Gemeinsam mit der Landwirtschaft und
weiteren Interessensgruppen werden im Projekt DINA Lösungen für einen
besseren Insektenschutz erarbeitet", sagte Bundesforschungsministerin
Anja Karliczek.

Weltweit nimmt die Anzahl der Arten drastisch ab. Dies bedroht auch
zunehmend unsere Lebensgrundlage. Der am 6. Mai veröffentlichte
Bericht des Weltbiodiversitätsrats (IPBES) machte dies deutlich.
Besonders kritisch ist auch der Rückgang von Insekten wie Wildbienen,
Schmetterlingen und Käfern. Die viel beachtete "Krefelder Studie" des
Entomologischen Vereins Krefeld e. V. hatte einen Rückgang der
Gesamtmenge an Fluginsekten um über 75 Prozent in den letzten 27
Jahren in Deutschland verzeichnet. Fragen zu den Ursachen und zu
systemischen Zusammenhängen dieses dramatischen Rückgangs blieben in
der Studie ungeklärt.

Das am 1. Mai gestartete Projekt "DINA - Diversität von Insekten in
Naturschutzgebieten" soll Klarheit in die Debatte zum Insektensterben
bringen. In den nächsten vier Jahren erforschen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, welche Faktoren zum
Insektensterben in welchem Umfang beitragen und wo für eine Umkehrung
des Trends angesetzt werden muss. DINA wird im Rahmen der
"Forschungsinitiative zum Erhalt der Artenvielfalt" des BMBF mit
insgesamt 4,2 Mio. Euro gefördert. Für die Umsetzung der
Forschungsinitiative stellt das BMBF in den kommenden fünf Jahren
insgesamt 200 Mio. Euro zur Verfügung. Kernelemente der Initiative
sind u. a. die Entwicklung innovativer Technologien für die
effizientere Erfassung von biologischer Vielfalt, die Analyse der
Ursachen, Dynamiken und Folgen des Artenverlustes, sowie die
Bereitstellung von Systemlösungen.

Im Rahmen von DINA werden Forschende das Vorkommen von Insekten und
deren Einflussfaktoren wie Landschaftsstruktur und Pestizideinsatz
über vier Jahre in 21 Schutzgebieten intensiv analysieren und damit
die bisher umfangreichste Studie zu Fluginsekten in Schutzgebieten
durchführen. Die Ergebnisse von DINA sollen in evidenzbasierte
Empfehlungen für die Politik, Landwirtschaft und Kommunen münden.

Unter wissenschaftlicher Leitung des Naturschutzbundes Deutschland
(NABU) arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus sieben
verschiedenen Forschungseinrichtungen mit Bürgerwissenschaftlern des
Entomologischen Vereins Krefeld e. V. und Akteuren aus Landwirtschaft
und Behörden zusammen. Die Bestimmung der Insekten findet auf Arten-
Ebene statt, u. a. durch das sogenannte DNA-Metabarcoding. Es
ermöglicht mittels des "genetischen Fingerabdrucks" eine schnelle
Bestimmung von Arten. Das Projekt DINA untersucht zudem, welchen
Einfluss verschiedene Faktoren - wie Zerschneidung der Lebensräume,
Landnutzung und ökotoxikologische Belastung - auf die
Insektengemeinschaft haben. Informationen zur Pestizidbelastung werden
beispielsweise durch chemische Analysen von Boden, Vegetation,
Insekten und Wasser sowie in angrenzenden, landwirtschaftlichen
Flächen gewonnen. Im Dialog mit Landnutzern, Verwaltern,
Naturschützern und Landeigentürmern sollen dann tragbare
Handlungsoptionen entwickelt werden.

 * 
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ATOM/1368: Rückbau AKW Brunsbüttel - reduzierte Einleitung radioaktiver Abwässer in die Elbe (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 17. Mai 2019 /
AKW Brunsbüttel

BUND begrüßt Einigung zur reduzierten Einleitung radioaktiver
Abwässer in die Elbe

Der BUND erlangt in Gesprächen mit Vattenfall und MELUND einen
gemeinsamen Erfolg bei der Reduzierung von zulässigen radioaktiven
Abwasserwerten bei dem Rückbau des Atomkraftwerks Brunsbüttel.



Kiel: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) in
Schleswig-Holstein begrüßt die Ergebnisse der vom MELUND moderierten
Gespräche mit den Betreibern des AKW Brunsbüttel, Vattenfall. Der BUND
hatte im Rahmen des Verfahrens zum Rückbau des AKW Brunsbüttel die
wasserrechtliche Einleitungserlaubnis kritisiert. Während des Rückbaus
sollte weiterhin die Einleitung von größeren Mengen radioaktiver
Substanzen erlaubt sein ohne dass ein Leistungsbetrieb stattfindet. Es
drohte deshalb ein für alle Seiten aufwändiger Rechtsstreit.

"Mit der gestrigen Vereinbarung wird die Grundlage geschaffen, den von
einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragenen Rückbau des AKW
Brunsbüttel zügig und in einem ausreichend sicheren Maß
durchzuführen", so Rainer Guschel, Atomexperte und Vorstandsmitglied
im BUND-Schleswig-Holstein. "Es ist uns im intensiven und
konstruktiven Dialog mit Betreiber und Ministerium gelungen, einen
Einleitungswert festzulegen, der nur noch knapp 3 Prozent des
gesetzlichen Grenzwertes beträgt," so Guschel weiter. Die gesetzlichen
Einleitungswerte sind vor mehreren Jahrzehnten formuliert worden und
entsprechen nicht mehr dem aktuellen technischen Stand. Die von
Vattenfall zur Verfügung gestellten Unterlagen belegen, dass das AKW
aufgrund moderner Anlagen auch schon während des Betriebes diese
Grenzwerte weit unterschreiten konnte. Der BUND ist daher überzeugt,
dass Vattenfall diese Werte im Rückbauverfahren, also ohne die
laufenden Reaktoren, noch deutlich unterschreiten kann.

"Diese Einigung schreibt ein klein wenig Atom-Geschichte" so Ole
Eggers, Landesgeschäftsführer des BUND-Schleswig-Holstein. "Mit dieser
Festlegung werden Maßstäbe für andere laufende Verfahren in der
Bundesrepublik gesetzt. Der Beschluss setzt ein hohes Vertrauen in die
technische Leistungsfähigkeit beim Betreiber Vattenfall voraus und ist
Ansporn für die anstehenden Rückbauverfahren anderer AKWs". Trotz der
vereinbarten Reduzierung schreibt das Atomgesetz zwingend vor, eine
technisch mögliche weitere Minimierung der Einleitungswerte
anzustreben.

"Mit diesem gemeinsam getragenen Arrangement ist ein wesentlich
höheres Maß an Sicherheit für die Bevölkerung an der Elbe erreicht
worden", ergänzt Eggers zufrieden.



MELUND: Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung, Schleswig-Holstein

 * 
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MASSNAHMEN/180: "Willkommen Wolf reicht nicht, Politik muss dringend handeln" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

"Willkommen Wolf reicht nicht, Politik muss dringend handeln"

Aktionsbündnis Forum Natur fordert aktives Wolfsmanagement

Der Deutsche Bauernverband ist Mitglied des Aktionsbündnis Forum Natur



Die Zahl der Wölfe in Deutschland steigt exponentiell mit erheblichen
Folgen für den ländlichen Raum, die Landnutzer und vor allem die
Weidetierhaltung. Die Schäden steigen weiter an, naturnahe
Weidewirtschaft gerät in Gefahr. "Willkommen Wolf alleine reicht
nicht, es besteht dringender Handlungsbedarf auf politischer Ebene",
betont Max Freiherr von Elverfeldt, Vorsitzender des Aktionsbündnisses
Forum Natur (AFN) und Vorsitzender Familienbetriebe Land und Forst.
Erschreckend sei, dass die Umweltministerkonferenz keine Fortschritte
erzielt habe. Nach jahrelanger Diskussion über die Ausbreitung des
nationalen Wolfsbestandes lediglich eine "Bund-Länder-Arbeitsgruppe"
einzurichten, sei für die Menschen im ländlichen Raum und die
Weidetierhalter ein Hohn. "Wir erwarten von der Bundeskanzlerin eine
rasche Entscheidung, die nach unserer Auffassung nur darin liegen
kann, dass der Weg zum Einstieg in ein aktives Wolfsmanagement
freigemacht wird", so von Elverfeldt. Das AFN habe einen
Handlungsvorschlag für ein praxisorientiertes Wolfsmanagement
vorgelegt. Von Elverfeldt startet im Rahmen einer Pressekonferenz die
Initiative des AFN "Wolf bleibt Wolf" mit der gleichnamigen
Internetseite.

Bernhard Krüsken, Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes hält
es für unrealistisch, alle Weidetierhaltungsregionen einzuzäunen,
zumal es keine wolfsicheren Zäune gebe. "Der ländliche Raum kann kein
vollverdrahteter Hochsicherheitsraum werden", sagt Krüsken. Der
Konflikt zwischen Wolf und Weidetierhaltung lasse sich auch nicht mit
dem Scheckbuch lösen. Die Wolfspolitik dürfe sich nicht allein darauf
stützen, Kosten für Herdenschutz und gerissene Schafe zu entschädigen.
"In dicht besiedelten Regionen oder Gebieten mit ausgeprägter
Weidewirtschaft sowie auf Almen und an den Küsten ist kein Platz für
den Wolf", bekräftigt Krüsken. Die aktuell diskutierte Anpassung des
Bundesnaturschutzgesetzes an das EU-Recht sei ein MUSS, aber auch nur
ein Tropfen auf den heißen Stein, wonach die Schadenshöhe als
Auslöseschwelle einen Abschuss eines Wolfes abgesenkt werde. Es
bedürfe einer Regulierung des Wolfsbestandes.

Dr. Dirk-Henner Wellershoff, Präsidiumsmitglied des Deutschen
Jagdverbandes, hob hervor, dass die rasante Zunahme des Wolfes zu
Artenschutzkonflikten führe. So habe der Wolf das älteste
Mufflonvorkommen in Deutschland (Göhrde) innerhalb von drei Jahren
ausgelöscht. Hinsichtlich der dringend erforderlichen Entnahme von
Wölfen lehnt Dr. Wellershoff ein "Sondereinsatzkommando Wolf" ab.
"Wenn es um die Entnahme von Wölfen geht, müssen Jäger vor Ort die
ersten Ansprechpartner sein. Ein mobiles bewaffnetes
Sondereinsatzkommando Wolf ohne Ortskenntnis kann nur versagen." Daher
fordert Wellershoff die Aufnahme des Wolfs ins Jagdrecht.

Das Aktionsbündnis Forum Natur (AFN) ist ein Zusammenschluss aus neun
Spitzenverbänden, die sich zum Ziel gesetzt haben, sowohl für die
wirtschaftlichen als auch für die naturschützenden Belange des
ländlichen Raumes einzutreten. Die im AFN zusammengeschlossenen
Verbände der Grundeigentümer und Landnutzer - Bauern, Waldbesitzer,
Gärtner, Winzer, Grundbesitzer, Jagdgenossenschaften, Jäger, Reiter
und Fischer - sind überzeugt, dass nur durch die nachhaltige
Naturnutzung die bestehende Kulturlandschaft mit ihrer Vielfalt an
Arten und Biotopen erhalten bleiben kann.

 * 
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POLITIK/435: Bundesministerin Klöckner legt Aktion "Bienen füttern" neu auf (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 19. Mai 2019

Bundesministerin Klöckner legt Aktion "Bienen füttern" neu auf

Über 500 Gartencenter sind Kooperationspartner - Digitalisierung in
der Landwirtschaft soll helfen, den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
zu reduzieren



Bienen, Schwebfliegen, Schmetterlinge und andere Insekten tragen
maßgeblich zum Erhalt der biologischen Vielfalt bei. Ein Drittel
unsere Lebensmittel entsteht durch ihre Bestäubungsleistung, sie
erhält und erneuert nicht nur Blütenpflanzen. Die Bestäubung ist auch
essenziell, damit Wild- und Kulturpflanzen Früchte tragen und Samen
ausbilden. Somit sichern Bienen und Insekten die Nahrungsgrundlage
vieler Tierarten. Auch für die Landwirtschaft sind sie von enormer
Bedeutung. Der globale ökonomische Nutzen, den sie durch das Bestäuben
von Agrarpflanzen leisten, wurde für das Jahr 2005 auf etwa 153
Milliarden Euro geschätzt. Rund 80 Prozent aller Pflanzenarten, die
unsere Nahrung sichern, sind auf den Besuch von Bestäuberinsekten
angewiesen. Von der Bestäubung durch Honig- und Wildbienen hängen in
Deutschland wichtige landwirtschaftliche Erträge im Pflanzen- und
Obstbau ab.

Zum Internationalen Weltbienentag am Montag, 20. Mai 2019, betont die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner:

"Der Schutz und der Erhalt von Artenvielfalt und Biodiversität sind
zentrale Zukunftsaufgaben. Eine besondere Rolle spielen dabei Bienen,
Wildbienen und andere Bestäuber. Unsere Supermärkte wären nahezu leer,
würde man alle Produkte, die es ohne die Bienen nicht gäbe, aus den
Regalen nehmen - Obst, Gemüse, Getreide. Bienen sind systemrelevant.
Wichtig ist aber auch, dass wir unterscheiden zwischen der Honig- und
der Wildbiene.

Der Schutz der Bienen ist für mein Ministerium zentrales Anliegen. Auf
europäischer Ebene habe ich vergangenes Jahr ein Verbot dreier
bienenschädlicher Neonikotinoide im Freiland gestimmt und deutlich
gemacht, dass es in Deutschland keine Notfallzulassungen bei der
Zuckerrübenbeizung dieser Wirkstoffe geben wird. Das gilt! Auch wenn
die Notfallzulassung in anderen Mitgliedstaaten der EU praktiziert
wird. Und wir wollen die Möglichkeiten der Digitalisierung nutzen, um
etwa durch den Ausbau der Präzisionslandwirtschaft den Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln deutlich zu reduzieren. Daneben haben wir als
Ministerium zahlreiche weiter Maßnahmen unternommen.

Zum Schutz der Bienen ist auch, aber nicht nur die Landwirtschaft
gefragt. Jeder kann einen Beitrag leisten, ob auf dem Balkon oder im
Garten. Denn wo nichts blüht, gibt es für die Bienen nichts zu
sammeln. Um Verbraucherinnen und Verbraucher dafür zu sensibilisieren
und zu informieren, welche Pflanzen sich als 'Bienenbuffets' eignen,
haben wir mit über 500 Bau- und Gartencentern unsere Aktion "Bienen
füttern" neu aufgelegt."


Hintergrund 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft tritt aktiv für
den Schutz der Biene und der Artenvielfalt ein:

Bundesnaturschutzgesetz und Bundesartenschutzverordnung

Honig- und Wildbienen werden aufgrund ihrer Bedeutung für die
biologische Vielfalt durch das Bundesnaturschutzgesetz und die
Bundesartenschutzverordnung besonders geschützt. In Deutschland gelten
zudem besonders strenge Vorschriften für Pflanzenschutzmittel: Der
Handel und die Aussaat von Getreidesaat, die mit Neonikotinoiden
behandelt wurde, ist verboten. Das schützt Bienen vor den Stäuben, die
bei der Aussaat des behandelten Getreides freigesetzt werden. Seit
2018 dürfen bestimmte Neonikotinoide zudem nur noch in Gewächshäusern
eingesetzt werden - also dort, wo sie den Bienen nicht schaden.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) fördert
und unterstützt Maßnahmen, die dazu beitragen, die Lebensbedingungen
von Bienen und anderen Bestäuberinsekten zu verbessern. Zum Beispiel,
wenn


	blütenreiche Saaten als Ackerrandstreifen, Zwischenfrüchte und zur Biomassenutzung verwendet,

	Streuobstwiesen angelegt werden oder Acker- in Dauergrünland umgewandelt wird.



Gründe Rückgang Insektenpopulationen

Der Rückgang der Insektenpopulationen wird derzeit intensiv
diskutiert. Es gibt viele Gründe für den Rückgang, zum Beispiel:


	Veränderungen des Klimas

	Veränderungen der Strukturen in der Landschaft, wie weniger Säume, Hecken oder gestufte Waldränder, und die Siedlungsentwicklung

	Nutzung und Bewirtschaftung der Landschaft u.a. durch die Landwirtschaft (etwa Gewässer, Wiesen und Äcker)

	Vorkommen von Schadstoffen und Lichtverschmutzung

	Verkehr und die Verkehrsinfrastruktur



Auch die Land- und Forstwirtschaft sind auf die biologische Vielfalt
angewiesen, um die Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigen
Lebensmitteln sicherzustellen und ihre Produktivität und
Wettbewerbsfähigkeit dauerhaft zu erhalten. Durch den Erhalt und die
nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt werden
Ökosystemleistungen (z. B. Bestäubung, Bodenfruchtbarkeit) und
Produktionsmöglichkeiten in einer sich wandelnden Umwelt gesichert.

Zudem ist das Vorkommen vieler Arten der Agrarlandschaft untrennbar
mit der Landwirtschaft verbunden. Eine zu starke Verringerung oder gar
Aufgabe der landwirtschaftlichen Tätigkeit würde deren Existenz
ebenfalls bedrohen. Das BMEL setzt sich für verbesserte Maßnahmen zum
Schutz der biologischen Vielfalt und der landschaftlichen
Strukturvielfalt im Agrarraum sowie im Wald ein.

Maßnahmen zum Erhalt der biologischen Vielfalt

Viele Maßnahmen mit dem Ziel, biologische Vielfalt zu erhalten und zu
fördern, haben positive Effekte auf eine Vielzahl von Organismen, auch
auf Insekten.


	Mit der Ende 2013 beschlossenen Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU wurde diese noch stärker als bisher auf die Entlohnung gesellschaftlicher Leistungen ausgerichtet. Im Rahmen des "Greenings" werden konkrete Leistungen der Landwirtschaft für Klimaschutz, Biodiversität, vielfältige Kulturlandschaften und eine nachhaltige Produktion verlangt. Die GAP nach 2020 wird weitere Anforderungen an die Einhaltung der Biodiversität stellen.

	Neben einer Verpflichtung zum Anbau verschiedener Fruchtarten und einem Dauergrünlanderhaltungsgebot müssen die Landwirte unter anderem auf fünf Prozent ihrer Ackerfläche ökologische Vorrangflächen ausweisen. Dazu zählen zum einen produktive Flächennutzungen wie der Anbau von stickstoffbindenden Pflanzen und Zwischenfrüchten. Zum anderen fallen darunter insbesondere auch nicht-produktive Flächennutzungen wie z. B. brachliegende Flächen, Pufferstreifen und Landschaftselemente wie Hecken. Seit dem Antragsjahr 2018 stehen den Landwirten mit der sogenannten "Honigbrache" und dem Anbau von Durchwachsener Silphie zwei neue für den Bienen- und Insektenschutz wichtige Möglichkeiten zur Verfügung.

	Wichtige Instrumente zur Förderung der landwirtschaftlichen biologischen Vielfalt sind auch die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) im Rahmen der 2. Säule der GAP. Sie honorieren unter anderem vielfältige Fruchtfolgen, die Anlage von Blühflächen und Blühstreifen sowie Schon- und Schutzstreifen, die extensive Grünlandbewirtschaftung und die Pflege und Unterhaltung von Hecken, Knicks, Baumreihen, Feldgehölzen und Streuobstwiesen. Darüber hinaus fördern die Bundesländer Regionaltypisches das den Erhalt spezifischer Pflanzensorten und Tierrassen zum Ziel hat.

	Seit 2017 ist über die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK) die Förderung investiver Naturschutzmaßnahmen, seit 2018 auch des Vertragsnaturschutzes möglich. Gerade bei letzterem arbeitet die Landwirtschaft eng mit dem Naturschutz zusammen.

	Bei der Weiterentwicklung der GAP nach 2020 strebt das BMEL an, dass landwirtschaftliche Leistungen zum Erhalt und zur Förderung der biologischen Vielfalt, zum Schutz der Umwelt, des Klimas, des Tierwohls und der natürlichen Ressourcen stärker durch gezielte Maßnahmen gefördert und honoriert werden. Die Direktzahlungen sollen nach wie vor Einkommen sichern und stabilisieren, zukünftig aber auch stärker am Erhalt der gesellschaftlichen Funktionen der Landwirtschaft wie der Bewahrung der Biodiversität ausgerichtet werden. Mithilfe von Indikatoren sollen die Maßnahmen künftig auf ihre Wirksamkeit überprüft werden.

	Das BMEL unterstützt weitere Initiativen, um die Lebensbedingungen von Bienen- und Insekten zu fördern. Dazu gehört zum einen die Verbraucherkommunikation. Jeder kann etwas für Bienen und andere Insekten tun. Deshalb hat das BMEL mit mehr als 500 Baumärkten und Gartencentern die Aktion "Bienen füttern" ins Leben gerufen. Sie richtet sich an alle, die Pflanzen lieben und sich dabei für Bienen einsetzen möchten. Zum anderen stehen auf dem Gelände des BMEL seit dem Sommer 2018 Bienenstöcke. Auch andere Ressorts und die Bundesländer hat das BMEL eingeladen, auf ihren Außenflächen einen aktiven Beitrag zum Bienen-/Insektenfüttern zu leisten.

	Zudem unterstützt das BMEL ein Projekt für mehr Artenvielfalt auf den Äckern, das sogenannte F.R.A.N.Z.-Projekt (Für Ressourcen, Agrarwirtschaft und Naturschutz mit Zukunft). Das Anfang 2017 gestartete Projekt wird gemeinsam von der Umweltstiftung Michael Otto (UMO) und dem Deutschen Bauernverband (DBV) getragen.



Zulassung von Pflanzenschutzmitteln

Das Institut für Bienenschutz am Julius Kühn-Institut bewertet die
Gefährlichkeit von Pflanzenschutzmitteln für Bienen, untersucht
Bienenvergiftungen und treibt die Forschung zum Bienenschutz
voran.Wissenschaftler der Europäischen Agentur für
Lebensmittelsicherheit EFSA konnten ein Risiko für Bestäuber aus der
Anwendung bestimmter Neonikotinoide ("Neonics") nicht ausschließen.
Deshalb hat Bundesministerin Julia Klöckner im April 2018 dem
Vorschlag der EU-Kommission zugestimmt, die Anwendung dieser
Neonikotinoide nur noch in Gewächshäusern zu erlauben. Seit dem 19.
Dezember 2018 dürfen Neonikotinoide mit den Wirkstoffen Clothianidin,
Imidacloprid und Thiamethoxam nicht mehr für die Anwendung im Freiland
verkauft und dort auch nicht mehr angewendet werden. In Deutschland
wird es für diese Wirkstoffe auch keine Notfallzulassungen wie in
anderen Mitgliedstaaten geben.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung 2013 den Nationalen Aktionsplan
zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (NAP)
verabschiedet. Der Aktionsplan ist Teil der Umsetzung der 
EU-Pflanzenschutz-Rahmenrichtlinie 2009/128/EG über einen Aktionsrahmen
der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden. Ziel
des NAP ist es, die Risiken für Mensch, Tier und Naturhaushalt, die
durch die Anwendung von zugelassenen Pflanzenschutzmitteln entstehen
können, zu reduzieren.

Weitere politische Initiativen:


	Das BMEL erstellt zurzeit eine Ackerbaustrategie. Darin werden auch weitere Maßnahmen zur Förderung der biologischen Vielfalt und der Insekten im Dialog mit der Landwirtschaft erarbeitet.

	Die Koalitionspartner haben zudem vereinbart, ein Aktionsprogramm Insektenschutz aufzulegen. Damit will die Bundesregierung die Lebensbedingungen für Insekten verbessern. Ein Eckpunktepapier wurde im Juni 2018 im Kabinett abgestimmt. Ein erster Entwurf des Aktionsprogramms mit konkreten Maßnahmen befindet sich in der Ressortabstimmung.

	Weitere Vorhaben wie die Nutztierhaltungsstrategie in Verbindung mit der Förderung der Weidehaltung oder die Förderung des ökologischen Landbaus tragen zum Schutz der Insekten bei.



Monitoring und Forschung

Die Bundesregierung finanziert - mit den Bundesländern das Detsche
Bienenmonitoring (DeBiMo), um die periodisch auftretenden
Winterverluste von Bienenvölkern aufzuklären. Das seit 2004 bestehende
Monitoring lieferte zur komplexen Thematik der Bienengesundheit, der
Bienenhaltung und Bienenzucht bereits wertvolle Erkenntnisse. Das BMEL
fördert gemeinsam mit den Ländern auch zukünftig das DeBiMo mit
400.000 Euro pro Jahr. Das Deutsche Bienenmonitoring ist in seiner
Dimension in Europa einzigartig und zeigt einen zukunftsweisenden Weg
für die erfolgreiche Organisation und Durchführung von
wissenschaftlicher Forschung und Ursachenergründung. Seit 2016 gibt es
am Julius Kühn-Institut (JKI) ein eigenes Fachinstitut für
Bienenschutz. Die Wissenschaftler dort forschen unter anderem zu
Interaktionen zwischen Bienen und der Landwirtschaft. 2018 hat das
BMEL zusätzlich etwa sechs Millionen Euro für die Forschung zum
Insektenschutz bereitgestellt. Das BMEL arbeitet außerdem an einem
Monitoring der landwirtschaftlichen biologischen Vielfalt in der
Agrarlandschaft. Damit werden eine verlässlichere Beurteilung der
Ursachen des Artenrückgangs und der Auswirkungen ergriffener und die
Formulierung neuer Gegenmaßnahmen in der Landwirtschaft möglich.
Ergänzend wird ein wissenschaftliches Monitoring-Zentrum zur
Biodiversität aufgebaut.

Digitalisierung

Ein wesentlicher Punkt ist zudem die Digitalisierung: Wenn
Landmaschinen über Satelliten und Sensoren gesteuert werden, können
Landwirte präziser arbeiten und Pflanzenschutz- und Düngemittel
reduzieren. Derartige Projekte und Forschungsvorhaben zur Verbesserung
der Bienenhaltung werden auch über das Programm zur
Innovationsförderung finanziell unterstützt.

Förderung für Imker

Über 90 Prozent der Bienenvölker in Deutschland werden von
Hobby-Imkerinnen und -Imkern gepflegt - nicht nur weil es eine
spannende Tätigkeit in und mit der Natur ist, sondern auch weil der
Verkauf von Honig ein einträglicher Nebenverdienst sein kann. Im
Rahmen der Beihilfe im Bienenzuchtsektor können die EU-Mitgliedstaaten
Drei-Jahres-Programme erstellen, um Maßnahmen zur Verbesserung der
Erzeugungs- und Vermarktungsbedingungen für Imkereiprodukte zu fördern
(Imkereiprogramme). Diese Programme fördern die Europäische Union und
die Mitgliedstaaten je zur Hälfte. Für das deutsche Imkereiprogramm
(mit einem jährlichen Gesamtvolumen in Höhe von rd. 3,2 Millionen
Euro) liegt die Durchführungs- und Finanzierungszuständigkeit bei den
Bundesländern. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
koordiniert und überwacht die Umsetzung.

Beihilfefähige Maßnahmen im Rahmen dieser Förderung sind:


	technische Hilfe für Imker,

	Bekämpfung von Bienenstockfeinden und -krankheiten , insbesondere der Varroatose,

	Rationalisierung der Wanderimkerei,

	Analyse von Bienenzuchterzeugnissen durch Labore,

	Wiederauffüllung des Bienenbestandes

	Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Organisationen,

	Marktbeobachtung,

	Verbesserung der Qualität der Erzeugnisse im Hinblick auf die Ausschöpfung des Produktpotenzials am Markt.



Internationaler Austausch und Konferenzen

Im Sinne von "Viele Akteure - ein Ziel" zum Schutz der Honigbienen
wurden im Jahr 2016 - gemeinsam mit dem Deutschen Imkerbund (DIB) -
drei nationale Bienenkonferenzen ausgerichtet, zu denen "Stakeholder"
aus Politik, Verwaltung, Landwirtschaft, Wissenschaft, Industrie und
der Imkerschaft eingeladen wurden. Darüber hinaus richtete das BMEL
Ende März 2017 - ebenfalls in Zusammenarbeit mit dem DIB - eine
Internationale Bienenkonferenz in Berlin aus. An ihr nahmen circa 500
Teilnehmer aus der ganzen Welt, darunter nationale und internationale
Vertreter von Administrationen und Politik, Forschung, Imkerei und
Landwirtschaft, aber auch von internationalen Institutionen wie der
FAO, OIE und von der EU-Kommission teil. So konnte auf der Grundlage
einer gemeinsamen Situationsanalyse der bestehenden, vor allem
europaweiten Probleme des Imkereisektors ein erster wissenschaftlicher
Erfahrungsaustausch auf internationaler Ebene eingeleitet und
gleichzeitig internationale Ansprechpartner identifiziert werden.

 * 
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FORSCHUNG/500: NABU startet Forschungsprojekt zum Insektenschwund in Naturschutzgebieten (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 20. Mai 2019

NABU startet Forschungsprojekt zum Insektenschwund in
Naturschutzgebieten

Grundlagen schaffen für wirksame Gegenmaßnahmen



Berlin - Im Rahmen internationaler Abkommen hat sich Deutschland zum
Schutz der Biodiversität und deren nachhaltiger Nutzung verpflichtet.
Um den Rückgang der biologischen Vielfalt aufzuhalten und in einen
positiven Trend umzukehren, sind bessere Datengrundlagen erforderlich,
die mehr Arten - auch in geschützten Gebieten - erfassen. Potentiell
negative Einflussfaktoren müssen bewertet und vermeiden werden.

Vor diesem Hintergrund startet der NABU mit Partnern ein umfassendes
Forschungsprojekt. Ziel des soeben angelaufenen Projektes DINA
(Diversität von Insekten in Naturschutz-Arealen) ist es,
wissenschaftlich basiert die Insektenvielfalt in Naturschutzgebieten
zu erfassen und zu dokumentieren. Dazu sollen in den nächsten vier
Jahren bundesweit in 21 repräsentativen Gebieten mit standardisierten
Monitoring-Methoden Insektenpopulationen erfasst werden.

Für viele Insektenarten in Deutschland gibt es keine Daten zur
Gefährdung. Von den bewerteten Insektenarten sind 40 Prozent in den
Roten Listen als bedroht eingestuft. Es wird vermutet, dass die
Verinselung der Schutzgebiete sowie deren Angrenzung an Nutzflächen
zum Rückgang der Artenvielfalt und der Insektenpopulationen beitragen.
Als Handlungsgrundlage bedarf es vertiefender Untersuchungen.
Insbesondere bei der artenreichsten Tiergruppe - den Insekten -
existiert ein großes Kenntnisdefizit", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller.

Der NABU wird dazu noch in diesem Sommer zusammen mit Projektpartnern
mit den Untersuchungen beginnen. Dabei wird die Artenvielfalt von
Fluginsekten neben anderen Messgrößen entlang von sogenannten
Transekten (Probepunkte entlang einer Linie) in regelmäßigen Abständen
erfasst und wissenschaftlich ausgewertet.

"Dieses Insekten-Monitoring wird die bislang umfangreichsten Daten für
das Vorkommen von fliegenden Insektenarten in den ausgewählten
Schutzgebieten in Deutschland generieren. Wir werden nicht nur die
Masse der Insekten erfassen, sondern auch vollständigere Artenlisten
durch modernste genetische Methoden erhalten", so NABU-Projektleiterin
Prof. Dr. Gerlind Lehmann. Neben der Erforschung der Insekten werden
zeitgleich andere Faktoren, wie zum Beispiel Landnutzung, Zustand und
Diversität der Pflanzengemeinschaften, ökotoxikologische Einflüsse und
die Zerstörung von Habitaten erfasst, die vermutlich Einfluss auf die
Insektendiversität haben.

Im Rahmen des wissenschaftlichen Forschungsprojektes werden wir die
Zivilgesellschaft von Anfang an aktiv mit einbinden. Wissenschaftliche
Daten werden innerhalb des Projektes transparent geteilt und es sind
öffentliche Veranstaltungen rund um das Thema Insekten und
nachhaltiger Schutz der biologischen Vielfalt geplant. An diesem
Diskurs können sich Vertreter von Landesbehörden, Landes- und
Bundesministerien, Landwirte und deren Verbände sowie Interessierte
aus Gesellschaft und Wirtschaft beteiligen.

Das Projekt wird mit Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) in Höhe von 4,2 Millionen Euro finanziert, wobei gut
eine Million auf den Projektteil des NABU entfallen. Projektträger ist
das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), insgesamt
beteiligen sich acht Partner-Institutionen.

Partner:


	ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung / ISOE - Institute for Social-Ecological Research Frankfurt/Main

	Internationales Zentrum für Nachhaltige Entwicklung / Bonn-Rhein-Sieg University of Applied Sciences (IZNE)

	iES Landau, Institut für Umweltwissenschaften / University Koblenz-Landau, Institute for Environmental Sciences

	Entomologischer Verein Krefeld e.V. (EVK)

	Justus-Liebig-Universität Gießen, AG Spezielle Botanik (JLU)

	Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere (ZFMK) /- Leibniz Institute for Animal Biodiversity/Zoologisches Forschungsmuseum Koenig (ZFMK)

	Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR) / Leibniz Institute of Ecological Urban and Regional Development (IOER)



Mehr Infos:

www.nabu.de/dina

 * 
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MASSNAHMEN/301: Rheindeichplanung sabotiert Wildbienenschutz (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. Mai 2019

"Wildbienenschutz darf nicht Worthülse bleiben"

Zum Schutz der Wildbienen: BUND-Delegierte fordern neue
Hochwasserschutz-Planung im Himmelgeister Rheinbogen von Düsseldorf



Die BUND-Landesdelegiertenversammlung in Düsseldorf forderte am
Wochenende in einer einstimmig verabschiedeten Resolution die
Landesregierung auf, im Himmelgeister Rheinbogen in Düsseldorf einen
ökologisch verträglichen Hochwasserschutz zu verwirklichen und damit
auch einen wichtigen Beitrag zum Wildbienenschutz zu leisten.

"Die jetzt geplante Deichsanierung auf der bestehenden Trasse
verhindert auf Jahrzehnte hinaus einen ökologischen Hochwasserschutz
im Himmelgeister Rheinbogen und zerstört zudem einen einzigartigen
Wildbienen-Lebensraum", sagte der BUND-Landesvorsitzende Holger
Sticht. "Hier kann Landesumweltministerin Heinen-Esser zeigen, dass
ihre Warnungen vor dem Schwund der Wildbienen nicht nur Worthülsen
sind."

Grundlage für die aktuelle Planung ist ein Erlass des damaligen
Umweltministers Eckhard Uhlenberg aus 2005 an die Stadt Düsseldorf mit
der Empfehlung, aus wirtschaftlichen Gründen auf eine
Deichrückverlegung zu verzichten. Die Stadt Düsseldorf sieht sich bis
heute an diesen Erlass gebunden. Der BUND fordert die jetzige
Landesumweltministerin Ursula Heinen-Esser auf, angesichts der
mittlerweile erheblich veränderten Rahmenbedingungen den Erlass vom
5.9.2005 umgehend aufzuheben, um eine Änderung der Sanierungsplanung
im Himmelgeister Rheinbogen zu ermöglichen.

"Die Planung für den Himmelgeister Rheinbogen muss grundlegend neu
konzipiert werden", sagte Michael Süßer, Sprecher der BUND-Kreisgruppe
Düsseldorf. "Aktuelle Herausforderungen, wie die ökologische
Gewässerentwicklung und das massive Insektensterben werden bislang
völlig ignoriert."

Der Himmelgeister Deich in Düsseldorf ist ein landesweit
herausragender Lebensraum für hochgradig gefährdete Wildbienenarten.
Der BUND konnte auf dem zwei Kilometer langen Deichabschnitt rund 80
Wildbienenarten nachweisen, darunter sogar ein Erstnachweis für NRW.
Insgesamt stehen 12 dieser Arten auf der Roten Liste der gefährdeten
Wildbienen-Arten. Drei Arten gelten als stark gefährdet, zwei Arten
sind sogar vom Aussterben bedroht. Viele dieser Arten sind hoch
spezialisiert und nisten nur im Deich. Würden die Dämme abgetragen und
neu aufgeschichtet, wären die Populationen der dort siedelnden Arten
ausgelöscht.

Der BUND schlägt deshalb vor, einen neuen Hochwasserdeich landseitig
zur Schaffung von zusätzlichem Überschwemmungsraum zu schaffen. Damit
würde eine Vergrößerung der ökologisch und stadtklimatisch wertvollen
Flussauenlandschaft am Rhein erzielt. Der alte Deich könnte bis auf
wenige Durchbrüche als Wildbienenlebensraum erhalten bleiben. "Im
Himmelgeister Rheinbogen lassen sich mit einer Deichrückverlegung
gleich mehrere Ziele auf einer Fläche erreichen: ökologischer
Hochwasserschutz, Insektenschutz und Klimaschutz", so Süßer.



Download der BUND-Resolution

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/BUND_NRW/LDV_2019_Duesseldorf/2019_05_19_BUND_Resolution_Himmelgeister_Deich_01.pdf
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SCHUTZGEBIET/869: 30 Jahre Grünes Band - 30 Jahre Öffnung des Eisernen Vorhangs (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 20. Mai 2019

30 Jahre Grünes Band - 30 Jahre Öffnung des Eisernen Vorhangs: BUND
fordert kompletten Schutz des größten Biotopverbunds Deutschlands 



Berlin. Zum Auftakt des Jubiläumsjahres "30 Jahre Grünes Band - 30
Jahre Öffnung des Eisernen Vorhangs" fordert der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), das Grüne Band als größten
Biotopverbund Deutschlands komplett unter Schutz zu stellen. "Der
Lebensraumverbund entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze ist
eine Schatzkammer der Artenvielfalt, die über 1.200 gefährdeten Tier-
und Pflanzenspezies ein Refugium bietet", sagt Hubert Weiger,
Vorsitzender des BUND. "Doch noch immer steht diese Lebenslinie, zu
der sich der frühere innerdeutsche Todesstreifen entwickelt hat, nicht
komplett unter Schutz. Hier müssen die zuständigen Bundesländer dem
Beispiel von Thüringen folgen."

Das Bundesland ernannte seinen 763 Kilometer langen Anteil am Grünen
Band am 9. November 2018 zum Nationalen Naturmonument, der damit nun
dauerhaft für den Naturschutz gesichert ist. Die in Deutschland recht
junge Schutzkategorie wurde 2010 in Anlehnung an die großen
US-amerikanischen Monumente wie Grand Canyon oder Devils Tower
eingeführt und soll Gebiete schützen, in denen besondere Natur- und
Kulturwerte eng miteinander verbunden sind.

"Ich freue mich sehr, dass Thüringen eine Vorreiterrolle bei der
Weiterentwicklung des Grünen Bandes Deutschland einnimmt", sagt
Thüringens Umweltministerin Anja Siegesmund. "Wir setzen damit ein
Signal von europäischer Tragweite, um die einmalige Verbindung von
Natur und Geschichte des Grünen Bandes auch für künftige Generationen
zu bewahren."

Das Land Sachsen-Anhalt will sich diesem positiven Beispiel
anschließen und noch bis Ende des Jahres seinen Anteil am Grünen Band
ebenfalls als Nationales Naturmonument ausweisen. Die weiteren
Anrainerländer sollten diesem Vorbild folgen - dies wäre aus Sicht des
BUND ein geeignetes Geschenk zum 30. Geburtstag des Grünen Bandes.

Doch ist das Grüne Band nicht nur von unschätzbarem Wert für den
Naturschutz - es hat auch eine hohe Bedeutung für den europäischen
Gedanken und ein vereintes Europa: "Als wir kurz nach dem Mauerfall im
Dezember 1989 das Grüne Band beim ersten gesamtdeutschen
Naturschutztreffen in Hof initiierten, ahnte noch niemand, dass sich
daraus diese großartige gesamteuropäische Initiative entwickeln
würde", so Weiger. "Insbesondere in Zeiten einer zunehmenden
Fokussierung der europäischen Staaten auf die jeweils eigenen Vorteile
und Interessen auf Kosten der Staatengemeinschaft, wird mit der
Initiative zum Grünen Band der europäische, völkerverbindende Gedanke
gelebt wie kaum irgendwo sonst."

Hintergrund

Das Grüne Band gilt seit 30 Jahren als ein Symbol für die Überwindung
von Grenzen und für die länderübergreifende Zusammenarbeit im
Naturschutz. Als einzigartige Erinnerungslandschaft verbindet es
Natur, Kultur und Geschichte entlang von 1.393 Kilometern mitten durch
Deutschland. In Europa verbindet es 24 Staaten auf einer Länge von
über 12.500 Kilometern und nahezu alle biogeographischen Regionen vom
Eismeer bis an die Adria und ans Schwarze Meer.

Der BUND kauft mit Hilfe von Spenden- und Fördermitteln Flächen im
Grünen Band an. In neun Pilotregionen sind bereits über 1.000 Hektar
langfristig gesichert und es werden erfolgreich Pflege- und
Entwicklungsmaßnahmen in Kooperation mit lokalen Akteuren und
Landwirten durchgeführt.

weitere Informationen:

www.bund.net/30jahre-gb

 * 
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SCHUTZGEBIET/868: Das gesamte Grüne Band sollte Nationales Naturmonument werden (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 18. Mai 2019

Das gesamte Grüne Band sollte Nationales Naturmonument werden



Vom Todesstreifen zum Lebensraum für Mensch und Natur - Thüringen hat
heute als erstes Bundesland seinen Abschnitt des Grünen Bandes zum
Nationalen Naturmonument erklärt. Umweltstaatssekretär Jochen
Flasbarth lobte in einer Festrede das Engagement des Freistaates und
rief andere Bundesländer auf, diesem Beispiel zu folgen.

Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth: "Das ist ein großartiges Signal
für den Naturschutz und ein Zeichen der Erinnerungskultur für die
Überwindung des früheren Todesstreifens zwischen den beiden deutschen
Staaten" sagte er bei dem Festakt zum Grünen Band im Thüringischen
Creuzburg und lobte das Engagement Thüringens zum Naturschutz und
Naturerleben an der früheren innerdeutschen Grenze. "Das sollte nur
der erste Schritt sein, das gesamte Grüne Band sollte Nationales
Naturmonument werden. Ich würde mich freuen, wenn alle Bundesländer
entlang des Grünen Bandes im 30. Jubiläumsjahr des Mauerfalls diesem
Beispiel folgen!"

Das gesamte Grüne Band am früheren Grenzstreifen umfasst rund 1.400
Kilometer, es berührt insgesamt neun Bundesländer. Die Hauptanteile
des Grünen Bandes liegen in Thüringen (rund 763 Kilometer) gefolgt von
Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Brandenburg und
Sachsen. Das ist der längste Verbund von Lebensräumen der Natur in
Deutschland und ein Querschnitt durch fast alle deutschen
Landschaften; von norddeutschen Niederungsgebieten bis zu den
Mittelgebirgen.

Der Bund hatte sich nach langem Ringen in den 90er Jahren um die
zukünftige Nutzung des Grenzstreifens dazu entschieden, die
Grenzgrundstücke in Bundeseigentum nicht zu privatisieren, sondern den
Bundesländern und Naturschutzinstitutionen kostenlos für die
dauerhafte Bewahrung zu überlassen. Seither sind im Grünen Band rund
6.800 Hektar von der Privatisierung ausgenommen und für den Schutz und
das Erlebnis der Natur- und Landschaftsvielfalt bereitgestellt worden.
Dies ist Teil des Nationalen Naturerbes, das der Bund im Umfang von
bundesweit rund 156.000 Hektar dauerhaft ökologisch gesichert hat.

 * 
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LAIRE/300: Müll - trotz alledem ... (SB)




Die Kokosinseln im Indischen Ozean gelten als eines der letzten
unberührten Refugien Australiens. Nur zwei der 27 kleinen Atolle
dieses Archipels sind dauerhaft bewohnt. Rund 600 Menschen leben hier
inmitten der ozeanischen Wüste, 2100 Kilometer nordwestlich von
Australien gelegen.

Vor kurzem berichtete eine australische Forschergruppe im
Wissenschaftsmagazin "Nature Scientific Reports", daß sich auf den
Kokosinseln gewaltige Mengen an Plastikmüll angesammelt haben. Dabei
fanden die Forscherin Dr. Jennifer Lavers vom Institute for Marine
and Antarctic Studies der Universität von Tasmanien und ihre
Kolleginnen in zehn Zentimeter Tiefe der Strände manchmal ein
Vielfaches des oberflächlich anzutreffenden Plastikmülls. Den
Hochrechnungen zufolge liegen auf dem Archipel 414 Millionen
Plastikteile - inklusive 997.000 Plastikschuhe und 373.000
Zahnbürsten -, die ein geschätztes Gesamtgewicht von 238 Tonnen
haben. [1]

Weil die Kokosinseln - engl. Cocos Islands, auch Keeling Islands oder
Cocos (Keeling) Islands genannt - genau nicht in einem der fünf
riesigen Plastikmüllstrudel der Ozeane liegen, wenngleich starke
Meeresströmungen nördlich und südlich an ihm vorbeiziehen, dienen sie
laut Lavers als "Kanarienvogel in der Kohlemine" für den Zustand des
gesamten Planeten. Dem geht es offensichtlich ziemlich dreckig, er
erstickt im Müll.

Als Meeresbiologin arbeite sie seit rund 15 Jahren auf entlegenen
Inseln, berichtet Lavers gegenüber AFP. Daher wisse sie, daß sich auf
fast allen von ihnen Plastik angesammelt hat, und sie sei nicht
überrascht, daß das auch für die Kokosinseln gilt. Doch habe sie
nicht damit gerechnet, daß an manchen Stellen der Strände, an denen
sie gegraben hat, der Plastikanteil mit der Tiefe sogar noch zunimmt.
Unter der Oberflächen könnten bis zum 26fachen der Menge an Plastik
liegen, die auf dem Strand liegt, vermute sie. [2]

Vor zwei Jahren hatte Lovers rund um den Globus mit ihrem Bericht
über Plastikmüll auf der südostpazifischen Insel Henderson Island
mediale Aufmerksamkeit erlangt. Mit "nur" 38 Mio. Plastikteilen war
damals die Müllmenge verglichen mit der auf den Kokosinseln zwar
weniger groß, aber der Abfall konzentrierte sich dort auf eine
wesentlich kleineren Fläche. Damals hatte Lovers behauptet,
Henderson Island sei der am stärksten mit Plastikmüll verseuchte Ort
der Welt.

Schon damals war das Problem der Plastikverseuchung der Kokosinseln
bekannt. In einer Pressemitteilung der australischen Regierung vom
31. März 2017 heißt es, daß sie ein auf fünf Jahre angelegtes
Meeresmüllprojekt auf den Kokosinseln finanziert. Bei einer
Sammelaktion seien 50.000 Teile mit einem Gewicht von fast zwei
Tonnen Plastikmüll eingesammelt worden. Dessen Herkunft solle nun
genauer identifiziert werden. Laut der Ministerin für regionale
Entwicklung Fiona Nash geht von dem Projekt ein "langfristiger
Nutzen" für die öffentliche Gesundheit der Inselbevölkerung aus. [3]

Fast die Hälfte der 8,3 Milliarden Tonnen Plastik, die weltweit in
den letzten rund 60 Jahren produziert wurden, entfiel auf die letzten
dreizehn Jahre. Dabei wird rund 40 Prozent des Plastiks im ersten
Jahr nach seiner Herstellung wieder weggeworfen. Im Jahr 2010
wanderten etwa 12,7 Mio. Tonnen Plastikmüll in die Ozeane. Man
schätzt, daß es in den Weltmeeren mehr Plastikteilchen gibt als
Sterne in der Milchstraße.

Die deutsche Plastikindustrie verzeichnete zwar in der zweiten Hälfte
des vergangenen Jahres sinkende Produktionszahlen [4], dennoch kann
man davon sprechen, was des einen Leid ist des anderen Freud'. Die
Herstellung von Plastik bleibt ein attraktiver Wirtschaftszweig, mit
allerbesten Aussichten für die Zukunft. 2017 berichtete
PlasticsEurope, der Verband der Kunststofferzeuger: "Die weltweite
Nachfrage nach Kunststoff ist erneut deutlich gestiegen und Europa
ist im internationalen Vergleich weiterhin einer der bedeutendsten
Erzeugerstandorte." [5]

Demnach wurden im Jahr 2016 weltweit 335 Mio. Tonnen Plastik
produziert, davon 60 Mio. Tonnen in Europa. Die rund 1,5 Mio.
Beschäftigen der europäischen Kunststoffindustrie erwirtschafteten
einen Umsatz von etwa 350 Milliarden Euro (2017). Das Geschäft
brummt. Und was nutzt die im weltweiten Maßstab vergleichbar hohe
Recyclingquote von Plastikabfällen in Deutschland, wenn der
nicht-recyclebare Anteil nach Übersee transportiert wird (u.a. nach
Malaysia, Indonesien, Indien, Thailand, Türkei), und dort gelagert
wird oder dann doch wieder den Weg ins Meer findet. Die
Gesamtproduktion muß sinken, um die Plastikflut aufzuhalten.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41598-019-43375-4.pdf

[2] http://www.terradaily.com/reports/Remote_island_beach_plastics_point_to_greater_waste_problem_999.html

[3] https://minister.infrastructure.gov.au/nash/releases/2017/March/fn047_2017.aspx

[4] https://www.kunststoffe.de/news/markt-und-wirtschaft/artikel/rueckgang-der-produktion-2018-in-schwierigem-umfeld-8638154.html

[5] https://www.plasticseurope.org/de/resources/publications/395-plastics-facts-2017
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AKTION/255: Dünsche, 23.5. - "Gorleben am Ende ... und/oder doch erst am Anfang?" (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 20. Mai
2019

Gorleben am Ende ... und/oder doch erst am Anfang?



Bereits 2020 werden die Teilgebiete benannt, die als Endlageregion in
Frage kommen. Gorleben ist voraussichtlich dabei.

Die Bäuerliche Notgemeinschaft, die BI Umweltschutz und das
Gorleben-Archiv informieren mit dieser Veranstaltung über die
Verfahrensschritte: "Herausforderungen für eine Standortregion im
Auswahlverfahren".

Als Gast konnte die BI Michael Müller, einen der Vorsitzenden der
Endlagerkommission, gewinnen, der vergeblich versuchte, Gorleben aus
dem Suchverfahren auszuklammern.

Die Veranstaltung findet am Donnerstag, den 23. Mai um 19 Uhr im
Gasthaus Sültemeier in Dünsche statt und gehört zum Begleitprogramm
der Ausstellung "Der Gorleben-Treck - 40 Jahre danach".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.05.2019

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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AKTIONSTAGE/1002: 'Aktion Biotonne Deutschland' - Bundesweite Aktionswochen vom 18.5.-9.6. (UBA)


Umweltbundesamt: Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit - 18. Mai 2019

Energiequelle Biomüll

Bundesweite Aktionswochen zur Biotonne vom 18. Mai bis 09. Juni 2019



So einfach und wirkungsvoll kann Recycling sein: Landen Küchen- und
Gartenabfälle immer in der Biotonne, werden daraus Energie und
Rohstoffe gewonnen. Einerseits wird daraus Biogas gewonnen, etwa für
grünen Strom und Wärme oder als Ersatz für Erdgas und Diesel,
andererseits wird in Kompostierungsanlagen daraus Kompost für
Landwirte und Gartenfreunde. Die 'Aktion Biotonne Deutschland' macht
darauf aufmerksam und wirbt für mehr Akzeptanz und Bereitschaft zum
Sammeln von Bioabfällen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Es lohnt sich, Küchenabfälle
getrennt zu sammeln. Denn Kartoffel-, Möhren- oder Bananenschalen sind
echte Ressourcen. Mit dem daraus hergestellten Kompost wird
Kunstdünger und klimaschädlicher Torf ersetzt, Biogas aus Bioabfällen
wiederum kann bei der Produktion von Strom und Wärme fossile
Brennstoffe ersetzen. Das ist ein echter Beitrag zur Energiewende,
schützt unser Klima und steht für einen schonenden Umgang mit unseren
Ressourcen. Deswegen plädiere ich für die flächendeckende Einführung
der Biotonne durch die Städte und Landkreise. Nur wenn Bioabfälle
getrennt gesammelt werden, können wir sie für den Klimaschutz nutzen."

Die 'Aktion Biotonne Deutschland' startet am 18. Mai. Sie hilft den
Kommunen bei der Abfallberatung vor Ort. Die bis zum 9. Juni 2019
laufenden bundesweiten Aktionswochen zur getrennten Bioabfallsammlung
werden unterstützt vom Bundesumweltministerium im Rahmen des 
5-Punkte-Plans für weniger Plastik und mehr Recycling sowie vom
Umweltbundesamt, dem Naturschutzbund Deutschland, dem Verband
kommunaler Unternehmen, den Abfallwirtschaftsverbänden, dem
Einzelhandelsverband und seinen Mitgliedern sowie von vielen Städten,
Landkreisen und Abfallzweckverbänden.

Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamtes: "Bundesweit
könnten wir noch über drei Millionen Tonnen mehr Bioabfälle über die
Biotonne sammeln. Plastiktüten, Glas und andere Fremdstoffe sind dabei
allerdings tabu. Denn die Biotonne und das Kompostieren stehen für den
Naturkreislauf und kaum jemand würde auf die Idee kommen, Plastik und
Glas auf den Komposthaufen im Garten oder in die Natur zu werfen. Also
gehört das auch nicht in die Biotonne."

Unter dem Kampagnendach 'Aktion Biotonne Deutschland' veranstalten
Städte und Landkreise in diesem Jahr während der Aktionswochen
bundesweit Aktionen für mehr getrennt gesammelte und saubere
Bioabfälle ohne Fremdstoffe wie Kunststoffe. Auf der bundesweiten
Internetseite www.aktion-biotonne-deutschland.de sind Informationen
rund um die Biotonne abrufbar. Zudem haben 140 Städte und Landkreise,
zuständig für die Biotonne in knapp 3.000 Städten und Gemeinden, ihre
lokale Servicenummer zur Biotonne eingestellt. Daneben gibt es die
NABU-Onlinesuche zur allgemeinen lokalen Abfallberatung unter 

https://www.nabu.de/abfallberatung.

Links

Aktion Biotonne

http://www.aktion-biotonne-deutschland.de/

 * 

Quelle:

UBA-Presse-Information Nr. 11/2019, 18.05.2019

Herausgeber:

Umweltbundesamt (UBA)

Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

Postanschrift:

Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

E-Mail: pressestelle@uba.de

Internet: www.umweltbundesamt.de
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AUSSTELLUNG/480: Cuxhaven - "Naturbühne - die Kegelrobben vor Helgoland" bis zum 11. August 2019


Stadt Cuxhaven

Naturbühne - die Kegelrobben vor Helgoland



Cuxhaven / Helgoland im April 2019 - Eine neue Sonderausstellung mit
Aufnahmen von Kegelrobben vor Helgoland ergänzt vom 16. Mai bis 11.
August 2019 das Veranstaltungsprogramm im Jubiläumsjahr des
Wattenmeer-Besucherzentrums.

Unter dem Titel "Naturbühne - die Kegelrobben vor Helgoland" - werden
Fotografien von Lilo Tadday als Sonderausstellung zu sehen sein.
Gezeigt wird eine Auswahl ihrer Fotos, die in einem Zeitraum von über
25 Jahren entstanden sind.

Auf der vorgelagerten Helgoländer Düne können die größten Raubtiere
Deutschlands ungehindert beobachtet werden. Heimisch sind die
Kegelrobben auf der einzigen Hochseeinsel Deutschlands erst seit gut
20 Jahren. Eine Besonderheit der Tiere ist die Wurfzeit der jungen
Kegler, die nicht etwa in den milden Sommermonaten stattfindet,
sondern zwischen Mitte November und Mitte Januar.

Lilo Tadday lebt auf Helgoland und hatte ihre Protagonisten somit
täglich vor der Linse. Gebürtig kommt sie aus Karlsruhe, wo sie auch
ihre Ausbildung als Fotografin absolvierte. Zuletzt wurde ihre
Kegelrobbenausstellung im Deutschen Meeresmuseum in Stralsund und im
Erlebniszentrum "Naturgewalten" auf Sylt gezeigt. Am malerischen Helgoländer
Binnenhafen betreibt Lilo Tadday ihr kleines Fotoatelier in einer
Hummerbude (www.foto-helgoland.de).

Die ausgewählten Fotografien sind bis einschließlich 11. August 2019
zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SPIELE/428: Braunschweig - Senioren-Spielenachmittage am 27. und 28. Mai 2019


Stadt Braunschweig

Senioren-Spielenachmittage in der Weststadt und im Heidberg



Braunschweig. Ein Spielenachmittag für Senioren findet am Montag, 27.
Mai, von 15 bis 17 Uhr, in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, statt. ein weiterer Spielenachmittag
für Senioren wird am Dienstag, 28. Mai, von 15 bis 17 Uhr, in der
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4,
veranstaltet. Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue,
bekannte und unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch
Zuschauer sind willkommen. Der Eintritt ist frei.

Die Zweigstelle Weststadt ist montags und donnerstags von 10 bis 18
Uhr geöffnet. Der nächste Spiele-Nachmittag findet in der Weststadt am
Montag, 24. Juni, statt. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6857.

Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags von 10 bis 18 Uhr
geöffnet. Der nächste Spiele-Nachmittag findet in der Weststadt am
Dienstag, 25. Juni, statt. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 26309473.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 20. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7428: Lippstadt - Führung "Die Stadt auf den zweiten Blick" am 28. Mai 2019


Stadt Lippstadt

Lippstadt auf den zweiten Blick - Öffentliche Themenführung am 28.
Mai



Lippstadt. Am Dienstag, dem 28. Mai, bietet die Stadtinformation eine
öffentliche Führung durch die südwestliche Altstadt und das
Nicolaiviertel an. Stadtführerin Marlene Schlömer führt die
interessierten Gäste durch das Nicolaiviertel und erläutert die
Geschichte und Architektur der Nicolaikirche. Auch Lippstädter und
häufige Besucher werden bei dieser Führung neue Seiten der Lippe-Stadt
entdecken.

Start ist um 18 Uhr am Rathaus. Die Führung dauert 90 Minuten und
kostet 6,00 Euro für Erwachsene, Kinder, Schüler und Studenten zahlen
3,00 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch
unter 02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 21. Mai 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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